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Anhänger der Hindupartei Bharatiya Janata Party (BJP) warfen der 
Sozialarbeiterin vor, in Wahlhelferfahrzeugen christliche Literatur und 
Anti-Hindu-Anstecknadeln zu transportieren, um Hindus zum Übertritt 
zum Christentum zu verführen und damit den „Geist der Menschen gegen 
den Hinduismus zu verschmutzen“. Sie wurde auf Kaution entlassen. 
Christen vor Ort wiesen die Behauptungen zurück. Die Literatur sei der 
Frau untergeschoben worden. 

Bundesstaat Karnataka: Gebetsversammlung von Hindus gestürmt – 
Anhänger der nationalistischen Hindutva verprügelten im südindischen 
Bundesstaat Karnataka am 12. April 2009 einen Pastor. Sie warfen Ra-
jesh Kurdekar aus dem Bezirk Shimoga vor, Hindus zwangsbekehrt zu 
haben. Wie der Gesamtrat indischer Christen (GCIC) berichtete, sollen 
etwa 20 Extremisten eine Gebetsversammlung der Gemeinde von Pastor 
Kurdekar gestürmt, die Mitglieder fotografiert und vor weiteren Gottes-
dienstbesuchen gewarnt haben. 

Bundesstaat Chhattisgarh: Ermittlungen gegen Pastor – Anhänger der 
Hindupartei Bharatiya Janata Party (BJP) und weiterer Gruppen aus 
Tarbahar im ostindischen Bundesstaat Chhattisgarh bezichtigten Pastor 
Markus Ram, illegal große Mengen an Alkohol zu lagern. Unbekannte 
hatten nach Informationen des Nachrichtendienstes Compass Direct den 
Alkohol zuvor bei der Pastorenwohnung auf dem Kirchengelände abge-
stellt. Am 15. April schleppten die Männer den Pastor gegen zwei Uhr 
morgens. 

Nach den Unruhen in Orissa im Jahr 2008 – ein Bild der Zerstörung. Dieses Ehepaar hat 
alles verloren. Ihr Haus, ein Trümmerhaufen. Quelle: Open Doors
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Bundesstaat Maharashtra: Verwüstung bei Sonntagsmesse – Fast 25 
Hindu-Extremisten stürmten einem Bericht der „Times of India“ zufolge 
im westindischen Bundesstaat während der Sonntagsmesse am 19. April 
2009 die 100 Jahre alte „Douglas Memorial Church“ von Saoner, etwa 40 
Kilometer von Nagpur entfernt.  

Mai

Bundesstaat Chhattisgarh: Christliche Jugendliche angegriffen – An-
hänger des hindu-extremistischen Bajrang Dal, des Jugendflügels des 
Welthindurates, griffen in Bilaspur im ostindischen Bundesstaat Chhat-
tisgarh am 3. Mai 2009 mehrere junge Christen an. Die Jugendlichen 
hatten sich zu einem Gebetstreffen in einer Hausgemeinde versammelt. 
Am Abend verbrannten die Hindus Bibeln und weitere Bücher, zerbra-
chen Haushaltsgeräte und bedrohten die Christen, sollten sie ihre „Akti-
vitäten“ fortführen. 

Bundesstaat Manipur: Drei Kirchen niedergebrannt – Mutmaßlich 
Hindu-Extremisten brannten im nordostindischen Bundesstaat Manipur 
innerhalb von zwei Tagen drei Kirchen nieder: Am 10. Mai 2009 eine 
Baptistengemeinde in Phumlou und eine katholische Kirche in Phayeng; 
am nächsten Tag eine weitere Kirche in Taolong. 

Bundesstaat Orissa: Angriff gescheitert – Hindu-Extremisten versuchten 
am 11. Mai 2009 Christen in einem Flüchtlingslager in Mondakai in der 
Provinz Kandhamal anzugreifen. Laut dem Gesamtrat Indischer Chris-
ten kamen die Angreifer im Schutz der Dunkelheit. Sie schlugen Trom-
meln und sangen Hindu Parolen.  

Bundesstaat Assam: Baptistengemeinde verwüstet – Im nordostindischen 
Bundesstaat Assam verwüsteten zehn radikale Hindus vom Vishwas 
Hindu Parishad (Hindu-Weltrat) eine Baptistenkirche in Jorhat. Der Vor-
fall ereignete sich am 31. Mai 2009. 

Juni 

Bundesstaat Karnataka: Hindus verprügeln Christen – Im südindischen 
Bundesstaat Karnataka verhaftete die Polizei mehrere Christen. Sie 
wurden von Hindus wegen Zwangsbekehrung angezeigt. Der Vorfall er-
eignete sich am 12. Juni 2009 in Renuka Lodge. K. Nagaraj, Pastor einer 
Hauskirche, hatte eine mehrtägige Gebetsversammlung organisiert, an 
der Pastoren und weitere Christen teilnahmen. Gegen Mittag stürmten 
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20 Männer das Haus. Sie beschuldigten die Christen, Hindus zu beste-
chen, damit sie zum Christentum übertreten. Die Männer schlugen auf 
die Gruppe ein und brachten sie zur Polizeistation. 

Bundesstaat Karnataka: Polizei schließt apostolische Kirche – Die Polizei 
hat am 7. Juni 2009 in Davanagere im südindischen Bundesstaat Karna-
taka eine apostolische Kirche geschlossen.  

Bundesstaat Andhra Pradesh: Pastor angegriffen und verhaftet – Auf-
grund einer Beschwerde wegen Zwangsbekehrung wurde im ostindischen 
Bundesstaat Andhra Pradesh ein Pastor verhaftet. Der Vorfall ereignete 
sich am 7. Juni 2009 in Hyderabad. Laut der indischen Evangelischen Al-
lianz war Pastor David Raju von einheimischen Christen in Mangalagiri 
zu einem Predigtdienst eingeladen worden. Etwa 20 Hindu-Extremisten 
verprügelten den Pastor und beschuldigten ihn der Zwangsbekehrung 
sowie der Verteilung von christlichen Traktaten.  

Juli

Bundesstaat Gujarat: Henna-Bemalung führte zu Angriff auf Schule 
– Mutmaßlich Hindu-Extremisten griffen am 6. Juli 2009 eine christ-
liche Schule in Dahod im westindischen Bundesstaat Gujarat an. Laut 
der Indischen Evangelischen Allianz (EFI, Neu Delhi) hätte die Verwal-
tung der Schule einige hinduistische Studentinnen auf eine Schulregel 
hingewiesen.  

Bundesstaat Madhya Pradesh: Extremisten verprügeln Pastor – Etwa 50 
Hindu-Extremisten stürmten im zentralindischen Bundesstaat Madhya 
Pradesh eine Kirche und verprügelten den Pastor und dessen Familie, 
darunter zwei Kinder. Der Vorfall in der Beersheba-Kirche ereignete sich 
am 14. Juli 2009. Die Anhänger der hindu-nationalistischen Organisatio-
nen Rashtriya Swayamsevak Sangh (RSS) und Bajrang Dal (Jugendflügel 
des Hindu-Weltrats) beschädigten Musikinstrumente der Gemeinde und 
nahmen Bücher und ein Mobiltelefon mit. 
 
Bundesstaat Haryana: Christen aus Kinderzentrum vertrieben – Hindu-
Extremisten der Bharatiya Janata Party (BJP) griffen am 19. Juli 2009 
Mitarbeiter eines Kinderschulungszentrums in Ambala im nordindischen 
Bundesstaat Haryana an. Sie schlugen die Christen und befahlen ihnen, 
das Gelände zu verlassen. Unter den Opfern sind auch Pastor Daniel 
Kamaraj und einer seiner Mitarbeiter. 
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Bundesstaat Manipur: Christen sollen nach Hindu-Brauch beerdigt wer-
den – Die Leiter der Ortschaft Huikap im nordostindischen Bundesstaat 
Manipur versuchten eine Anordnung durchzusetzen, wonach es Christen 
verboten ist, ihre Toten im Dorf zu begraben. Laut dem Gesamtindischen 
Christenrat kam es zu der verfassungswidrigen Anordnung, nachdem ein 
zweijähriger Junge einer christlichen Familie am 19. Juli 2009 in einem 
Teich ertrunken ist. Der Junge wurde auf dem Kirchengelände beerdigt.  

Bundesstaat Karnataka: Hindus stürmen Gebetsversammlung – Hindu-
Extremisten fielen am 26. Juli 2009 in eine Gebetsversammlung der St. 
Thomas Evangelical Kirche in Hassan im südindischen Bundesstaat Kar-
nataka ein. Sie verprügelten den Pastor und zerstörten die Einrichtung.  

August 

Bundesstaat Maharashtra: Zwei Evangelisten brutal verprügelt – Zwei 
Evangelisten aus dem westindischen Bundesstaat Maharashtra wurden 
von Anhängern der hindu-nationalistischen Organisation Bajrang Dal 
verprügelt. Wie das Hilfswerk für verfolgte Christen Open Doors erfuhr, 
brachte man Francal Digal und Narayan Manjhi anschließend zur Poli-
zei. Der Vorfall ereignete sich am 8. August 2009. 

Bundesstaat Orissa: Opfer brauchen weiter unsere Gebete – Die 17-jäh-
rige Manini Digal und der 60-jährige Junas Nayak sollten heute eigent-
lich tot sein. Denn gewalttätige Hindus verletzten sie lebensgefährlich. 
Doch Dank der Unterstützung vieler Christen weltweit konnten sie geret-
tet werden. Vor einem Jahr – am 23. August 2008 – begannen die Angriffe 
auf Christen im ostindischen Bundesstaat Orissa. Mehrere Wochen lang 
gingen Hindu-Extremisten nach der Ermordung eines ihrer Anführer 
brutal gegen Christen in der Provinz Kandhamal vor. 

Indien: Auf der Schwarzen Liste der US-Kommission – Zu wenig tut der 
indische Staat, um religiöse Minderheiten zu schützen. Wegen Verlet-
zungen der Religionsfreiheit hat die US-Kommission für Internationale 
Religionsfreiheit (USCIRF) Indien auf ihre Beobachtungsliste gesetzt. 
Die USCIRF begründete dies mit einer „beunruhigenden Zunahme“ der 
Gewalt gegen religiöse Minderheiten wie Christen oder Muslime. Es sei 
außerordentlich enttäuschend, meinte USCIRF-Vorsitzender Leonard Leo 
am 12. August 2009, dass Indien „so wenig getan hat, um die sehr be-
drängten religiösen Minderheiten zu schützen“. Die Liste führt Länder 
auf, in denen die Religionsfreiheit schwer verletzt wird. Darauf stehen 
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auch Ägypten, Afghanistan, Indonesien, Kuba, Laos, Russland, Somalia, 
Tadschikistan, die Türkei, Venezuela und Weißrussland. Indien wurde 
noch im Jahr 2005 wieder von der Liste genommen.

Willkürliche Gewalt – Ende August jährten sich die blutigen Angriffe 
auf Christen im ostindischen Bundesstaat Orissa. Nach dem Mord an 
einem Hindu-Führer am 23. August 2008 in der Provinz Kandhamal gab 
es mehrere Wochen lang pogromartige Ausschreitungen gegen Christen. 
Über 300 Dörfer wurden zerstört; 54.000 Christen flüchteten vor den 
Angriffen. 

Regierung: Indien achtet die Religionsfreiheit – Der Entschluss der Kom-
mission wurde von der indischen Regierung kritisiert. Die Entscheidung 
des US-Gremiums sei „bedauerlich“, so Vishnu Prakash, Sprecher des in-
dischen Außenministeriums. Indien sei eine multi-ethnische und multi-
religiöse Gesellschaft. „Die Verfassung Indiens garantiert Religionsfrei-
heit und Chancengleichheit allen Bürgern, die in Frieden und Harmonie 
zusammen leben. Sollte es zu Verirrungen kommen, wird das unter dem 
wachsamen Auge einer unabhängigen Justiz und aufmerksamer Medien 
unverzüglich im Rahmen der Gesetze aufgearbeitet.“

Blutige Bilanz – Den Mord an einem Hindu-Führer am 23. August 2008 
in der Provinz Kandhamal schoben dessen Anhänger der christlichen 
Minderheit zu. Maoisten bekannten sich zu der Tat. Doch unbeirrt zogen 
aufgehetzte Hindus mehrere Wochen lang zu pogromartigen Vergeltungs-
schlägen gegen Christen aus. Sie waren mit Äxten, Macheten, Schuss-

Christen in einem Flüchtlingslager beim Gebet. Ein Strohdach, eine Plane auf dem Boden 
ist ihre „Kirche“. Quelle: Open Doors
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waffen oder Kerosinkanistern bewaffnet. In 14 der 30 Distrikte in Orissa 
kam es zu Unruhen. Die blutige Bilanz: 120 Tote, hunderte Verletzte und 
315 völlig zerstörte Dörfer. Nach amtlichen Schätzungen wurden 252 Kir-
chen, 4.640 Häuser und 13 Schulen zerstört. 54.000 Menschen flohen in 
umliegende Wälder oder in ein Flüchtlingslager. Es sollen die schlimms-
ten Ausschreitungen gegen Christen seit der Unabhängigkeit Indiens 
(1947) gewesen sein. 

Bundesstaat Karnataka: Pastor aus dem Dorf gejagt – Im südindischen 
Bundesstaat Karnataka wurde ein Pastor mit seiner Familie aus dem 
Dorf vertrieben. Laut einem Bericht der Indischen Evangelischen Allianz 
hatten zuvor etwa 20 Hindu-Extremisten am 9. August 2009 den Got-
tesdienst des „Indian Missionary Service“ gestürmt. Dem Pastor wurden 
Zwangsbekehrungen von Hindus vorgeworfen. 

Bundesstaat Karnataka: Extremisten stürmen Gebetstreffen – Anhän-
ger des hindu-nationalistischen Vishwa Hindu Parishad (Hindu-Weltrat – 
VHP) stürmten im südindischen Bundesstaat Karnataka das Haus eines 
Christen. Mehrere Gemeindemitglieder hatten sich dort zu einem Gebet-
streffen versammelt. Die Männer durchsuchten das Haus und entwende-
ten christliche Literatur. Der Vorfall ereignete sich am 16. August 2009.   

Bundesstaat Madhya Pradesh: Verhexter Hindu wird trotzdem Christ – 
Kurze Zeit nachdem sich ein Hindu zum Christentum bekehrte, wurde 
sein Haus von radikalen Hindus niedergebrannt. Der Vorfall ereignete sich 
am 2. August 2009 im zentralindischen Bundesstaat Madhya Pradesh. 

Bundesstaat Karnataka: 20 Christen sollen Dorf verlassen – 20 Christen 
sollen nach dem Willen von Dorfoberen und extremistischen Hindus aus 
der Ortschaft Gulbarga im südindischen Bundesstaat Karnataka ver-
schwinden. Auslöser war ein Taufgottesdienst der Gemeinde. Pastor Suk-
ruuth Raj wird vorgeworfen, maßgeblich an der Bekehrung der Täuflinge 
zu Jesus Christus beteiligt gewesen zu sein. Wie der Gesamtindische 
Christenrat berichtete, sagte Pastor Raj: „Alle Christen sind aus demsel-
ben Dorf und sie werden dort bleiben.“  

Bundesstaat West Bengal: Radikale greifen Christen an – Mehrfach kam 
es in den vergangenen Wochen in Bishnupur im nordostindischen Bun-
desstaat West Bengal zu Übergriffen auf Christen. Am 20. August 2009 
nötigten 15 mit Bambus- und Eisenstangen bewaffnete Hindus Khagen 
Majhi, seinem Glauben abzuschwören.  
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Bundesstaat Andhra Pradesh: Neues Gemeindehaus in Brand gesetzt 
– In der Nacht des 20. August 2009 wurde im südostindischen Bundes-
staat Andhra Pradesh ein Kirchenneubau in Brand gesetzt. Der Bau der 
„Beste-Freunde-Kirche“ in Mahasamudram war behördlich genehmigt. 

Bundesstaat Kerala: Bewaffnete Hindus stürmen Gebetstreffen – Im süd-
indischen Bundesstaat Kerala stürmten etwa 25 Hindus die Full Gospel 
Church in Pullad. 

Bundesstaat Orissa: Pastor zu zehn Jahren Gefängnis verurteilt – Wegen 
des Vorwurfs der Vergewaltigung einer Schülerin sitzt ein Pastor im 
ostindischen Orissa seit dem 28. Januar 2008 in Haft. Nun wurde S. P. 
Lima – laut ärztlichem Gutachten unschuldig – zu zehn Jahren Gefäng-
nis verurteilt. 

Bundesstaat Orissa: Heimtückischer Angriff in Kandhamal – Heimtü-
ckisch griffen Hindu-Extremisten am 29. August 2009 im Unruhebezirk 
Kandhamal im ostindischen Bundesstaat Orissa Christen an. 

September

Bundessstaat Orissa: Familie eines Pastors verprügelt – In der Provinz 
Kandhamal im ostindischen Bundesstaat Orissa fielen am 3. September 
2009 extremistische Hindus in das Haus eines Pastors ein, in dem Chris-
ten gerade einen Gottesdienst feierten. Pastor Isaac Digal, seine Frau und 
seine Tochter wurden verprügelt; ihr Haus geplündert. 

Bundesstaat Rajasthan: 30 Extremisten greifen zwei Evangelisten an – 
Etwa 30 Hindu-Extremisten lauerten am 4. September in der Nähe von 
Banswada im westindischen Bundesstaat Rajasthan zwei Evangelisten 
von Gospel for Asia auf und schlugen brutal auf sie ein. 

Bundesstaat Madhya Pradesh: Polizei verhaftet Prediger – Die Polizei 
verhaftete am 8. September 2009 im Bezirk Barwani im zentralindischen 
Bundesstaat Madhya Pradesh einen Evangelisten, nachdem sich Anhän-
ger einer hindu-nationalistischen Gruppe über ihn beschwert hatten. Der 
Vorwurf: Gopi Krishnan würde „predigen, um Menschen zum Christen-
tum zwangszubekehren“. Krishnan kam auf Kaution frei. 

Bundesstaat Orissa: Christen weiter in Angst – Gewalttäter freigespro-
chen – Ein Jahr nach der Gewalt gegen Christen im ostindischen Bundes-
staat Orissa sind bislang nur 24 Personen verurteilt worden; freigespro-
chen wurden 95. Die Opfer fühlen sich hilflos und haben Angst, da viele 
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Täter noch auf freiem Fuß sind. Zugleich sind sie verärgert. John Dayal, 
Generalsekretär des Gesamtindischen Christenrats nannte die Prozesse 
„eine Justizsatire“. 

Bundesstaat Andhra Pradesh: Polizei tatenlos nach Angriff auf Chris-
ten – Im südostindischen Bundesstaat Andhra Pradesh stürmten am 13. 
September 2009 zehn radikale Hindus einen Lobpreisgottesdienst und 
verprügelten Pastor Pilly Kumar. Der Pastor ging zur Polizei. Doch die 
Beamten lehnten eine Anzeige ab. 

Bundesstaat Jammu und Kaschmir: Pastor soll für Bekehrung bezahlt 
haben – Im nordindischen Bundesstaat Jammu und Kaschmir wurde 
am 17. September 2009 Pastor Salamat Masih von Extremisten in Hira 
Nagar verprügelt. Er soll drei Hindus, die Christen wurden, umgerechnet 
140 Euro für ihren Religionswechsel angeboten haben. 

Oktober

Bundesstaat Chhattisgarh: Christ soll Holzschmuggler sein  – In Pendra 
im ostindischen Bundesstaat Chattisgarh griffen am 4. Oktober 2009 An-
hänger der hindu-nationalistischen Bharatiya Janata Party (BJP) einen 
Christen an. Sie warfen Markus Das Zwangsbekehrungen von Hindus 
vor. Laut der Indischen Evangelischen Allianz (Neu Delhi) verprügelten 
ihn die Extremisten. 

Bundesstaat Punjab: Christ entführt und misshandelt – Fünf Hindu-Ex-
tremisten entführten in Samral Chowk/Ludhiana im nordindischen Bun-
desstaat Punjab am 6. Oktober 2009 den Christen Vijay Kumar. Wie die 
Indische Evangelische Allianz berichtete, verteilte Kumar gerade christ-
liche Traktate, als die Männer in einem Auto vorfuhren und ihn gewalt-
sam ins Auto zerrten.  

Bundesstaat Karnataka: Verhaftet, weil Pastor Christen besuchte – In 
der Ortschaft Chintamani Taluk im Distrikt Bangalore im südindischen 
Bundesstaat Karnataka verprügelten am 4. Oktober 2009 Anhänger 
des Bajrang Dal einen Pastor. Sie beschimpften Pastor Prakash (60), er 
würde Menschen betrügen. Wie die Indische Evangelische Allianz (Neu 
Delhi) berichtete, war der Pastor von der „Becarah Church“ (Haus des 
Lobpreises) von einem Gebetstreffen auf dem Weg nach Hause. Die An-
greifer überfielen und verprügelten ihn. 

Quellen: Compass Direct, Open Doors, Evangelische Allianz Indien. Den unge-
kürzten Bericht finden Sie unter: http://www.bucer.eu/maertyrer2009.html.
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Indien den Hindus: Extremisten  
werden Christen weiter verfolgen

Abhishek Singh

Abhishek Singh ist Inder und Leiter des indischen Zweiges des Hilfswer-
kes für verfolgte Christen Open Doors. Aus Sicherheitsgründen wurde der 
Name geändert.

vvv

Über eine Milliarde Menschen leben in Indien, der größten Demokratie der 
Welt. Die Mehrheit davon sind Hindus. Christen bilden mit 2,3 Prozent (25 
Millionen) eine Minderheit und die Hälfte von ihnen leidet unter Verfolgung 
oder Benachteiligung. Längst sind nicht alle Hindus christenfeindlich ein-
gestellt, Doch wollen nationalistische Extremisten auch Friedfertige gegen 
Christen aufwiegeln. Ihr Programm lautet: Indien den Hindus. Christen 
haben darin keinen Platz und schon gar keine Rechte. Singh erwartet eine 
Zunahme der Gewalt gegen Christen in Indien. 

Herr Singh, während in einigen Teilen Indiens Christen friedlich ihre Got-
tesdienste feiern, werden sie in anderen Gebieten massiv verfolgt. Dennoch 
zieht sich die verfolgte Kirche nicht in den Untergrund zurück. Wie ist ihre 
Situation?
Abhishek Singh: Zunächst kann man Indien nicht mit einem Land wie 
Nordkorea vergleichen, wo Christen von staatlicher Seite vehement ver-
folgt werden. In Indien ist das Christentum nicht per Gesetz verboten. 
Unsere Verfassung garantiert Meinungs- und Religionsfreiheit für alle 
Bürger. Also haben Christen in unserem Land Rechte. Zudem ist das 
Christentum schon seit Jahrhunderten in Indien präsent, seit es durch 
den Apostel Thomas und später durch die Kolonialherren wie die Por-
tugiesen, Niederländer und Franzosen nach Indien gebracht wurde. Wir 
sind eine Demokratie, aber leider werden in der Praxis die Gesetze in 
ihrer Anwendung eingeschränkt: zugunsten der hinduistischen Mehrheit 
von über 80 Prozent in der Bevölkerung und zum Nachteil der religiösen 
Minderheiten wie Christen und Muslime. Das Ausmaß der Gewalt gegen 
Christen durch Extremisten ist relativ groß. Nicht ein Tag vergeht, an 
dem nicht zwei oder drei Angriffe auf Christen irgendwo in Indien statt-
finden. Und in vielen Fällen reagiert die Polizei unter dem Einfluss der 
Hindus entweder gar nicht oder nur sehr nachlässig.
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Noch vor fünfzehn Jahren sollen Christen und Hindus friedlich nebenein-
ander gelebt haben.  
Abhishek Singh: Lassen Sie mich direkt klarstellen, dass die große Mehr-
heit von Hindus friedliebende Menschen sind. Sie wollen in Frieden zu-
sammenleben. Christen werden immer öfter Opfer der hindu-nationalisti-
schen Hindutva-Ideologie1. Diese Ideologie hat sich in unserem Land über 
die vergangenen 20 Jahre entwickelt. Ihre Anhänger streben danach, 
unser Land auch mit Gewalt zu einem hinduistischen Staat umzuformen. 
Das Christentum wurde in Indien noch nie wirklich akzeptiert, vor allem 
nicht von den Nationalisten. Es gilt als Hinterlassenschaft der Kolonial-
zeit. Es gab schon immer gewalttätige Übergriffe auf Christen. Der erste 
dokumentierte Angriff stammt aus dem Jahr 1964, als ein römisch-katho-
lischer Priester im Bundesstaat Bihar ermordet wurde. Die Verfolgung 
von Christen verstärkte sich 1998, als die Bharatiya Janata Party (BJP), 
eine nationalistische Hindu-Partei, an die Macht kam. In diesem Jahr 
setzten Extremisten im Bezirk Dangs im Staat Gujarat am Weihnachts-
abend 25 Kirchen in Brand. Der australische Evangelist Graham Staines 
und seine zwei Söhne wurden 1999 ermordet. Hinduistische Fundamen-
talisten steckten das Auto in Brand, in dem sie schliefen. 

Christen wird vorgeworfen, dass sie Hindus zum Religionswechsel zwin-
gen. Was ist an dieser Behauptung dran?
Abhishek Singh: Das ist ein Gerücht, das Nationalisten verbreiten, um die 
Meinung der Inder über Christen zu beeinflussen. Auf diese Weise wie-
geln sie die hinduistische Bevölkerung gegen Christen auf. Aber ich kann 
Ihnen sagen, dass es nicht einen einzigen Fall gibt, wo die erzwungene 
Konvertierung eines Hindus zum Christentum bewiesen werden konnte 
– nicht bis zum heutigen Tag und nicht von den Gerichten Indiens. Es 
ist eine Lüge. Propaganda. Nachdem sie falsche Informationen gestreut 
haben, starteten die Extremisten Angriffe auf Christen und setzten ihre 
Häuser und Kirchen in Brand. Christen sind eine leichte Zielscheibe: Sie 
sind in der Minderheit und schlagen im Allgemeinen nicht zurück. Auf 

1 Die extremistische Partei BJP und ihre Verbündeten kämpfen für einen Hindutva-Staat, 
der nach dem Prinzip „Eine Nation, eine Kultur, ein Volk“ nach hinduistischen Regeln 
regiert wird. Andere religiöse Minderheiten werden nicht geduldet. Ein repressives Mittel 
sind so genannte Anti-Bekehrungsgesetze, die in mehreren Bundesstaaten (u. a. Orissa) in 
Kraft sind oder eingeführt werden sollen. Das Gesetz soll Zwangsbekehrungen von Hin-
dus verhindern, dient jedoch oft als Deckmantel für willkürliche, falsche Anklagen gegen 
Christen, Muslime und Buddhisten.
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diese Weise versuchen sie ihr endgültiges Ziel zu erreichen: einen Hindu-
Staat.

Handelt es sich um eine systematische Verfolgung?
Abhishek Singh: Die Gewalt gegen Christen ist nicht das zufällige Tun 
einiger weniger Splittergruppen. Es gibt ein fest geknüpftes Netzwerk von 
fundamentalistischen Hindu-Organisationen. Die BJP ist nichts anderes 
als der politische Flügel der Rashtriya Swayamsevak Sangh (RSS), der 
Dachorganisation, die ihr Ideal eines Staates nur für Hindus vorantreibt. 
Es gibt nicht weniger als 47 andere Organisationen, die mit dieser Or-
ganisation verbunden sind, einschließlich einer Gewerkschaft und der 
fundamentalistischen Partei VHP, die wiederum eine Jugendabteilung 
hat. Deren Mitglieder bildeten die Banden, die grauenvolle Taten wie in 
Orissa 2008 begehen. Die Angriffe auf Christen sind gut vorbereitet. Es 
steckt ein System dahinter.

In wie vielen Staaten leiden Christen unter der Verfolgung?
Abhishek Singh: Im Moment werden Christen in ganz Indien verfolgt, 
Ausnahmen sind die nordöstlichen Staaten Nagaland, Mizoram and Meg-
halaya. Aus den anderen fünfundzwanzig Staaten wurde in den vergan-
genen Monaten von Übergriffen auf Christen und Kirchen berichtet. In 
einigen Staaten häufiger als in anderen. Unsere Sorge gilt hauptsächlich 
den Staaten Orissa, Madhya Pradesh, Chhattisgarh, Uttar Pradesh, An-
dhra Pradesh und Karnataka. In Orissa eskalierte im Dezember 2007 
und im August 2008 die Gewalt, aber die Angriffe auf Christen finden 
praktisch in ganz Indien statt. Davon wird in den Nachrichten nicht häu-
fig berichtet, aber man darf es nicht vergessen.

Wie erklären Sie sich die Eskalation der Gewalt in Orissa?
Abhishek Singh: Die Gewalt in diesem Staat ist hauptsächlich das Er-
gebnis einer gut organisierten Kampagne hinduistischer Extremisten, 
die von der Hindutva-Ideologie der RSS angefeuert werden. Dem sind 
fast 20 Jahre an Vorbereitungen vorausgegangen. Hinduführer Swami 
Laxmanananda Saraswati wurde von maoistischen Rebellen ermordet, 
aber die Christen wurden dafür verantwortlich gemacht. Sein Tod war 
das Startsignal für die Übergriffe auf Christen. Dieser Mann kam gegen 
Ende der 1960er Jahre nach Orissa, um seine nationalistische Hindu-
Philosophie unter den Khanda zu verbreiten. Die Khanda sind eine eth-
nische Gruppe, die Animismus praktiziert. Er stachelte sie gegen die 
Pana, die Dalits oder die Unberührbaren an, die außerhalb des Kasten-
systems stehen und überhaupt keine Rechte haben. Unter ihnen gibt es 
viele Christen. So entstanden die Spannungen in diesem Gebiet. Diese 
Dalits, die im Kastensystem immer die niedrigsten Arbeiten verrichten 
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müssen, schaffen es nun immer mehr, sich in höhere Positionen einzuar-
beiten. Sie haben sich entwickelt und sie studieren. Die Khanda verloren 
die Kontrolle über sie. Dadurch wurde das Feuer des Hasses noch mehr 
geschürt. Zusätzlich stieg die Zahl der Christen in Kandhamal stark an. 
Das ist der Bezirk, der am schlimmsten bei den Unruhen in Orissa 2008 
betroffen war. In großem Umfang kamen die Dalits zum Glauben. Das lag 
nicht daran, dass sie zur Konvertierung gezwungen wurden, sondern weil 
sie Jesus Christus nachfolgen wollten. Extremistische Hindus begannen 
eine Hetzkampagne und setzten das Gerücht in die Welt, dass alle diese 
Christen unter Zwang zum christlichen Glauben konvertiert waren. Und 
die Regierung in Orissa tat nichts dagegen, da sie fürchtete, die Stimmen 
der Hindus zu verlieren. Die Tatsache, dass Christen für die Armen und 
Unterdrückten, die Dalits, einstehen, gefällt den Menschen an der Macht 
nicht, da sie häufig aus den höchsten Kasten stammen. Man kann Indien 
nicht verstehen, ohne dieses Kastensystem zu kennen, dass sich durch die 
ganze Gesellschaft zieht. Die Oberschicht hat Angst, ihre Macht einzubü-
ßen. Nur ein einziger Vorfall musste stattfinden – in diesem Fall der Tod 
Saraswatis – und schon eskaliert alles. Besonders wegen der Welle der 
Gewalt gegen Christen im Staat Orissa und der großen Zahl von Vorfällen 
in anderen Staaten fürchte ich, dass das Ende der Verfolgung noch nicht 
in Sicht ist.

Es geht das Gerücht um, dass Hindu-Extremisten für ihre Verbrechen be-
zahlt werden. Was wissen Sie hierüber?
Abhishek Singh: Ich kann es nicht beweisen, aber es gibt dafür viele An-
zeichen. Der Bezirk Kandhamal in Orissa ist bekannt für seine Ingwer- 
und Kurkuma-Ernten. Eine Anzahl von Unternehmen versucht, an das 
Land der Stämme zu kommen, um dort diese Pflanzen zu kultivieren und 
für andere Zwecke zu nutzen. Aber die Christen stehen für die Rechte 
der Einheimischen ein, ihr eigenes Land zu besitzen. Somit wollen diese 
Industriellen zuerst die Christen und dann die Eigentümer des Landes 
loswerden. Ich habe gehört, dass sie den extremistischen Hindus Geld an-
geboten haben: 100.000 Rupien (1.180 Euro) für die Ermordung eines Pas-
tors, die gleiche Summe für die Zerstörung einer Kirche und 50.000 Ru-
pien (590 Euro), damit sie das Haus eine Christen niederbrennen. Warum 
sollten sie so etwas tun? Nur, wenn sie davon profitieren können.

Sie erwarten eine Zunahme der Verfolgung der Christen in Indien. Welche 
Hilfe ist nötig, um den Christen zu helfen?
Wir bitten immer wieder: Betet für uns, betet für die indische Kirche. 
Diese geistliche Unterstützung und Solidarität ist für uns eine große 
Hilfe. Wir sagen unseren indischen Glaubensgeschwistern, dass Christen 
weltweit für sie beten. Für einen Dalit auf dem Land hat das eine weitrei-
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chende Bedeutung. Er fühlt sich wertgeschätzt, gestärkt und wird mutig, 
seine Rechte als Christ einzufordern. Längst gelangen nicht alle Fälle von 
Gewalt und Benachteiligung gegenüber Christen in die Öffentlichkeit. 
Doch ist jede Meldung gleichzeitig ein Gebetsanliegen. Politiker im Aus-
land müssen erfahren, was in Indien geschieht. Religiöse Minderheiten 
werden verfolgt und benachteiligt. Die Christen wollen standhaft bleiben. 
Dabei unterstützen wir sie mit Bibeln und Literatur, bieten Verfolgungs-
seminare an, um ihnen zu helfen, auf Verfolgung biblisch zu reagieren. 
Denn Verfolgung ist Teil des Christseins. Das sagt uns die Bibel. Christen 
in der freien Welt erfahren das nicht. Noch nicht. Zudem ist finanzielle 
Hilfe weiter nötig. Denn noch immer leben Christen aus den Unruhen in 
Orissa in Flüchtlingslagern. Und selbst, wenn sie in ihre Dörfer zurück-
gehen können, wo sollen sie leben? Ihre Häuser, ihr Besitz, die Kirchen 
sind zerstört. Oft sind die Menschen mittellos. Wie sollen sie also eine 
neue Existenz aufbauen? 

Vielen Dank für das Gespräch.

Quelle: Open Doors
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„Christen werden als störend wahrgenommen“

Pran Parichha

Pastor Pran Parichha, Präsident des Allindischen Chris-
tenrates (AICC) im indischen Orissa. Pastor Parichha 
besuchte Anfang Oktober 2008 die Hilfsaktion Märtyrer-
kirche (HMK), um über die Lage der Christen in Indien 
zu berichten. Nach den Unruhen vom Winter 2007/2008 
unterstützte die HMK ein Wiederaufbauprogramm, dass 
von Pastor Parichha koordiniert wird.

vvv

Interview mit Pastor Pran Parichha  
vom Allindischen Christenrat in Orissa

Stimme der Märtyrer: Pastor Parichha, eine neue Gewaltwelle hat die 
Christen in Orissa getroffen. Waren Sie persönlich betroffen?
Pran Parichha: In gewisser Weise ja. Ich erhielt mehrere Morddrohungen 
und da die Polizei mir sagte, dass sie mich nicht schützen könne, musste 
ich mich verstecken. Eine aufgebrachte Menge stürmte meine Kirche und 
riss das Kreuz herunter. Zwei Polizisten standen in der Menge und schau-
ten zu.

SdM: Die Polizei war anwesend und unternahm nichts?
PP: Nein. Aber sie waren einfach zu wenige und hatten sicher Angst, 
gegen Hunderte vorzugehen.

SdM: Mit wie vielen Opfern rechnen Sie bei den jüngsten Aus-
schreitungen?
PP: Seit Ende August sind in den Bundesstaaten Orissa und Uttarak-
hand mindestens 59 Christen ermordet worden. Etwa 50.000 Christen 
wurden aus ihren Dörfern vertrieben, ihre Häuser zerstört, die Kirchen 
niedergemacht. Einige Christen wurden gefangen und aufgefordert, zum 
Hinduismus zurückzukehren.

SdM: Wie muss ich mir eine solche Rückkehrzeremonie vorstellen?
PP: Nun, man muss sich einem Hindu-Ritual unterwerfen. Ein Hindu-
priester rasiert Deinen Kopf, dann geben sie Dir einen Trunk aus Kuh-
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dung und Wasser zu trinken. An deiner Stirn bringen sie ein rotes Mal 
an. Dann zwingen sie Dich bestimmte Hindu-Mantras zu singen. 

SdM: Beugen sich viele Christen und werden wieder Hindus?
PP: Ich kenne nur wenige Fälle, in denen Christen sich dem Druck beug-
ten und wieder Hindus wurden. Die Mehrzahl nimmt Flucht, Vertrei-
bung und den Tod auf sich, verleugnet aber nicht den Glauben an Jesus 
Christus.

SdM: Wer steckt hinter dem Aufruhr?
PP: Die Anschläge auf die Christen sind gut organisiert, es waren keine 
spontanen Attentate. Allein die Tausende Liter von Benzin, die zum Ver-
brennen der Kirchen und Häuser benutzt wurden, zeigt eine lange Vorbe-
reitung. Das Benzin wurde gelagert und zur bestimmten Zeit an Gruppen 
abgegeben, damit die ihr Werk ausführen konnten. Dahinter stecken die 
Männer vom RSS, dem Rashtriya Swayamsevak Sangh, einer einflussrei-
chen hinduistischen Terrororganisation.

SdM: Wo leben die vertriebenen Christen jetzt?
PP: Zur Zeit leben 24.000 vertriebene Christen in mehreren Flüchtlings-
camps. Sie können nicht in ihre Dörfer zurück. Es wurde ihnen gesagt: 
wenn ihr zurückkehrt, dann nur als Hindus. Wenn ihr als Christen 
kommt, werdet ihr sterben.

SdM: Sind die Christen dort sicher?
PP: Nein. Ende September kam es zu Bombenanschlägen auf Flüchtlinge 
in den Camps. Diese Anschläge lassen die Christen nicht zur Ruhe kom-
men, sie sind eingeschüchtert und verängstigt.

SdM: Wie kommt es zu der Gewalt?
PP: Die Gewalt geht von extremistischen Hindugruppen aus. Die Ext-
remisten hören auf niemanden. Sie wollen Häuser zerstören, sie wollen 
Christen vertreiben. Sie sind nicht bereit, auf religiös mäßigende Stim-
men zu hören oder die Aufrufe der Regierung zum Frieden zu beachten. 
Sie wollen Indien zu einem reinen und ausschließlichen Hindu-Land ma-
chen. Jede religiöse Minderheit stört ihre Pläne und sie wollen mit Gewalt 
Tatsachen schaffen.

SdM: Was wollen die Hindu-Extremisten politisch?
Ihr Ziel ist es, die Verfassung des säkularen Indiens abzuschaffen, um 
einen neuen Staat, einen reinen Hindu-Staat, an deren Stelle zu setzen. 
In diesem angestrebten Gemeinwesen gäbe es keinen Platz für Christen 
oder Muslime. Das Evangelium dürfte nicht einmal ausgesprochen wer-
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den. Es ist ein Traum von Einheitlichkeit und Harmonie, der Christen 
nur als störendes Element wahrnimmt.

SdM: Die Regierung verfügt über einen ausgedehnten Polizei- und Militär-
apparat. Dennoch zögert sie, diesen einzusetzen, um die christliche Min-
derheit zu schützen. Warum?
PP: Das hat einen politischen Grund. Die Regierung weiß, dass eine große 
Anzahl Hindus mit den Extremisten sympathisiert. Und das sind Wähler. 
Ein zu harsches Vorgehen gegen die RSS kann Stimmen und damit die 
Macht kosten. Sie müssen wissen, dass im nächsten Frühjahr Wahlen 
stattfinden. Auch in Orissa wird nächstes Jahr der Gouverneur gewählt.

SdM: Und das verhindert ein härteres Vorgehen gegen die Extremisten?
PP: Das ist richtig. Jede Partei, jeder Mandatsträger weiß, dass er die 
Stimmen vieler Hindus verliert, wenn er zu stark gegen die RSS-Gruppen 
und ihre Führer vorgeht.

SdM: Wenn die Politiker fürchten, durch ein härteres Vorgehen gegen die 
Extremisten Wählerstimmen zu verlieren, bedeutet das ja, dass eine Mehr-
heit der Inder diese Extremisten unterstütz?
PP: Die Mehrheit der Hindus unterstützt nicht die Gewalt. Da bin ich 
sicher. Die meisten Hindus wollen ein friedliches und tolerantes Mitein-
ander. Aber in den allgemeinen Zielsetzungen stimmen viele den Grund-
sätzen der radikalen Hindu-Partei BJP zu, die ja zwischen 1998 und 2004 
die Regierung bildete.

SdM: Gab es denn während der Unruhen auch Hilfe von Hindu-
Priestern?
PP: Mir ist jedenfalls kein Fall bekannt, bei dem sich ein Hindu-Priester 
schützend vor die Christen gestellt hätte oder dazu aufrief, das Zerstören 
zu unterlassen. Leider, aber es kann solche Fälle gegeben haben. Es gab 
aber einige einfache Hindus, die ihre christlichen Nachbarn warnten und 
ihnen bei der Flucht halfen. Bei all dem Schrecken, sind das ermutigende 
Beispiele. Menschen, die sich nicht zum Hass hinreißen lassen und ihre 
Nachbarn schützen.

SdM: Wer kann die Hindu-Extremisten stoppen?
PP: Die Extremisten hören auf niemanden. Sie wollen Häuser zerstören, 
sie wollen Christen vertreiben. Sie sind nicht bereit, auf religiös mäßi-
gende Stimmen zu hören, oder die Aufrufe der Regierung zu Frieden zu 
beachten. Sie wollen Indien zu einem reinen und ausschließlichen Hindu-
Land machen. Jede religiöse Minderheit stört ihre Pläne und sie wollen 
mit Gewalt Tatsachen schaffen.
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SdM: Wie sollen Christen auf die Gewalt reagieren?
PP: Das ist eine Frage, die alle Christen zur Zeit beschäftigt. Die Hindu-
Extremisten wissen, dass die Christen friedfertig und tolerant sind. Wenn 
sie angegriffen werden, fliehen sie in den Dschungel, verstecken sich und 
leiden. Das ist ein Grund, warum Christen eher zu Opfern werden als 
Muslime. Bei den muslimischen Gruppen müssen die Hindus damit rech-
nen, selbst getötet zu werden. Die Christen sind wie Lämmer, die man 
gefahrlos vertreiben und töten kann.

SdM: Gibt es den Versuch, irgendeine Form von Selbstverteidigung 
aufzubauen?
PP: Es gibt keinen aktiven Versuch, aber in der Diskussion ist man nach 
den neuen Gewalterfahrungen dahin gegangen, den Aufbau christlicher 
Selbstverteidigungskräfte zu fordern. Ich bin selbst noch hin und her ge-
rissen in dieser Frage. 

SdM: Der Hinduismus galt in Deutschland lange als friedliche Religion. 
Man denkt sofort an Mahatma Gandhi und seinen gewaltlosen Widerstand 
gegen die britischen Kolonialherren.
PP: Mahatma Gandhi ist ein Vorbild für uns alle. Er lebte gewaltlos. Aber 
während der Phase des Unabhängigkeitskampfes gab es auch Gewaltakte 
gegen die Briten. Nicht alle Hindus teilten Gandhis Ansicht. Und Gan-
dhi selbst wurde wegen seiner Toleranz von einem Hindu-Extremisten 
erschossen. Der Hinduismus kann so friedlich oder so gewaltbereit sein 
wie jede andere Religion.

SdM: Der Vorwurf gegen die Christen lautet: Sie sind selbst schuld an der 
Gewalt, weil sie angeblich „aggressiv“ missionierten?
PP: Indien ist ein demokratischer, säkularer Staat. Die Verfassung ga-
rantiert jedem die freie Rede. Seinen Glauben offen zu zeigen, für ihn zu 
werben, ist völlig legitim, es stimmt mit der Verfassung überein. Wieso 
tragen wir also Schuld an der Gewalt, wenn wir unsere verfassungsmäßi-
gen Rechte wahrnehmen? Wir benutzen keine Gewalt, wir drohen nicht, 
wir bezahlen auch niemand, damit er sich taufen lässt. Die Christen sind 
friedlich und tolerant. Der Artikel 25 garantiert jedem völlige Religions-
freiheit. Jeder kann glauben woran er will. Dieses Recht nehmen wir 
Christen in Anspruch. Den Vorwurf, wir würden zur Gewalt reizen, finde 
ich absurd.

SdM: Vielen Dank für das Gespräch. 

Das Interview führte Michael Hausin
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Verfolgung und Diskriminierung im Überblick

Max Klingberg, (Autorenvorstellung auf S. 55)

Schon allein die Frage, wo Diskriminierung aufhört und Verfolgung 
beginnt, lässt sich kaum eindeutig beantworten. Die Übergänge sind 
fließend. Fest steht aber, dass weltweit ein erheblicher Teil der Chris-
ten wegen ihres Glaubens diskriminiert und zum Teil auch stark ver-
folgt wird. Die Liste der Länder, in denen Christen durch den Staat oder 
durch nicht-staatliche Gruppen diskriminiert oder bedroht werden, ist er-
schreckend lang. Mit wenigen Ausnahmen lassen sich zwei Gruppen von 
Staaten erkennen: die verbliebenen Einparteien-Diktaturen sozialistisch-
kommunistischer Prägung Nordkorea, Laos, Vietnam, China, Kuba, das 
neomarxistische Regime in Eritrea, sowie die Diktatur des Alt-Marxisten 
Mugabe in Zimbabwe. Bei der Mehrheit der Länder, in denen Christen um 
ihres Glaubens willen leiden, handelt es sich allerdings um Staaten mit 
muslimischer Bevölkerungsmehrheit. Darunter sind mitnichten nur die 
ärmsten Entwicklungsländer, sondern auch wohlhabende Golfstaaten wie 
Saudi-Arabien und Urlaubs-„Paradiese“ wie Ägypten.

Wesentlicher Gründ dafür ist in der Regel vermutlich religiöse und welt-
anschauliche Konkurrenz. Vor allem in lebendigen und evangelistisch ak-
tiven Gemeinden sehen religiöse Extremisten ihre Vormachtstellung und 
ihr Weltbild bedroht. In Staaten wie der Islamischen Republik Iran, deren 
Selbstverständnis und Legitimation ausschließlich auf islamischen Dog-
men ruht, werden abweichende Glaubensauffassungen als Gefahr für die 
Fundamente des Staates aufgefasst. Totalitäre Einparteien-Diktaturen 
bekämpfen Kirchen vermutlich nicht nur, weil Religionen mit der jeweils 
regierenden Partei weltanschaulich konkurriere. Der Kollaps der „sozia-
listischen“ Staaten Ost-Europas ist offenbar von den übrigen „sozialis-
tischen“ Regierungen aufmerksam beobachtet worden – ebenso wie die 
bedeutende Rolle, die die Kirchen in diesem Prozess gespielt haben.

1 Verfolgung und Normalität zur gleichen Zeit

Erstaunlicherweise kann die Situation innerhalb eines Landes zur sel-
ben Zeit außerordentlich vielgestaltig sein. Das liegt in manchen Fällen 
an größeren regionalen Unterschieden, wie zum Beispiel zwischen den 
Verhältnissen in größeren Städten und auf dem Land, an verschiedenen 
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ethnischen Zusammensetzungen, verschiedenen Provinzregierungen oder 
anderen örtlichen Gegebenheiten. Erhebliche Unterschiede entstehen zum 
Teil auch infolge persönlicher Überzeugungen einzelner Beamter.

Ein Beispiel aus Ägypten: In mehreren Fällen wurden vom Obersten 
Ägyptischen Gericht Zeugen nicht zugelassen – mit der Begründung, es 
handle sich um Christen und nach der Scharia dürften Christen nicht 
gegen Muslime aussagen. Es handelt sich dabei um völlig eindeutige Ver-
stöße gegen internationale Rechtsgrundsätze und gegen völkerrechtlich 
bindendes Recht. Die Richter verwiesen dabei auf Artikel 2 der ägypti-
schen Verfassung, die das islamische Recht als die (einzige) Quelle des 
Rechts festschreibt. Zur selben Zeit konnten aber andere Christen erfolg-
reich gegen Muslime vor Gericht ziehen, denn andere Richter bezogen sich 
auf Artikel 40 der ägyptischen Verfassung, der die Gleichheit vor dem Ge-
setz vorschreibt. Alle Richter des Obersten Gerichtes sind Muslime – doch 
nicht alle sind Extremisten. So entscheidet nicht selten die persönliche 
Haltung von Einzelpersonen über Verhaftung oder Freiheit, über Recht 
oder Unrecht.

2 Wachsender islamischer Fanatismus

Entscheidend vor diesem Hintergrund ist der noch immer zunehmende 
Einfluss von religiösem Fanatismus. Der Göttinger Politikwissenschaft-
ler Prof. Bassam Tibi, ein liberaler Muslim und Reformer, stellte bereits 
im Jahr 1994 fest: „(…) nicht jeder Muslim ist ein Fundamentalist, wenn-
gleich die Fundamentalisten zunehmend stärker werden und gegenwärtig 
leider die politische Hauptströmung [sic!] im zeitgenössischen Islam zu re-
präsentieren scheinen.“[1] Diese eindeutige und weitsichtige Einschätzung 
schrieb Prof. Tibi vor der Ausrufung der Scharia im Norden Nigerias, vor 
dem 11. September 2001, vor dem Afghanistanfeldzug und dem Irakkrieg 
der USA, vor der Machtergreifung der Hamas im Gazastreifen, vor dem 
sichtbaren Erstarken der Hisbollah im Libanon und vor den Erfolgen der 
Taliban in Pakistan. Diese Entwicklung, hat sich bis heute ungebremst 
fortgesetzt. Islamische Fundamentalisten sind noch stärker geworden 
und gegenwärtig scheint nicht absehbar, ob und wann dieser Trend sich 
umkehren wird.

Nach Einschätzung des in London ansässigen Forschungsinstituts In-
ternational Council on Security and Development (ICOS) seien die Tali-
ban in Afghanistan schon seit November 2008 in 80 Prozent des Landes 
„permanent“ präsent. Im Süden des Landes sollen (wieder) 15 Scharia-Ge-
richte das islamische Recht durchsetzten. In der indonesischen Provinz 
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Aceh ist im September 2009 das 
Scharia-Recht noch weiter verschärft 
worden, inzwischen ziehen „Religi-
onspolizisten“ durch die Städte der 
Provinz Aceh.

Die Leidtragenden dieser Entwick-
lung in den betroffenen Regionen sind 
vor allem Frauen, säkulare Muslime 
und ganz besonders die Angehörigen 
religiöser Minderheiten – zahlenmä-
ßig sind das vor allem Christen. In der 
Mehrheit der muslimisch geprägten 
Staaten der Erde ist die Lage für die 
einheimischen Christen im günstigs-
ten Falle gleich geblieben – und zwar 
gleich schlecht. In mehreren islamisch 
geprägten Staaten hat der Druck auf 
die örtlichen Christen jedoch noch 
mehr zugenommen. Teils wegen ver-
stärkter Einschüchterungen durch 
islamische Fundamentalisten, teils 
durch zunehmende Verhaftungen und 
Gefängnisstrafen, wie z. B. in Alge-
rien. Auf den überwiegend von Chris-
ten bewohnten Philippinen haben die 
im Oktober 2008 neu aufgeflammten 
Kämpfe mit islamischen Extremis-
ten 390.000 Menschen in die Flucht 
getrieben. Der Grund: Islamische 
Milizen wollen auf den stark musli-
misch geprägten südlichen Inseln des 

Landes einen islamischen Staat errichten. Überfälle auf christliche Dör-
fer stellen in Pakistan einen neuen Höhepunkt der Übergriffe dar. Im 
Irak geht der Exodus der irakischen Christen weiter. Manche Beobachter 
sehen bereits das Ende der dortigen heimischen Kirchen, die immerhin 
auf eine längere Geschichte zurückblicken können, als die Kirchen in 
Mitteleuropa.

Die Rückbesinnung auf den Islam und die Bestrebungen zur Umset-
zung der Scharia, dem islamischen Rechtssystem, schreiten seit Jahren 
voran. Die barbarische Konsequenz, mit der die Taliban (Koranschüler) 
in Afghanistan und Pakistan oder die Union der Schariagerichte in So-
malia die Scharia durchsetzen wollen, ist selten. Der totalitäre Charakter 
aber, mit dem der politische Islam in zahlreichen Staaten der Erde prak-

Die härteste Verfolgung trifft in der 
Regel Konvertiten – und zwar durch die 
eigene Familie. Diese Ägypterin wurde 
von der eigenen Familie drei Jahre lang 
in einem winzigen Zimmer gefangen 
gehalten, nachdem ihr Übertritt zum 
Christentum entdeckt wurde. Sie erhielt 
u. a. nur einen Teller und eine Tasse, 
da alles, was sie berührte, als „unrein“ 
galt. Nach ägyptischen Maßstäben sind 
ihre Angehörigen keine Fanatiker. Heute 
bewegt sie sich in der Öffentlichkeit oft 
voll verschleiert, um nicht erkannt zu 
werden. 
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tiziert wird, ist dagegen verbreitet. Besonders deutlich wird das durch die 
verschiedenen staatlichen Religions-Polizeieinheiten, wie es sie in Saudi-
Arabien, im Afghanistan Karsais oder in Nordnigeria gibt. Daneben exis-
tiert eine Reihe von nichtstaatlichen Gruppen, die ihre Vorstellungen von 
„Tugend“ mit Gewalt erzwingen und „Sünde“, wie z. B. die Verbreitung 
des Evangeliums, mit aller Härte bekämpfen.

3 Lokale christliche Minderheiten

Wenn Mitteleuropäer islamisch geprägte Staaten als Touristen besuchen 
oder dort arbeiten, werden sie in vielen Fällen völlig anders behandelt, 
als die einheimischen Christen. In vielen muslimischen Ländern existie-
ren Kirchen verschiedenster Konfessionen, in denen ausländische Chris-
ten relativ große Freiheit genießen. Die einheimischen Christen können 
eben diese Kirchen jedoch vielfach nicht aufsuchen, ohne erhebliche Re-
pressalien fürchten zu müssen. Einheimische können in aller Regel nicht 
nur keine offiziell genehmigten (Konvertiten-) Gemeinden gründen, sie 
werden auch durch den Sicherheits-Apparat des jeweiligen Landes über-
wacht, an einem normalen Gemeindeleben und nicht selten an jeglicher 
öffentlichen Äußerung oder Evangelisation gehindert – und damit in der 
Bedeutungslosigkeit gehalten.

Wenn ausländische Christen bevorzugt werden, dann kommt dies 
praktisch ausschließlich Christen aus wohlhabenden und einflussreichen 
Staaten zugute. Christliche Gastarbeiter aus den Philippinen werden z. B. 
auf der arabischen Halbinsel zum Teil noch härter ausgebeutet, als ihre 
muslimischen Leidensgenossen, z. B. aus Pakistan und Indien. Das gilt 
insbesondere für christliche Hausangestellte, die zum Teil auch sexuell 
missbraucht werden. 

In manchen Fällen werden die einheimischen christlichen Minderheiten 
zum Spielball bei der Auseinandersetzung zwischen Regierungen und ein-
flussreichen islamischen Fundamentalisten, die zu den schärfsten Konkur-
renten um die Macht im Staat geworden sind. Vielfach werden militante 
islamische Extremisten daher konsequenter verfolgt als die Untergrund-
kirchen. Auf der anderen Seite suchen die Regierungen verschiedener is-
lamisch geprägter Länder immer wieder nach Wegen, ihren Rückhalt bei 
islamischen Fundamentalisten zu stärken. Ein besonders augenfälliges 
Beispiel waren die Massentötungen von Schweinen in Ägypten. Im Mai 
2009 ordnete die Regierung an, die schätzungsweise 250.000 Schweine 
des Landes schlachten zu lassen – angeblich um damit die Schweineg-
rippe vorbeugend zu bekämpfen. Schweine werden dort ausschließlich von 
Christen gehalten, da sie bei frommen Muslimen als „unrein“ gelten. Es 
hatte aber in Ägypten keinen einzigen Fall von Schweinegrippe gegeben. 
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Vertreter der Weltgesundheitsorganisation bezeichneten die Maßnahme 
als nicht notwenig und übertrieben. Die Massentötung von Schweinen 
war ein innenpolitisches Zugeständnis an die Muslimbrüder auf Kosten 
der christlichen Minderheit. Für die koptischen Müllsammler und für 
viele koptische Bauern war die Tötung ihrer Schweine ein schwerwiegen-
der wirtschaftlicher Einschnitt.

4 Konvertiten – am härtesten verfolgt

Am härtesten trifft es Konvertiten, also Christen, die einen muslimi-
schen Familienhintergrund haben. Ihr Glaube wird nicht als private An-
gelegenheit betrachtet, sondern als Verrat am Islam und als Schande für 
die Familie. Konvertiten, deren Glaubenswechsel entdeckt wird, drohen 
schlimmste Sanktionen – bis hin zu Schlägen, Morddrohungen und Mord. 
In Ländern ohne funktionierende staatliche Sicherungssysteme und in 
islamisch geprägten Gesellschaften mit ihren Vorstellungen von „Ehre“ 
und „Schande“ ist ein (über-)leben ohne Familie kaum vorstellbar. Kon-
vertiten werden in den meisten muslimischen Ländern nicht „nur“ dis-
kriminiert – sie werden verfolgt. Zuerst oft von den eigenen Angehörigen, 
obwohl auch Misshandlungen und Morde durch staatliche Sicherheitsor-
gane und durch nichtstaatliche Extremisten immer wieder berichtet wer-
den. So wurde die 46jährige Mariam Muhina Hussein am 28. September 
2009 in Somalia erschossen – weil sie sechs Bibeln besaß. 

Jüngere Frauen, deren Konversion zum Christentum bekannt wird, 
werden fast immer unverzüglich verheiratet. Da es sich um eine „Schande“ 
handelt, findet sich praktisch nie ein Mann, der die Frau oder das Mäd-
chen freiwillig ehelicht. Das Familienoberhaupt, oft der väterliche Großva-
ter, bestimmt, zumeist einen Cousin, der die Konvertitin heiraten muss. 

Die Konvertitin und ihr Ehemann finden sich in einer erzwungenen 
Ehe wieder, die sie beide nicht wollten. Schlimmer noch: im kulturellen 
Kontext von „Ehre“ und „Schande“ wird von der übrigen Familie und – 
sofern die Konversion der Frau bekannt wurde – auch von der Nachbar-
schaft erwartet, dass der Ehemann seine Frau wieder zu einer „guten 
Muslimin“ macht. Gelingt ihm das nicht, so verliert er vor der Familie 
und der muslimischen Nachbarschaft sein Gesicht. Die „Ehre“ aber ist 
für viele orientalische Männer von größerer Bedeutung, als das eigene 
Lebensglück. Wichtiger als das Lebensglück einer ungeliebten und unter 
Zwang geheirateten Ehefrau ist sie in jedem Fall.

Für christliche Konvertitinnen, die ihrem neuen Glauben nicht über-
zeugend abschwören, auch durch Teilnahme an islamischen Riten wie den 
Pflichtgebeten und ähnlichem, beginnt ein oft jahrelanges Martyrium. 
Sie werden geschlagen, körperlich und seelisch misshandelt, bis hin zur 
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Folter durch den Ehemann oder durch Brüder. Schläge, vielfache Ernied-
rigungen und dauerhafte sexuelle Gewalt sind alltäglich. Vergewaltigung 
in der Ehe existiert nach islamischem Eheverständnis nicht, da der Ehe-
mann „das Recht“ am Körper seiner Frau hat. 

Die Frauen können nirgendwo hin entfliehen, da ihre Angehörigen sie 
wieder an den Ehemann ausliefern würden. Die privaten Kontakte der 
Frau sind in aller Regel der Familie bekannt. Eine Infrastruktur für 
Opfer häuslicher Gewalt wie es sie in Deutschland gibt, mit Frauenhäu-
sern, Beratungsstellen, Notschlafstellen usw., existiert in den meisten is-
lamischen Ländern nur rudimentär oder gar nicht.

Einrichtungen der Kirche nehmen Konvertiten ebenfalls nicht auf – 
würden sie dort entdeckt, hätte das mit großer Wahrscheinlichkeit die 
Schließung der gesamten Einrichtung zur Folge. Auf den Entscheidungs-
trägern der Kirchen ruht die Verantwortung für die kirchlichen Einrich-
tungen. Sie haben nicht nur Angst vor der Schließung ihrer Liegenschaf-
ten, sondern auch vor Verhaftungen durch die Staatssicherheit und vor 
gewalttätigen Übergriffen, Provokationen und „U-Booten“ islamischer 

Manche Konvertiten lassen sich Kreuze oder andere christliche Symbole tätowieren. Wäh-
rend ihres Wehrdienstes werden sie oft besonders grausam misshandelt. Der IGFM ist ein 
Konvertit bekannt, dem eine christliche Tätowierung auf der Brust mit Batteriesäure weg-
geäzt wurde.
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Extremisten. Solche Sorgen sind keineswegs unbegründet. Konvertiten 
finden daher bei den Kirchen keinen Schutz! Im Gegenteil: Immer wieder 
berichten Konvertiten, dass sie verhaftet und gefoltert wurden – nicht 
weil Muslime, sondern weil Christen sie bei der Staatssicherheit ange-
zeigt hätten, um „Ärger“ zu vermeiden.

Selbst in christlich geprägten Ländern Europas sind ehemalige Mus-
lime, die sich zu ihrem christlichen Glauben bekennen, nicht automa-
tisch sicher. Auch sie können Opfer von Einschüchterungen, körperlicher 
Gewalt, Morddrohungen oder sogar von „Ehrverbrechen“ werden. Der 
Druck, dem sie ausgesetzt sind, ist immens, auch wenn er für uns in der 
Regel nur in Ausnahmefällen sichtbar wird. Etwa bei besonders grausa-
men „Ehrenmorden“, über die dann in Einzelfällen in Europa berichtet 
wird. Im August 2008 hatte beispielsweise ein Muslim aus Saudi-Arabien 
seiner Tochter die Zunge herausgeschnitten und die junge Frau anschlie-
ßend lebendig verbrannt, weil sie Christin geworden war.

5 Hinduistischer und buddhistischer Fanatismus

Festgehalten werden muss allerdings, dass islamische Extremisten nicht 
die einzigen sind, die mit systematischer Gewalt Andersgläubige und An-
dersdenkende einschüchtern. Auch fundamentalistische Hindus verüben 
seit Jahren in mehreren indischen Bundesstaaten gezielt Gewaltverbre-
chen, vor allem gegen Christen aber auch gegen Muslime. Bemerkenswert 
ist, dass die christlichen Opfer auf diese Verbrechen mehrheitlich nicht 
mit Gegengewalt reagiert haben und so für die Täter zu leichteren Opfern 
wurden. Das bisherige Ausmaß der körperlichen Gewalt gegen Christen 
einschließlich Vergewaltigungen steigerte sich im August 2008 im indi-
schen Bundesstaat Orissa zu antichristlichen Pogromen. Hunderte von 
Kirchen wurden zerstört, Tausende Christen flohen aus ihren Häusern.

Auch buddhistische Extremisten haben mehrfach gewalttätige Über-
griffe auf Christen verübt, insbesondere auf Sri Lanka, wo Gemeindehäu-
ser und Kirchen verwüstet und Gemeindemitglieder zusammengeschla-
gen wurden. An manchen dieser Überfälle waren buddhistische Mönche 
beteiligt.

6 Nationalistische Vereinnahmung

Völlige Freiheit und Gleichberechtigung für alle Christen existiert aber 
auch in christlich geprägten Staaten nicht immer. Der Grund ist einfach: 
In vielen Ländern der Erde sind Religion und Konfession zu einem Teil 
der nationalen Identität geworden. Aus der Vermengung von National-
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gefühl und Konfession entstehen dabei regelmäßig Spannungen. In Eu-
ropa ist das nicht nur, aber vor allem, auf dem Balkan spürbar. Weltweit 
erscheint enorm vielen Menschen ihre Religion als Teil ihrer nationalen 
Identität oder als Teil ihrer Zugehörigkeit zu einem Clan oder Stamm. 
Die Emotionalität mit der z. T. auch wenig religiöse und sogar säkulare 
Menschen davon überzeugt sind – ein Türke, ein Iraner, ein Haussa usw. 
müsse Muslim sein – ist von Deutschen vielleicht nur schwer nachvoll-
ziehbar. Sie ist gleichwohl eine wichtige Triebkraft bei vielen Konflikten. 
Welchen Anteil bei solchen Konflikten Religion, Nationalgefühl und wirt-
schaftliche Interessen haben, mag dabei den Betroffenen selbst nicht klar 
sein. Dennoch erwächst in einigen asiatischen und afrikanischen Staaten 
aus der Verbindung von Religion und ethnischer Identität eine wesentli-
che Ursache für gewalttätige und tödliche Spannungen. 

Im Norden Nigerias sind seit der Einführung der Scharia im Jahr 2000 
Tausende von Christen, aber auch viele Muslime umgebracht worden. Un-
gezählte Kirchen wurden niedergebrannt, einige davon wieder aufgebaut 
und mehrfach gebrandschatzt. Zehntausende von Christen sind aus dem 
muslimisch geprägten Norden in den Süden geflohen. Die Gewalt verlief 

Das Oberste Staatssicherheitsgericht Ägyptens in Kairo. Viele Konvertiten in Ägypten sind 
in diesem Gebäudekomplex verhört, erniedrigt und gefoltert worden. Die große Mehrheit der 
Folteropfer sind islamische Extremisten.
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im Wesentlichen entlang ethnischer Grenzen. Einigen westlichen Beob-
achtern erscheinen daher die ethnischen und materiellen Faktoren als die 
einzig „rationalen“ Ursachen in den blutigen Auseinandersetzungen.

Die Bedeutung der Religion ist für viele säkulare Westeuropäer nur 
sehr schwer begreifbar. Wir müssen diese Bedeutung aber begreifen, um 
verstehen zu können, was in vielen muslimisch geprägten Ländern und 
in Indien täglich vor sich geht. Das Abendland täte gut daran, sich inten-
siver auch mit den Inhalten des Islam zu beschäftigen, denn die vergan-
genen Jahrzehnte haben gezeigt, dass der islamische Fundamentalismus 
sich nicht von alleine in eine liberale und tolerante Strömung reformieren 
wird.

7 Bruch von internationalen Verträgen

Die gesellschaftliche Stellung von einheimischen Christen ist gemessen 
an internationalen Menschenrechtsstandards in der Mehrheit der mus-
limischen Staaten unhaltbar – sie ist in vielen Fällen auch unhaltbar 
gemessen an den völkerrechtlich bindenden Verträgen, die diese Staaten 
ratifiziert haben. Auch mit den Grundsätzen der Vereinten Nationen, in 
denen alle islamischen Staaten Mitgliedsstatus inne haben, ist die sys-
tematische Diskriminierung der christlichen Minderheiten unvereinbar. 
Und zwar nicht nur in extremen Fällen wie in Saudi-Arabien, das jede 
nichtmuslimische Religionsausübung per Gesetz verboten hat. Von einer 
Gleichberechtigung sind Christen und andere Nichtmuslime in vielen 
Staaten mit muslimischer Mehrheitsbevölkerung weit entfernt. Sie sind 
Bürger zweiter und dritter Klasse – wenn sie als Christen überhaupt Bür-
ger ihres eigenen Landes sein dürfen. Die islamische Inselrepublik der 
Malediven hält in ihrer Verfassung fest, dass Staatsbürger Muslime sein 
müssen. Die Ausgrenzung und Benachteiligung der einheimischen Chris-
ten dort ist der Regelfall, nicht die Ausnahme.

Das Bedrückende an dieser Situation ist, dass sich alle Beteiligten an 
den Status Quo so sehr gewöhnt haben, dass er von vielen als „normal“, ja 
beinahe als „harmonisches Miteinander“ wahrgenommen wird. 
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8 Zur Weltkarte

Kann man Verfolgung oder Diskriminierung messen und sinnvoll ver-
gleichen? Staatliche Gesetze haben mit der Rechtspraxis zum Teil nur 
wenig gemein. In manchen Ländern terrorisieren nichtstaatliche Grup-
pen christliche Minderheiten. Wie kann man die Lage eines orthodoxen 
Armeniers im Iran mit der eines römisch-katholischen Vietnamesen ver-
gleichen? Wie beurteilt man ein Land wie die Volksrepublik China? In 
manchen Regionen herrscht dort in der Praxis weitgehend Glaubensfrei-
heit, aber nur wenige hundert Kilometer entfernt werden selbst staatlich 
anerkannte christliche Gemeinden schikaniert und eingeschüchtert.

In jedem Fall ist Diskriminierung und Verfolgung von Christen ein glo-
bales Problem. Die Weltkarte auf den folgenden Seiten vermittelt einen 
Eindruck davon. Große und bevölkerungsreiche Länder wie die VR China 
und Indien sind dabei ebenso betroffen, wie der kleine Inselstaat der Ko-
moren. Kommunistische Diktaturen, hinduistisch geprägte Staaten und 
weite Teile der islamischen Welt diskriminieren religiöse Minderheiten – 
zum Teil drastisch. Die kulturellen und gesellschaftlichen Unterschiede 
in den betroffenen Staaten sind enorm. Hinzu kommt, dass in manchen 
Ländern Übergriffe nur teilweise oder auch gar nicht vom Staat ausge-
hen, sondern von nicht staatlichen Extremisten oder Rebellengruppen. 
So gewährt der kolumbianische Staat uneingeschränkte Religionsfrei-
heit – und dennoch sind dort in den vergangenen Jahren eine Reihe von 
Pfarrern und Tausende von Laien umgebracht worden. Der Grad der Dis-
kriminierung oder Verfolgung kann daher nur grob und mit fließenden 
Übergängen klassifiziert werden (siehe Legende). Die Karte bezieht sich 
ausschließlich auf die Situation von Christen. Sie stellen nicht die einzige, 
aber die größte Opfergruppe dar, die wegen ihres Glaubens diskriminiert 
oder verfolgt wird.
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•   Völlige oder eingeschränkte  
Religionsfreiheit. In einigen dieser 
Länder kommt es vereinzelt zu 
Übergri�en.

   Es werden Menschen auf Grund 
ihres Glaubens diskriminiert.  Regional 
kommt es teilweise auch zu schweren 
Übergri�en.

 Starke Diskriminierung bis zu  
massiver Verfolgung. Es sind regionale 
Unterschiede zu berücksichtigen. 

Übergri�e und Verfolgung können 
auch von nichtstaatlichen Gruppen 
ausgehen.
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9 Weltverfolgungsindex 

Der Weltverfolgungsindex (WVI) ist eine Liste von 50 Ländern, in denen 
Christen aufgrund ihres Glaubens am stärksten verfolgt oder benach-
teiligt werden. Der erste WVI erschien 1993. Der WVI ist das Ergebnis 
intensiver Recherchen etwa über Übergriffe auf Christen im Berichts-
jahr oder Einschätzungen von Länderexperten zur Entwicklung der Re-
ligionsfreiheit. Zudem benutzt Open Doors einen eigens hierfür erstell-
ten Fragebogen aus 50 Fragen, die von mehreren erfahrenen und meist 
einheimischen Mitarbeitern vor Ort oder von Kirchenleitern beantwortet 
werden. Die Ergebnisse werden mit einer Punktzahl bewertet, die die Si-
tuation der Christen in einem Land bzw. Entwicklungen näher bewertet. 
Die Gesamtzahl der Punkte für ein Land bestimmt dessen Position im 
Weltverfolgungsindex.

Recherchiert werden verschiedene Aspekte der Religionsfreiheit unter 
anderem … 
… der rechtliche und offizielle Status von Christen 
– �Ist Religionsfreiheit in der Verfassung und/oder den Landesgesetzen 

verankert? 
– �Haben die Bürger das gesetzliche Recht, zum Christentum zu kon-

vertieren? 
… die tatsächliche Situation der im Land lebenden Christen 
– �Werden Christen ihres Glaubens wegen getötet? 
– �Werden Christen ihres Glaubens wegen zu Gefängnisstrafen oder Ar-

beitslager verurteilt oder in die Psychiatrie eingewiesen? 
… Freiheit bzw. Einschränkungen der Kirche in der Gesell-
schaft 
– �Dürfen Christen christliche Literatur drucken und verbreiten? 
– �Werden christliche Veröffentlichungen in diesem Land zensiert/ver-

boten? 
… die Faktoren, die die Religionsfreiheit in einem Land untergra-
ben können 
– �Werden Versammlungsorte von Christen oder deren Häuser aus anti-

christlichen Motiven angegriffen? 
Die Spalte „Abweichung” zeigt an, inwieweit Punkte nicht vergeben wer-
den konnten. Manchmal sind die Angaben unbestätigt oder unvollständig. 
Dann ist die Abweichung höher. Wenn eine vollständige und sichere In-
formation nicht erhältlich ist, bekommen einige Länder weniger Punkte, 
selbst wenn der tatsächliche Grad der Verfolgung wahrscheinlich höher 
liegt.
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Ländername
Januar 

2009
Januar 

2008
Trend Abweichung

11. Nordkorea 90,5 90,5 0 0,0

12. Saudi-Arabien 67,0 64,5 – 0,0

13. Iran 67,0 64,0 – 0,0

14. Afghanistan 63,0 57,5 – 0,0

15. Somalia 60,5 54,5 – 2,0

16. Malediven 60,0 61,0 0 0,0

17. Jemen 57,5 57,5 0 5,0

18. Laos 55,0 56,5 0 0,0

19. Eritrea 55,0 55,0 0 7,5

10. Usbekistan 54,5 55,0 0 0,0

11. Bhutan 53,5 58,0 + 0,0

12. China 52,0 55,0 + 0,0

13. Pakistan 51,0 48,0 – 0,0

14. Turkmenistan 50,0 54,0 + 0,0

15. Komoren 50,0 50,0 0 0,0

16. Irak 49,0 42,5 – 0,0

17. Katar 48,0 47,5 0 0,0

18. Mauretanien 48,0 42,5 – 0,0

19. Algerien 46,5 37,5 – 0,0

20. Tschetschenien 46,0 46,0 0 1,5

21. Ägypten 45,5 46,0 0 0,0

22. Indien 45,0 37,5 – 0,0

23. Vietnam 42,5 46,0 + 0,0

24. Myanmar (Burma) 41,5 42,0 0 0,0

25. Libyen 41,0 42,5 0 0,0

26. Nigeria (Nord)    41,0 37,0 0 0,0

27. Aserbaidschan 39,5 42,5 + 0,0

Schwere Verfolgung Schwere Einschränkungen

Unterdrückung

Einige Probleme

Einige Einschränkungen
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28. Oman 39,5 41,0 0 6,0

29. Brunei 38,5 39,0 0 1,5

30. Sudan (Nord) 36,5 41,5 + 0,0

31. Sansibar  36,0 43,0 + 0,0

32. Kuwait      36,0 36,0 0 0,0

33. Kuba  35,5 40,0 + 0,0

34. Tadschikistan 35,0 34,5 0 0,0

35. �Vereinigte Arabische 
Emirate

35,0 34,0 0 6,0

36. Sri Lanka 34,5 35,5 0 0,0

37. Jordanien 34,5 34,0 0 0,0

38. Dschibuti 34,0 36,0 0 0,0

39. Türkei 33,0 36,0 + 0,0

40. Marokko 32,5 33,0 0 1,5

41. Indonesien 30,5 26,0 – 0,0

42. Palästinensergebiete 29,5 29,5 0 1,5

43. Bangladesch 29,0 26,0 – 0,0

44. Weißrussland 28,0 30,0 0 5,0

45. Äthiopien 28,0 28,0 0 5,0

46. Syrien 28,0 27,5 0 0,0

47. Tunesien   26,5 26,5 0 0,0

48. Bahrain  26,0 27,5 0 1,5

49. Kenia (Nordost) 24,5 26,0 0 0,0

50. �Kasachstan 22,0 18,5 + 0,0

(Quelle: © 2009 Open Doors International)



194            Open Doors

10 Zusammenfassung

10.1 Die zehn Länder, in denen Christen am stärksten verfolgt werden

Platz     1: �Nordkorea (Vorjahr:1)
Platz     2: �Saudi-Arabien (Vorjahr: 2)
Platz     3: Iran (Vorjahr: 3)
Platz     4: �Afghanistan (Vorjahr: 7)
Platz     5: �Somalia (Vorjahr: 12)
Platz     6: �Malediven (Vorjahr: 4)
Platz     7: Jemen (Vorjahr: 6)
Platz     8: Laos (Vorjahr: 8)
Platz     9: �Eritrea (Vorjahr: 11)
Platz 10: �Usbekistan (Vorjahr: 9)

In sieben der ersten zehn Länder des Index ist der Islam die Religion 
der Mehrheitsbevölkerung bzw. Staatsreligion: Saudi-Arabien, Iran, Af-
ghanistan, Somalia, Malediven, Jemen, Usbekistan. Zwei Länder haben 
kommunistische Regierungen: Nordkorea und Laos.

11 Ausführliche Informationen von Open Doors

11.1 Die ersten Zehn im Detail

Platz 1: Nordkorea – Das siebte Jahr in Folge führt Nordkorea den 
Weltverfolgungsindex an. Das Überleben der Christen in diesem Land 
ist extrem hart. Die Grenze zwischen Nordkorea und China ist nahezu 
geschlossen. Alles und jeder, der nach oder aus Nordkorea ausreist, wird 
streng kontrolliert. Hinrichtungen werden geheim durchgeführt. Die Zahl 
der Menschen in Straf- oder Arbeitslagern hat im Vergleich zum Vorjahr 
zugenommen. Die Regierung geht hart gegen jedwede Opposition vor. Das 
Land ist tief geprägt von einem Personenkult, durch den der verstorbene 
Diktator Kim Il Sung quasi zu einem Gott erhoben wird. Die Regierung 
setzt die „Juche” Philosophie (sprich „Dschutsche") einschließlich der Ver-
ehrung Kim Il Sungs und seines Sohnes Kim Jong Il durch. Der verstor-
bene Kim Il Sung („der ewige Präsident“) muss als ewig gegenwärtiger 
Gott-Vater angebetet werden. Sein Sohn, Kim Jong Il („der geliebte Füh-
rer“ oder „ewige Sohn der ewigen Sonne“), ist der von ihm erwählte Retter. 
Die Juche-Philosophie soll als Geist der vollkommenen Revolution – frei 
von allen fremden Einflüssen – jede Ebene der Gesellschaft und des Den-
kens durchdringen, um paradiesische Frucht hervorbringen zu können. 
Vor den landesweit aufgestellten Statuen des ewigen Führers müssen sich 
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die Bürger ausnahmslos verbeugen. Die nordkoreanische Bevölkerung ist 
vom Rest der Welt abgeschnitten und lebt isoliert. Das Christentum wird 
als gefährlicher ausländischer Einfluss betrachtet, der den Anstoß für den 
Zusammenbruch kommunistischer Regime in Osteuropa und in der ehe-
maligen Sowjetunion gegeben hat und deshalb eine der größten Bedro-
hungen für die Macht des Regimes darstellt. Infolgedessen bemühen sich 
die nordkoreanischen Behörden sehr stark, das Christentum auszurotten. 
Die nordkoreanischen Behörden verfolgen die Untergrundkirche massiv. 
Entdeckte Christen werden verhaftet, gefoltert oder getötet. Open Doors 
schätzt, dass es mindestens 200.000 Christen im Untergrund gibt, die 
Zahl könnte wahrscheinlich sogar bei 400.000 bis 500.000 liegen. Zwi-
schen 50.000 und 70.000 Christen werden in über 30 Arbeits- und Straf-
lagern gefangen gehalten. Christen gelten als politische Straftäter und 
müssen täglich Schwerstarbeit leisten. 

Platz 2: Saudi-Arabien – Den Bürgern wird die Freiheit verweigert, 
ihre Religion zu wählen oder zu wechseln. Der Schutz der Religionsfrei-
heit ist weder gesetzlich vorgesehen, noch existiert dieser Schutz in der 
Praxis. Das Rechtssystem basiert auf dem islamischen Recht, der Scha-
ria. Apostasie, der Abfall vom Islam durch Übertritt zu einer anderen 
Religion, ist ein todeswürdiges Verbrechen – falls der „Abtrünnige“ nicht 
widerruft. Muslime, die Christen wurden, riskieren Verfolgung vonseiten 
ihrer Familie oder der Gesellschaft, wenn ihr Religionswechsel bekannt 
wird. 

Platz 3: Iran – Im Iran gibt es derzeit eine regelrechte Verfolgungswelle 
mit zahlreichen Verhaftungen von Hausgemeindechristen. Das Jahr 2008 
beschreiben iranische Christen als eines der schlimmsten seit der isla-
mischen Revolution 1979. Mehr als 50 Christen wurden aufgrund ihres 
Glaubens verhaftet. Ein christliches Ehepaar starb nach dem Verhör 
durch Regierungsbeamte an Folterverletzungen und Stress. Der Islam ist 
im Iran Staatsreligion. Alle Gesetze und Vorschriften müssen der offizi-
ellen Interpretation der Scharia entsprechen. Nach der Interpretation der 
Scharia muss jeder Muslim, der den Islam verlässt und etwa Christ wird, 
mit dem Tod bestraft werden oder zurück zum Islam gebracht werden. 
Im September 2008 brachte das iranische Parlament ein Gesetz auf den 
Weg, wonach der „Abfall vom Islam“ auch rechtlich mit dem Tode bestraft 
werden kann. 

Platz 4: Afghanistan – In Afghanistan hat der Druck auf Christen u. a. 
durch die Taliban zugenommen. Eine Mitarbeiterin einer westlichen Hilfs-
organisation wurde in der Hauptstadt Kabul von radikal-islamischen Ta-
liban erschossen, weil sie laut Taliban das Christentum verbreitet haben 
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soll. Werden ausländische Christen bei der Weitergabe der christlichen 
Botschaft entdeckt, können sie verhaftet und des Landes verwiesen wer-
den. Für christliche Mitarbeiter von Hilfsorganisationen wird die Arbeit 
immer schwieriger; Entführungen von Hilfskräften nehmen zu. Es gibt 
keine sichtbare Kirche im Land und es ist nahezu unmöglich, als christli-
che Gemeinde in Afghanistan aktiv zu sein. Es bleibt schwer für Christen, 
in der islamischen Republik Afghanistan zu leben. Es gibt schätzungs-
weise 3.000 afghanische Christen. Der Islam durchdringt alle Aspekte 
der Gesellschaft und die Gesetze der Scharia sind mehr oder weniger in 
Kraft, das Recht des Landes basiert auf dem Islam; keine Handlung darf 
dem entgegenstehen. Christen haben keinen Rechtsstatus und die Ein-
stellung gegenüber Christen ist eher negativ. Verfolgung kommt vonseiten 
der Regierung, aber die meiste Bedrängnis kommt von der Familie oder 
dem sozialen Netz. 

Platz 5: Somalia – Für Christen in Somalia verschlechterte sich die Si-
tuation beträchtlich. Die Kämpfe zwischen somalischen islamistischen 
Milizen und äthiopischen Truppen führten zu gestiegener Feindseligkeit 
gegenüber Christen. Mindestens zehn Christen wurden aufgrund ihres 
Glaubens im Jahr 2008 getötet, mehrere entführt oder Christinnen ver-
gewaltigt. Vier christliche Lehrer, zwei von ihnen Konvertiten aus dem 
Islam, wurden von islamistischen Extremisten in Südzentral-Somalia 
ermordet. In Somalia gibt es weder einen Verfassungsartikel noch eine 
gesetzliche Bestimmung zum Schutz der Religionsfreiheit. Der Islam ist 
die offizielle Religion. Besonders in ländlichen Gebieten des Landes ist 
der gesellschaftliche Druck stark, die islamische Tradition zu respektie-
ren. In den meisten Regionen bedient man sich traditioneller Formen der 
Konfliktbewältigung: entweder der weltlichen Schiedsgerichtsbarkeit von 
Clans oder des islamischen Rechts (Scharia). Von den ethnischen Soma-
lis sind weniger als ein Prozent Christen. Diese praktizieren ihren Glau-
ben im Untergrund. Denn ein „Abfall“ vom Islam gilt als todeswürdiges 
Verbrechen. 

Platz 6: Malediven – Es gab 2008 fast keine Verbesserungen für die 
Christen auf den Malediven, trotz des Umstands, dass eine neue Verfas-
sung eingeführt und ein neuer Präsident gewählt wurde. Es gab keine Be-
richte über einheimische Christen, die eingesperrt oder des Landes ver-
wiesen wurden. Im Inselstaat der Malediven ist der Islam Staatsreligion 
und alle Bürger müssen Muslime sein. Es gilt die Scharia, das islamische 
Recht, das den Übertritt vom Islam zu einer anderen Religion verbietet. 
Ein Konvertit könnte demnach bei einem Religionswechsel sein Bürger-
recht verlieren. Es ist verboten, eine andere Religion als den Islam zu 
praktizieren, der als wichtiges Instrument für die nationale Einheit und 
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den Machterhalt der Regierung gilt. Christen ist es somit unmöglich, eine 
Kirche zu eröffnen oder eine Gemeinde zu gründen, obwohl Ausländer 
ihren Glauben im privaten Kreis praktizieren dürfen, wenn sie keine ein-
heimischen Bürger zur Teilnahme einladen. Die Bibel und andere christ-
liche Materialien dürfen nicht eingeführt werden, abgesehen von einem 
Exemplar für den Eigenbedarf. 

Platz 7: Jemen – Die Verfassung des Jemen garantiert Religionsfrei-
heit, erklärt aber auch, dass der Islam Staatsreligion und die Scharia die 
Quelle der gesamten Gesetzgebung ist. Die jemenitische Regierung ge-
stattet Ausländern etwas Freiheit beim Praktizieren ihres Glaubens, aber 
jemenitische Bürger dürfen nicht zum Christentum konvertieren. Es gibt 
ca. 500 bis 1.000 Christen mit islamischem Hintergrund, denen heftige 
Verfolgung oder sogar der Tod droht, falls sie entdeckt werden. Konver-
titen erfahren Widerstand vonseiten der Behörden oder extremistischen 
Gruppen, wenn sie nicht zum Islam zurückkehren. 

Platz 8: Laos – Die Verfassung von Laos sieht Religionsfreiheit zwar vor, 
doch Gesetzlosigkeit und das Fehlen spezieller Vorschriften für religiöse 
Angelegenheiten erlauben es örtlichen Beamten, die Verfassungsbestim-
mungen nach eigenem Gutdünken zu interpretieren und umzusetzen. Ge-
genüber den lokalen Behörden auf Provinz- und Bezirksebene, die die re-
ligiösen Rechte sowie die Rechte ethnischer Minderheiten weiterhin ein-
schränken, verhält sich der Staat passiv. Zwar hat es in südlichen Gebie-
ten (z. B. in der Provinz Attapeu) einige Fortschritte gegeben, doch in et-
lichen Gebieten im Norden des Landes verschärfte sich die antichristliche 
Haltung der Regierung, vor allem in Bezug auf Christen aus dem Stamm 
der Hmong. Die Kirche in Laos ist relativ klein, wächst aber beständig (es 
gibt etwa 200.000 Christen meistens aus ethnischen Minderheiten). Es 
gab 2008 kaum Verbesserungen hinsichtlich der religiösen Freiheit. Die 
laotischen Behörden erlauben nur eine begrenzte Präsenz des Christen-
tums und lassen besonders die Leiter streng überwachen. Das Regime li-
mitiert die Zahl offener Kirchen und schließt diese regelmäßig, besonders 
auf dem Lande. Von Zeit zu Zeit wurden Christen inhaftiert, viele von 
ihnen wurden körperlich und psychisch gefoltert und unter Druck gesetzt, 
ihren (neuen) Glauben zu widerrufen. 

Platz 9: Eritrea – Das ostafrikanische Eritrea ist neu unter den ersten 
zehn Ländern des WVI. Obwohl das kleine Land am Horn von Afrika vor 
allem aufgrund von Veränderungen hinsichtlich der Glaubensfreiheit in 
anderen Ländern des WVI vorrückte, rechtfertigt die schwere Situation 
der Christen im Land diese Platzierung. Die eritreische Regierung be-
schneidet die Religionsfreiheit für nicht registrierte Kirchen und christ-
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liche Gruppen erheblich und geht gegen ihre Rechte vor. Im Mai 2002 
erklärte Präsident Issayas Afewerki alle Angehörigen nicht erlaubter 
Kirchen – darunter über 30 evangelikale – zu Staatsfeinden. Nur die or-
thodoxe und die katholische Kirche sowie die Lutheraner und der Islam 
sind anerkannt. Seitdem veranlasst die Regierung Kirchenschließungen 
und verbietet Privatversammlungen. Laut Angaben von Kirchenleitern 
aus Eritrea sollen derzeit rund 3.000 Christen aufgrund ihres Glaubens 
landesweit in Polizeistationen, Militärlagern oder Schiffscontainern unter 
unmenschlichen Bedingungen eingesperrt sein. Viele sitzen seit Monaten 
oder Jahren ohne offizielle Anklage oder Gerichtsverfahren ein. Die Situ-
ation verschärfte sich im Jahr 2008. 

Platz 10: Usbekistan – Die Situation der Christen in Usbekistan bleibt 
auch weiterhin besorgniserregend. Die Verfassung des Landes sieht 
Religionsfreiheit vor, aber in der Praxis beschränkt die Regierung mit 
Gesetzen dieses Recht auf Ausübung der Religion. Die Regierung erließ 
Gesetze, die Aktivitäten wie die Evangelisation, die Einfuhr und Ver-
breitung religiöser Literatur sowie das Angebot theologischer Schulung 
und Unterweisung verbieten. Ein Gesetz verbietet, mehr als ein Exemp-
lar eines christlichen Buches zu besitzen – die Bibel eingeschlossen. Um 
aktiv sein zu können, müssen Gemeinden eine Registrierung erlangen, 
was fast unmöglich ist. Im Jahr 2008 wurde keinem Registrierungsan-
trag einer Kirche stattgegeben, viele Kirchen gingen in den „Untergrund“. 
Da es nur wenige registrierte Gemeinden gibt, müssen sich viele Christen 
heimlich in Privatwohnungen treffen. Dabei setzen sie sich dem Risiko 
aus, wegen illegaler religiöser Aktivitäten verhaftet zu werden. Polizei-
liche Hausdurchsuchungen sind an der Tagesordnung und führen oft zu 
Festnahmen, bei denen Christen geschlagen und sogar gefoltert werden. 
Ihre Literatur und christliche Materialien werden vernichtet. Usbekische 
Christen werden besonders bedrängt, sich zum Islam zurückzubekehren. 
In Fernsehsendungen (u. a. Mai 2008) wurden Christen negativ darge-
stellt, was zu einem erhöhten Druck auf Christen führte – besonders 
durch Verwandte und örtliche Beamte. Medienberichte gegen Christen 
werden häufiger und kämpferischer. 

11.2 Verschlechterungen

Neben Saudi Arabien, dem Iran, Afghanistan und Somalia hat sich die 
Situation für Christen verschlechtert in: Pakistan, Irak, Mauretanien, 
Algerien, Indien, Nigeria (Nord), Indonesien, Bangladesch und 
Kasachstan.
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Platz 13: Pakistan – Unvermindert hoch ist auch der Druck auf die 
christliche Minderheit in Pakistan. Die Regierung schützt die Christen 
nur sehr begrenzt, weshalb muslimische Extremisten fast freie Hand 
haben und Christen nachstellen. Eine hohe Korruption und die Blasphe-
miegesetze, nach denen Christen oft wegen angeblicher Beleidigung des 
Islam verurteilt werden, versetzt die kleine Kirche in Pakistan in eine 
schwierige Lage. Sie werden bedroht oder benachteiligt, willkürlich der 
Blasphemie (Gotteslästerung) angeklagt oder sogar umgebracht. Sie füh-
len sich wie Bürger zweiter Klasse. Jeden Monat gibt es etwa ein Todes-
opfer. Das gleiche gilt für Verhaftungen – meist aufgrund von Gottesläs-
terung. Entführungen oder körperliche Angriffe treten noch häufiger auf. 
Zu Angriffen auf Kirchen oder das Eigentum von Christen soll es fast jede 
Woche kommen. Diskriminierung auf allen Ebenen der Gesellschaft ist 
für Christen etwas Alltägliches. 

Platz 16: Irak – Das Jahr 2008 war ein Jahr der Gewalt gegen Chris-
ten. Es begann mit einer Serie von Bombenanschlägen, bei denen sieben 
irakische Kirchen und drei Klöster beschädigt wurden. Auch während 
des Jahres wurden Kirchen angegriffen oder durch Bomben beschädigt. 
Christen leiden unter der anti-westlichen Stimmung. Viele Iraker sehen 
den Westen als „christlich“ an und schlussfolgern, dass irakische Chris-
ten Verbündete des Westens seien. In Mosul wurden Menschen auf offener 
Straße erschossen, wenn sie in ihrem Ausweis unter Religion den Ein-
trag „Christ“ hatten. Kriminelle entführen Christen (viele gehören zur 
Mittelschicht), um Lösegelder zu erpressen. Mindestens fünf Christen 
wurden entführt und mindestens 35 Christen aufgrund ihres Glaubens 
ermordet. 

Platz 18: Mauretanien – Mauretanien rückte sechs Positionen im WVI 
vor. Rund 700 einheimische Christen, manche gehen sogar von nur 300 
aus, leben im Land. Alarmierend ist die negative Berichterstattung über 
das Christentum in einheimischen Medien. Das Christentum wird als 
gefährliche Bewegung eingeschätzt, die bekämpft werden muss. In der 
islamischen Republik Mauretanien ist der Islam Staatsreligion. Teilweise 
schränkt die Regierung die Religionsfreiheit dadurch ein, dass die Ver-
teilung nicht-muslimischer religiöser Literatur – nicht aber der private 
Besitz – sowie die Evangelisation unter Muslimen verboten sind. Aposta-
sie (Abfall vom Islam) kann mit dem Tod bestraft werden, wenngleich die 
Todesstrafe formell in den vergangenen Jahren nicht vollstreckt wurde.

Platz 19: Algerien – Im Jahr 2008 wurden viele Kirchen in Algerien 
angewiesen, zu schließen. Mindestens zehn Christen wurden verhört und 
mehrere wurden zu Haftstrafen auf Bewährung oder zu Geldstrafen verur-
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teilt. Dies wird als Versuch der Behörden gewertet, Muslime, die Christen 
wurden, zur Rückkehr zum Islam zu bringen. Christliche Leiter glauben, 
dass die Zunahme der Verfolgung nicht daher rührt, dass der Islamis-
mus wächst, sondern dass die Zahl der Konvertiten aus dem Islam zum 
Christentum steigt. Die Verfassung erklärt den Islam zur Staatsreligion 
und verbietet religiösen Organisationen jede Aktivität, die den Lehren 
und Moralvorstellungen des Islam entgegensteht. Ein im September 2006 
in Kraft getretenes Anti-Missionsgesetz beschränkt die Ausübung nicht-
islamischer Religionen, indem etwa öffentliche religiöse Versammlungen 
wie Gottesdienste verboten werden. Organisierte christliche Gruppen 
müssen sich bei der Regierung registrieren lassen und die Einfuhr von 
christlicher Literatur wird kontrolliert. Das Gesetz gibt der Regierung 
das Recht, alle Aspekte kirchlicher Praxis zu regulieren. Es verbietet 
Handlungen, die einen Muslim zum Übertritt zu einer anderen Religion 
bringen könnten. Da fast alle algerischen Christen Konvertiten aus dem 
Islam sind, würde das bedeuten, dass alle Kirchen gesetzeswidrig wären. 
Im vergangenen Jahr erhielten 26 Kirchen die Schließungsanweisung. 

Platz 22: Indien – Das dritte Quartal des vergangenen Jahres war eine 
der schlimmsten Zeiten der Gewalt gegen indische Christen seit Erschei-
nen des Index. Nachdem im August 2008 im ostindischen Bundesstaat 
Orissa ein Hindu-Führer und vier seiner Anhänger vermutlich von Mao-
isten ermordet wurden, gingen Extremisten mehrere Wochen lang brutal 
gegen Christen vor, die sie der Tat beschuldigten. Mehr als 110 Christen 
wurden getötet (manche Quellen berichteten von mehr als 500), mehr als 
170 Kirchen und über 4.500 Häuser von Christen zerstört. Über 54.000 
Menschen waren auf der Flucht; noch immer leben 10.000 Christen in 
Flüchtlingslagern. Wenngleich es auch in anderen Bundesstaaten während 
des Jahres zu Übergriffen, Verhaftungen, Misshandlungen von Christen 
oder Angriffen auf Kirchen kam, konzentriert sich die Verfolgung von 
Christen auf die Bundesstaaten Andhra Pradesh, Chhattisgarh, Jhark-
hand, Karnataka, Madhya Pradesh, Maharashtra, Orissa und Uttarak-
hand. Außer in Orissa wurden in Andhra Pradesh zwei Christen getötet, 
ein Christ starb jeweils in Kerala, Madhya Pradesh und Maharashtra 
und je zwei Christen wurden getötet in Tamil Nadu und Uttarakhand.

Platz 26: Nigeria (Nord) – Mindestens zwölf nördliche Bundesstaaten 
in Nigeria haben in den vergangenen acht Jahren das islamische Recht, 
die Scharia, eingeführt. Seitdem kam es mehrfach zu Gewaltausbrüchen 
gegen Christen im Norden Nigerias, bei denen schon Tausende starben. 
Muslime beschuldigen in vielen Fällen Christen der Blasphemie, was zu 
Gewalt in den Scharia-Staaten Bauchi und Kano im Februar 2008 führte. 
Fünf Christen wurden getötet, über 20 verletzt und Tausende flüchte-
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ten. Mehrere Kirchen wurden bei Angriffen von Extremisten in diesen 
Staaten zerstört. Muslimische Leiter in Kano forderten ein landesweites 
Gesetz, das Blasphemie (Beleidigung des Islam) mit dem Tod bestraft. 
Mehr als 20 christliche Mädchen wurden 2008 in den Staaten Bauchi, 
Katsina, Kano, Niger und Yobe verschleppt. Viele von ihnen wurden mit 
dem Ziel entführt, sie durch Heirat mit einem Muslim zu islamisieren. 
Ende November kam es nach einer Kommunalwahl in der zentralnigeri-
anischen Stadt Jos zu blutiger Gewalt. Polizei und Truppen töteten über 
400 randalierende Muslime; Islamisten töteten über 100 Christen. Sechs 
Pastoren starben, 40 Kirchen wurden zerstört und 369 wurden ernsthaft 
verletzt. Die Spannungen wurden anscheinend aufgrund des Verdachtes 
von Wahlbetrug von muslimischer Seite ausgelöst. 

Platz 41 Indonesien: – Seit Jahren haben Experten vor einer schlei-
chenden Islamisierung in Indonesien gewarnt. Mehr und mehr kommen 
Christen in Bedrängnis. Im Mai und Dezember 2008 wurden zwei über-
wiegend von Christen bewohnte Dörfer angegriffen, drei Christen wurden 
brutal ermordet und Tausende mussten fliehen. Im Juli mussten rund 
1.500 Studenten der Arastamar Evangelical School of Theology (SETIA) 
in Kampung Pulo (Unterbezirk Pinang Ranti des Makasar-Distrikts von 
Jakarta) evakuiert werden, nachdem es zu einer gewalttätigen Großkund-
gebung hunderter Einwohner des Ortes sowie fundamentalistischer Mus-
lim-Gruppen gekommen war. Über 30 Kirchen wurden im vergangenen 
Jahr geschlossen. 

Platz 43: Bangladesch – In Bangladesch wurde ein Christ im Februar 
getötet. Im Mai 2008 wurde die 13-jährige Tochter des Pastors der Uni-
ted Bethany Church (Mymensingh/Bangladesch) von mehreren muslimi-
schen Männern entführt und mehrfach vergewaltigt. Schon Tage vor der 
Tat wurde das Mädchen wegen seines christlichen Glaubens von Jugend-
lichen aus der Nachbarschaft und seiner Schule verspottet. Der Druck auf 
Konvertiten aus dem Islam zum Christentum – für ehemalige Muslime 
und Buddhisten – wächst. 

Platz 50: Kasachstan – Ein neues Religionsgesetz ist in Kasachstan 
auf dem Vormarsch, das die Religions- und Glaubensfreiheit einschränkt. 
Christen sind besorgt über mögliche Beschränkungen ihrer Aktivitäten 
und Versammlungsorte. Kleineren religiösen Gruppen wird die Registrie-
rung erschwert, wenn nicht sogar unmöglich gemacht. Religiöse Literatur 
darf nur importiert werden, wenn sie vorher von den Behörden gesichtet 
und genehmigt wurde. Der Staat kann die religiöse Literatur verbieten. 
Auch kann der Staat missionarische Aktivitäten einschränken. Die Wei-
tergabe des christlichen Glaubens ohne die schriftliche Genehmigung 
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einer registrierten religiösen Gesellschaft und die persönliche staatliche 
Registrierung als Missionar wären verboten. Auch soll es härtere Stra-
fen für die nicht genehmigte Religionsausübung geben, Kinder dürfen 
nur an religiösen Veranstaltungen teilnehmen, wenn beide Elternteile 
zustimmen. 

11.3 Verbesserungen

Verbesserungen der Platzierungen im WVI gibt es für: Bhutan, China, 
Turkmenistan, Aserbaidschan, Sudan (Nord), Sansibar, Kuba, 
Türkei und Kolumbien. 

Platz 11: Bhutan – Hauptsächlich kommt die Verfolgung von Christen 
in Bhutan durch die eigene Familie, die Gesellschaft oder vonseiten bud-
dhistischer Mönche, die einen starken gesellschaftlichen Einfluss haben. 
Die Übergriffe haben 2008 abgenommen. Das vergangene Jahr war ein 
Jahr der Veränderungen in Bhutan, u. a. trat eine neue Verfassung in 
Kraft, die mehr religiöse Freiheiten vorsieht. Im Himalaya-Königreich 
Bhutan ist der Mahayana-Buddhismus Staatsreligion. Offiziell existiert 
der christliche Glaube nicht. Christen ist nicht gestattet, in der Öffent-
lichkeit zu beten oder zu feiern. Treffen von Christen sind nur innerhalb 
einer Familie möglich, aber nicht kollektiv mit anderen Christen, etwa 
als Hausgemeinde. Einreisevisa für Priester oder kirchliche Mitarbeiter 
werden verweigert. Kinder von Christen werden zwar in der Schule ak-
zeptiert, erfahren jedoch häufig Diskriminierung, wenn bekannt wird, 
dass sie Christen sind. 

Platz 12: China – China ist ein Land vieler Gegensätze. Die Situation im 
Jahr 2008 war angespannter als 2007. Die Grenzen wurden während der 
Zeit der Olympischen Spiele streng kontrolliert. Die Visa vieler ausländi-
scher Gastarbeiter (besonders von Missionaren) wurden nicht erneuert 
und sie mussten das Land verlassen. Auch im Jahr 2008 gab es Druck 
auf die Christen in China. Die Regierung schloss in einigen Landestei-
len Hausgemeinden, verhaftete oder misshandelte Christen. Andererseits 
verbesserte sich auch die Situation. Anders als im Jahr 2007 wurden 
Open Doors keine Entführungen oder Ermordungen von Christen auf-
grund ihres Glaubens gemeldet.

Platz 14: Turkmenistan – Eine geringe Verbesserung der Situation gibt 
es für die Christen in Turkmenistan im Vergleich zum Jahr davor. Die 
Zahl der Christen, die inhaftiert und zu Gefängnis- oder Arbeitslagerstra-
fen verurteilt oder in eine psychiatrische Klinik eingewiesen wurden, war 
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geringer als im Jahr 2007. Dennoch hat sich die Situation für Christen 
im Allgemeinen nicht drastisch geändert. In kleinen Städten und Dörfern 
müssen Gemeindeleiter wöchentlich für ein „Gespräch“ auf die Polizei-
station kommen. Die Verfassung Turkmenistans garantiert „Freiheit der 
Religion sowie Freiheit der Überzeugung und des freien Ausdrucks der 
Überzeugung“, doch in der Praxis werden diese Rechte beschnitten. Eth-
nische Turkmenen, die den Islam verlassen und Christen werden, sind 
Erniedrigung und psychologischem Druck durch muslimische Geistliche 
und Behörden ausgesetzt. Die für Gemeinden vorgeschriebene Registrie-
rung ist ein mühevoller Prozess. 

Platz 27: Aserbaidschan – Die Situation für Christen in Aserbaidschan 
ist mehr oder weniger konstant geblieben im Vergleich zum Vorjahr. Open 
Doors erfuhr von keiner Verurteilung zu einer Gefängnis- oder Arbeitsla-
gerstrafe und weniger Christen wurden verhaftet. Dennoch hat sich die 
Situation für die Christen in Aserbaidschan nicht gänzlich positiv verän-
dert. Es kommt weiterhin zu Hausdurchsuchungen und Benachteiligun-
gen von Christen am Arbeitsplatz aufgrund ihres Glaubens. Die Über-
griffe auf nicht registrierte Baptisten-, Pfingst- oder Adventistenkirchen 
haben zugenommen. Es gibt einen Unterschied zwischen Stadt und Land. 
In der Hauptstadt Baku kommt die Bedrängnis vonseiten der Regierung 
und ist nicht so heftig wie in abgelegenen, ländlichen Gebieten.

Platz 30: Sudan (Nord) – Einheimische Christen bewerten ihre Si-
tuation besser als im Vorjahr. Einer der Gründe liegt in der politischen 
Entwicklung. Der Sudan geht 2009 auf eine Wahl zu und die regierende 
National-Kongress-Partei will möglichst viele Stimmen gewinnen, was 
sich auch in einer lockeren Politik hinsichtlich der Beschränkungen für 
Christen im Norden niederschlägt. Kirchenleiter schätzen die Religions-
freiheit besser ein als im Jahr 2007. 

Platz 31: Sansibar – Auf der Inselgruppe Sansibar wurde von mehr Frei-
heit für die Kirche berichtet als im Jahr 2007. Open Doors erhielt keine 
Berichte von Christen, die zu Gefängnisstrafen verurteilt, entführt oder 
misshandelt wurden aufgrund ihres Glaubens; es wurde keine Kirche an-
gegriffen. Die Kirche generell sieht sich jedoch mehreren Schwierigkeiten 
ausgesetzt: bei der Registrierungspflicht, dem Erwerb von Grundstücken 
oder in der Schul- und Berufsausbildung. Sansibar ist ein autonomer Teil 
von Tansania. Während das Festland Tansanias überwiegend christlich 
geprägt ist und die Verfassung Religionsfreiheit vorsieht, ist die Bevölke-
rung der Inselgruppe zu 97 Prozent muslimisch. Der Anteil von Extremis-
ten ist sehr hoch. 
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Platz 33: Kuba – Es scheint, als gehöre die Zeit schlimmer religiöser Ver-
folgung in Kuba der Vergangenheit an. Doch die subtile Form der „Verfol-
gung“ in Form von sozialer Kontrolle und Überwachung bleibt bestehen. 
Berichtet wird von einem Wachstum der Mitgliederzahlen in Kirchen und 
Gemeinden.

Platz 39: Türkei – Es gibt kaum bemerkenswerte oder strukturelle Ver-
besserungen der Religionsfreiheit für Christen in der Türkei. Die Vorur-
teile gegenüber Christen vonseiten der Gesellschaft sind hoch. Ein guter 
Türke ist Muslim und spricht Türkisch, so die Einstellung. Wer davon 
abweicht, dem werden Feindschaft gegenüber der Nation oder die Beleidi-
gung des Türkentums (nach türkischem Recht ein Vergehen) unterstellt. 
Das hat Auswirkungen auf ethnische und religiöse Minderheiten in der 
Türkei, sie erfahren Bedrängnis. Kein Christ wurde im Berichtsjahr auf-
grund seines Glaubens eingesperrt oder ermordet, was die Türkei einige 
Plätze auf dem WVI nach unten rücken lässt.

Kolumbien – Die Verfolgung in Kolumbien variiert. Weil Guerilla Grup-
pen in verschiedene Gebiete ziehen und diese unter ihre Kontrolle brin-
gen, hängt das Ausmaß der Verfolgung stark von der Einstellung der Gue-
rillakommandeure gegenüber der Kirche ab. Einige erlauben es Kirchen, 
aktiv zu sein, einige beschränken ihre Aktivitäten und andere ächten 
Pastoren, Gemeindeleiter oder Kirchenleiter. 2008 erfuhr Open Doors von 
weniger Verfolgungsfällen. Kolumbien ist daher nicht mehr unter den 50 
Ländern des WVI.

Ein ungekürzte Fassung der Informationen zum Weltverfolgungsindex 
2009 finden Sie im Internet unter: http://www.opendoors-de.org/index.
php?supp_page=weltverfolgungsindex_2008&supp_lang=de.



Kurzberichte über Probleme der Christen in ausgewählten Ländern            205 

Kurzberichte über Probleme  
der Christen in ausgewählten Ländern

Die Schwerpunktländer des  
Weltweiten Gebetstages 2009 in Kürze

Indien

Republik Indien
Fläche: 3,29 Mio. qkm (mehr als 9 mal so groß wie D)
Einwohner: 1,1 Milliarden
Völker: 4.635 Völker; die Einteilung in 6.400 Kasten ist aber wichtiger
Religionen: Hindus (80%), Muslime (13%), Christen (2,3%; davon Prot. 
39%, Kath. 29,2%; Evangelikale 1,8% der Einw.), Sikhs (1,8%), Tradit. 
Relig. (1,4%), Buddhisten (0,8%), Jainiten (0,35%) (Zahlen aufgrund des 
offiziellen Zensus 2001, Schätzungen gehen von bis zu 6% Christen aus.)

Hintergrundinformationen
Jahrzehntelang lebten Christen in der größten Demokratie der Welt in 
relativem Frieden mit den Anhängern anderer Religionen. Für einige 
Teile des Landes gilt dies heute noch. Doch nachdem die 80er Jahre vor 
allem durch bürgerkriegsähnliche Kämpfe zwischen Hindus und Sikhs 
und Hindus und Muslimen bestimmt waren, bekämpfte seit Anfang der 
90er Jahre die radikal-hinduistische Bewegung Rashtriya Swayamsewak 
(RSS) Muslime und Christen, vor allem die Dalits (Kastenlosen) unter 
ihnen, mit zunehmender Gewalt. Im März 1998 wurde deren politischer 
Arm, die nationalistische Hindupartei ‚Indische Volkspartei‘ (Bharatiya 
Janata Party, BJP), vorübergehend Regierungspartei und ist es gegen-
wärtig in einigen Bundesstaaten. 7 Staaten haben Antibekehrungsge-
setze eingeführt.

Seitdem nehmen Angriffe auf Christen im ganzen Land Jahr für Jahr 
zu. Nonnen werden vergewaltigt, Evangelisten verprügelt, Missionare und 
einzelne Christen getötet, Kinderheime, Kirchen und Klöster zerstört. 
Die katholischen Bischöfe, der Nationale Kirchenrat und die Evangeli-
sche Allianz von Indien haben Präsident und Regierung mehrfach offiziell 
aufgefordert, dem Treiben hinduistischer Extremisten gegen Christen ein 
Ende zu bereiten.
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Außerdem drohen Christen zwischen die Fronten radikaler Hindus und 
radikaler Muslime zu geraten. 1964–1996 wurden 38 Übergriffe von Hin-
dus gegen Christen registriert, im Jahr 1997 15, im Jahr 1998 und 1999 
jährlich ca. 150. Derzeit findet ein Anschlag ca. alle 36 Stunden statt.

Im Bundesstaat Orissa sind seit den ersten Angriffen Weihnachten 
2007 über 500 Christen getötet worden, etwa 13.000 leben in Flüchtlings-
lagern, Zigtausende verstecken sich in Wäldern. Erfreulicherweise hat 
die fundamentalistische hinduistische Partei, die dahintersteckt, nicht 
nur die jüngsten Bundeswahlen in Indien verloren, sondern mehr als die 
Hälfte der Stimmen im Bundesstaat Orissa.

Gebet 
Vater im Himmel, Du siehst die zunehmende Politisierung eines einfluss-
reichen Flügels des Hinduismus, der alle Nichthindus aus Indien vertrei-
ben möchte. Du siehst, dass viele Deiner Kinder zunehmend in Furcht 
leben, weil sie bedroht werden, nicht mehr ungestört die Straße betreten 
können oder zwischen die Bürgerkriege zwischen Hindus und Muslimen 
zu geraten drohen. Du siehst, dass Deine Kinder in Orissa sterben und 
sich in Wäldern verstecken mussten und dass Kinderheime niederge-
brannt wurden.

Unser Gott, schenke Du Indien Frieden! Sorge dafür, dass die in der 
Verfassung verbrieften Rechte aller Inder, auch der Christen, von den 
Behörden und der Regierung respektiert werden. Bewahre Du die Chris-
ten, besonders die einheimischen Pastoren, Evangelisten und Missionare 
im ganzen Land. Bewahre Du Kirchengebäude, Krankenhäuser und 
Schulen. Verhindere Du, dass deine Kirche, die es schon seit fast 2000 
Jahren in Indien gibt, nach einer langen Zeit relativer Ruhe nun in eine 
Zeit dauerhafter Christenverfolgung gerät.

	�� Weitere Informationen finden Sie unter:  
• �http://ekkaleo.de/2008-10/orissa-brennt-christenverfolgung-in-

indien/
	 Detaillierte Informationen (Englisch):  
	 • http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2008/108500.htm
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Laos

Demokratische Volksrepublik Laos
Fläche: 236.800 km², Teil von Indochina
Einwohner: 6,8 Mio.
Völker: Komplexes Gemisch aus 138 Volksgruppen
Einkommen pro Kopf: 440 € (1,4% von D)
Religionen: Buddhisten 62%; Stammesrelig. 31%; Nichtreligiöse 4%; 
Muslime 1,1%; Christen 1,9% (Kath. 0,66%; Prot. 0,82%; Unabhängige 
0,37%; praktisch alle nichtkatholischen Christen sind evangelikal)

Hintergrundinformationen
Das buddhistische Laos, einer der letzten kommunistischen Staaten der 
Welt, ist zwar klein und der Öffentlichkeit nicht bekannt, gehört aber lei-
der zu den Ländern, in denen Christen am stärksten verfolgt werden. Lao-
tische und vietnamesische kommunistische Armeen eroberten das ganze 
Land 1975. Die Regierung lehnt sich stark an die Politik von Vietnam an, 
auch wenn viele Laoten dies nicht wünschen. Die kommunistischen Führer 
haben die volle politische Kontrolle über das Land, obwohl die Wirtschaft 
liberalisiert wird. Der Vietnamkrieg, marxistische Wirtschaftsprinzipien, 
die Flucht gut ausgebildeter Arbeiter, ein bürokratisches Durcheinander 
und das Fehlen kostengünstiger Verkehrsverbindungen über das Meer 
machen Laos zu einem der ärmsten Länder Asiens.

Die kommunistische Verfolgung der Christen zwischen 1975 und 1978 
war sehr schwer. Die Beschränkungen wurden gelockert, obwohl die Kir-
chen weiterhin als potentiell subversiv angesehen und überwacht werden 
und öffentliche Evangelisation usw. nicht möglich sind. Der Buddhismus 
gewinnt teilweise seinen alten Einfluss wieder und verbündet sich teil-
weise mit dem Staat gegen die Christen.

Jagd auf Christen, Gefängnis und Tod sind keine Seltenheit. Die Verfol-
gung geht sowohl von den örtlichen kommunistischen Behörden als auch 
von buddhistischen Nachbarn aus. 1999 wurde das Christentum offiziell 
zum Staatsfeind Nr. 1 ernannt. In den letzten Jahren gab es leichte Ver-
besserungen. So wurden etwa erste Kirchen wieder eröffnet und Ordina-
tionen zugelassen.

2008 wurden beispielsweise ein Pastor und einige Teenager inhaftiert, 
weil sie ihren Glauben nicht schriftlich widerriefen. Der Pastor wurde 
zu lebenslanger Haftstrafe verurteilt, die Teenager werden freigelas-
sen, sobald sie ihren Glauben widerrufen. In dem Dorf Ban Sai Jarern 
wurde 2008 eine Gemeinde von 1.900 Besuchern solange schikaniert und 
bedroht – so wurden 200 Männer als Rebellen inhaftiert, 13 Christen 
bei Hausdurchsuchungen erschossen, Besitz und Land konfisziert –, dass 
sich jetzt nur noch 20 mutige Christen treffen.
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Die Katholiken sind überwiegend vietnamesischer Herkunft und haben 
deswegen zusätzlich unter Rassismus zu leiden. 1975 wurde die katholi-
sche Kirche komplett enteignet, ein Bistum wird bis heute nicht zugelas-
sen. Die doppelte Verfolgung erleben die Evangelikalen ähnlich, da sie 
überwiegend ethnischen Minderheiten angehören. Zudem werden sie der 
Kollaboration mit den USA verdächtigt.

Gebet
Gott, im Himmel, Du Vater unseres Herrn Jesus Christus, sei den Chris-
ten in Laos ein liebender Vater und tröste und schütze sie. Seit dreiein-
halb Jahrzehnten kann deine Gemeinde ihren Glauben nicht mehr offen 
leben, verliert Freiheit und Besitz und wird immer neu als staatsfeindlich 
verleumdet. Erbarme Dich der kleinen und großen Machthaber, dass sie 
zur Gerechtigkeit zurückkehren und Deine Güte und Liebe erkennen.

Du siehst, dass fast alle Christen im Land im Untergrund leben. Stärke 
Du Deine Gemeinde, gib ihr Kraft und schenke ihr Liebe für ihre Feinde. 
Amen.

Zentralasien

Aserbaidschan: 8,5 Mio.; Muslime 96%; orthodoxe Christen 4,3%; Evan-
gelikale 20.000
Kasachstan: 15 Mio.; Muslime 65%; orthodoxe Christen 30%; Katholi-
ken 2%; Evangelikale: 12.000 (ohne deutschstämmige Lutheraner)
Kirgistan: 5 Mio.; Muslime 75%; orthodoxe Christen 20%; Evangelikale: 
12.000 (?)
Tadschikistan: 7,3 Mio.; Muslime 97’%; orthodoxe Christen 1%; Evan-
gelikale 12.000
Turkmenistan: 5 Mio.; Muslime 92%; orthodoxe Christen 5%; Evange-
likale 2.000
Usbekistan: 27 Mio.; Muslime 90%; russisch-orthodoxe Christen: 8.000; 
Evangelikale 25.000

	� Detaillierte Informationen:  
http://www.state.gov/g/drl/rls/irf/2008/108412.htm
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Hintergrundinformationen
In ganz Zentralasien ist es um die Religionsfreiheit schlecht bestellt, und 
die Situation verschlechtert sich weiter. Von internationalen Menschen-
rechtsstandards geschützte Rechte werden abgeschafft oder existieren 
nicht mehr.

Die Beweise sind erdrückend: Die wesentlichen Verletzungen der Reli-
gionsfreiheit, denen Christen und andere Religionsgemeinschaften aus-
gesetzt sind, werden von Regierungen verursacht. Regierende Politiker 
wollen die Macht mit allen Mitteln behalten. Um an der Macht zu bleiben, 
„müssen“ sie die Tätigkeit gesellschaftlicher Bewegungen wie der Kirchen 
kontrollieren oder einschränken.

Die zahlenmäßig größte Religionsgemeinschaft ist in allen zentralasi-
atischen Staaten der Islam. Die Regierungen sind sehr bemüht, die isla-
mische Gemeinschaft durch willfährige Leitungsorgane und andere Inst-
rumente von innen zu kontrollieren – im Unterschied zu den Kirchen, die 
normalerweise von außen kontrolliert werden. Nicht der staatlichen Kont-
rolle unterworfene Formen des Islam können streng bestraft werden.

Aserbaidschan: Die Registrierung von Gemeinden und die Publikation 
christlicher Medien ist aufgrund des soeben verabschiedeten, sehr prob-
lematischen Religionsgesetzes praktisch unmöglich. Russen dürfen ruhig 
Christen werden, aber nicht die Mehrheit der Aseris. Polizeirazzien bei 
Versammlungen protestantischer Gemeinschaften und anderer religiö-
ser Minderheiten sind an der Tagesordnung. Der Konflikt mit Armenien 
belastet auch die Religionsfrage.

Kasachstan: Gott sei Dank wurde ein Gesetz, durch das die Religions-
freiheit ernsthaft eingeschränkt und kleine religiöse Gruppen praktisch 
zu Terroristen erklärt worden wären, vom Verfassungsgericht abgelehnt. 
Die örtlichen Behörden sind sehr gegen die Christen eingestellt. Immer 
wieder kommt es zu Razzien gegen Minderheitenreligionen und werden 
Versuche unternommen, deren Gebäude zu beschlagnahmen. 

Kirgistan: Soeben wurde ein neues Religionsgesetz verabschiedet, durch 
das die Religionsfreiheit ernsthaft eingeschränkt wird. So ist die Regist-
rierung von religiösen Gruppen praktisch unmöglich und es ist verboten, 
dass Kinder an religiösen Veranstaltungen teilnehmen. Bei Beerdigun-
gen von Nichtmuslimen kommt es regelmäßig zu Ausschreitungen.

Tadschikistan: Hier geht die Verfolgung weniger vom Staat aus als von 
muslimischen Familien und Nachbarn, die von iranischer Propaganda 
aufgestachelt werden. Die Verabschiedung eines neuen Religionsgesetzes, 
durch das die Religionsfreiheit stark eingeschränkt wird, steht unmittel-
bar bevor. Es verbietet die Herstellung oder den Vertrieb jedweder religiö-
ser Literatur ohne staatliche Genehmigung. Die Regierung droht mit dem 
Abbruch von Kirchen.
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	� Nähere Informationen (Englisch):  
http://www.forum18.org

Turkmenistan: Das Land zählt mit Nordkorea zu den repressivsten der 
Welt. Es gibt keinerlei Opposition. Behörden und muslimische Geistliche 
setzen Konvertiten vom Islam zum Christentum schwer zu. Alle protes-
tantischen Kirchen wurden abgerissen. Versammlungen aus religiösen 
Gründen sind verboten.

Usbekistan: Seit 2005 wendet sich der Staat massiv gegen Christen, die 
als Anhänger des Westens und als Extremisten angesehen werden. Der 
Druck von religiösen Büchern wird mit drei Jahren Gefängnis bestraft. 
Die Betätigung nicht registrierter Religionsgemeinschaften ist verboten, 
wovon etwa alle protestantischen Gemeinschaften im Nordwesten des 
Landes betroffen sind. Die Anwendung von Folter gegen grundlos festge-
nommene Bürger ist an der Tagesordnung.

Gebet
Unser Jesus Christus, die Christen der islamischen Länder Zentralasiens 
haben bereits unter der sowjetischen Herrschaft Schlimmes erlebt. Aber 
trotz des Falles des Kommunismus sind sie nur vom Regen in die Traufe 
gekommen und müssen seitdem von Postkommunisten und Muslimen für 
ihren Glauben leiden. Stärke Du Deine kleine Gemeinde, gib ihr Kraft 
und schenke ihr Liebe für ihre Feinde.

Wir bitten Dich für die vielen Regierungen und Herrscher, dass sie 
erkennen, dass Du sie eingesetzt hast, um Gerechtigkeit für Land und 
Volk zu bewirken. Lass sie umkehren oder ersetze sie durch gerechte 
Demokraten.

Herr Jesus, wir bitten Dich auch für die vielen Namenschristen, die oft 
überhaupt keine Ahnung vom christlichen Glauben haben und mit den 
fanatischen Muslimen gemeinsame Sache gegen Deine Kinder machen. 
Offenbare Du Dich ihnen, wie Du Dich Paulus offenbart hast, damit sie 
von Verfolgern und Anstiftern zu Deinen frohen Boten werden. Amen.
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Irakischer Bischof:  
„Christen wollen nur noch weg“

Nach Ansicht des irakischen Erzbischofs Louis Sako aus Kirkuk im Nor-
den des Irak ist die Zukunft des Christentums in seiner Heimat aufs 
Äußerste bedroht. Wie er in einem Telefoninterview mit dem internatio-
nalen, katholischen Hilfswerk Kirche in Not schilderte, habe er aufgrund 
der anhaltenden, angespannten Sicherheitslage nur noch wenig Hoffnung 
auf eine Verbesserung der Lage der Christen im Irak.

Sie seien ein leichtes Ziel für kriminelle Gruppierungen, da die Christen 
eine kleine Minderheit ohne großen Rückhalt in der Bevölkerung seien. 
Der Bischof wirft den staatlichen Sicherheitskräften vor, dass die Chris-
ten von ihnen nicht geschützt würden. Generell sei das Sicherheitssystem 
im Irak „unwirksam und unprofessionell“.

Daher halte der Exodus der Christen weiter an. Im südlichen Irak gibt 
es nach Einschätzung von Sako nur noch 300 christliche Familien. Die 
Gesamtzahl der Christen im Irak sei auf unter 400 000 gesunken, allein 
in den letzten zehn Jahren hätten 750 000 Christen das Land verlassen. 
„Die Christen haben einfach nur noch Angst. Was immer wir ihnen auch 
sagen, um sie zum Bleiben zu bewegen: Sie wollen einfach nur noch weg“, 
sagte er wörtlich.

Allein im letzten Monat gab es sieben Anschläge auf christliche Kirchen 
in Bagdad, bei denen mehrere Menschen getötet und Dutzende verletzt 
wurden. Bei einer Anschlagsserie in der Hauptstadt kamen in der vergan-
genen Woche fast einhundert Menschen ums Leben, mehr als fünfhun-
dert wurden verletzt. Es waren die bislang schwersten Anschläge nach 
dem Rückzug der amerikanischen Truppen aus den Städten.

„Regierungsstellen und Polizei tun zwar ihr Möglichstes, aber sie 
bekommen die Lage im ganzen Land nicht unter Kontrolle. Jeden Tag 
explodieren Bomben: in Bagdad, Mossul und an vielen anderen Orten. Wir 
erleben schlechte Zeiten. Kriminelle Gruppen sind aktiv wie nie zuvor“, 
erläutert Erzbischof Sako.

Neben der mangelnden Sicherheit im Land seien es aber auch wirt-
schaftliche Gründe, die die Christen zum Auswandern bewegten. In den 
Dörfern im Norden des Irak, in die zahlreiche Christen aus den Städten 
geflohen sind, gebe es keine Arbeitsplätze oder Versorgungseinrichtungen. 
Daher verließen viele Christen diese Region wieder. Allerdings fürchteten 
sie sich gleichzeitig vor einer Rückkehr in die großen Städte, wie etwa 
nach Mossul.

Im Hinblick auf die einheimischen Politiker seien die Menschen mit 
ihrer Geduld am Ende. Deswegen appelliert Erzbischof Sako an die 
westlichen Staaten, größeren Druck auf die politischen Parteien im Irak 
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auszuüben, damit sie sich stärker für eine Versöhnung zwischen den ver-
schiedenen gesellschaftlichen Gruppen einsetzen und Recht und Ordnung 
wiederherstellen.

Für ein friedliches Zusammenleben unverzichtbar sei auch die interre-
ligiöse Zusammenarbeit zwischen Christen und Muslimen. So lädt Erzbi-
schof Sako im laufenden Fastenmonat Ramadan Muslime und Christen 
zu einem gemeinsamen Abendessen ein. Leider, so Sako, würden derartige 
interreligiöse Initiativen in anderen Landesteilen bislang nur selten auf-
gegriffen. Es seien zurzeit oft noch Einzelpersonen, die hier aktiv seien. 
Damit sich die Einstellung gegenüber Minderheiten aber wirklich ändere, 
müssten sich größere Gruppen beteiligen. Deswegen fordert Erzbischof 
Sako eine engere Zusammenarbeit von führenden Kirchenvertretern und 
christlichen Politikern, um die Probleme zu lösen, von denen sie gemein-
sam betroffen sind.

Quelle: Kirche in Not

Malediven – Paradies mit Fragezeichen

„Die Sonnenseite des Lebens“ („the sunny side of life“) ist ein beliebter 
Werbeslogan für die Malediven, der Touristen auf das Inselarchipel im 
indischen Ozean locken soll. Eine weit weniger bekannte Seite des Insel-
paradieses ist die radikale Unterdrückung der Gedanken-, Gewissens- 
und Religionsfreiheit. Die Malediven sind einer der wenigen Staaten – 
neben Saudi Arabien – wo nur eine einzige Religion öffentlich ausgeübt 
werden darf. Die Verfassung der Malediven geht so weit, dass es in Arti-
kel 9, Abschnitt D über die Staatsbürgerschaft heißt, „ein Nichtmoslem 
kann nicht Bürger der Malediven werden“. Informationsminister Moha-
med Nasheed geht in seiner Auslegung der Verfassung so weit, dass einem 
Bürger der Malediven die Staatsbürgerschaft aberkannt werden kann, 
wenn er den Islam verlässt. In der Vergangenheit wurden Malediver, die 
sich für eine andere Religion entschieden hatten, eingekerkert, als Ver-
räter oder Bürger zweiter Klasse gebrandmarkt. Weiterhin wurde ihnen 
vorgeworfen, „unreif“ oder von „ausländischen Mächten“ verführt worden 
zu sein. Freigelassen wurden sie erst nach Unterzeichnung einer Erklä-
rung, dass sie an den Islam glauben. Dennoch wurden sie nach der Frei-
lassung gemieden und werden nach wie vor von den Behörden und der 
Öffentlichkeit mit Misstrauen betrachtet. Einige haben ihre Arbeitsplätze 
verloren. 

Die Einschränkungen gelten auch für die über 60.000 Gastarbeiter, 
darunter viele Hindus und Buddhisten, die ihre Religion nicht öffentlich 
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ausüben können. Eine Ausübung in Privaträumen ist fast nicht durch-
führbar, da die meisten Gastarbeiter in überfüllten Massenquartieren 
oder als Hausangestellte bei reichen Maledivern leben. 

Überdies herrscht strenge Zensur. Informationen über nicht vom Staat 
gebilligte Religionen (das sind alle mit Ausnahme des sunnitischen Islam) 
zu bekommen, ist sehr schwierig. Der Besitz von Literatur, Tonträgern 
oder Videos über andere Religionen ist verboten. Bibeln in Dhivehi, der 
Amtssprache der Malediven werden sowohl Touristen als auch aus dem 
Ausland zurückkehrenden Maledivern abgenommen. Manchmal finden 
Razzien in Privathäusern und Moscheen statt, um nicht vom Staat geneh-
migte religiöse Literatur aufzuspüren und zu konfiszieren. Der Zugang 
zu christlichen Webseiten und ausländischen nicht moslemischen Medien 
wird behindert. 

Die restriktive Haltung der Regierung der Malediven führt zu einer 
Isolation religiös nicht konformer Malediver, unabhängig davon, ob es 
sich um Schiiten bzw. anders denkende Moslems oder Angehörige anderer 
Religionen handelt. Sie wagen es oft nicht einmal, ihre Überzeugungen 
mit Ehepartnern und Kindern zu teilen. Die politische Einschüchterung 
und Verunglimpfung religiös Andersdenkender hat zu verbreitetem Miss-
trauen und Furcht geführt. Kinder von Personen, die verdächtigt werden, 
andere religiöse Überzeugungen zu haben als die vom Staat geforderte 
sunnitische Richtung des Islam, werden manchmal von Lehrern über die 
Meinungen und Überzeugungen ihrer Eltern befragt. Andauernde Ein-
schüchterung und Unterdrückung führt dazu, dass die Menschen gegen 
ihre eigenen Überzeugungen handeln. Manche fühlen sich gezwungen, 
an den moslemischen Gebeten teilzunehmen, um jeden Verdacht von sich 
zu lenken. Durch den allgegenwärtigen Druck sehen sie sich veranlasst, 
ihre Kinder nach dem Willen der Regierung zu erziehen und nicht nach 
ihrer eigenen Überzeugung. Die Bürger der Malediven werden sogar zum 
Fasten während des moslemischen Fastenmonats Ramadan gezwungen. 
Nach der ersten Woche des Ramadan 2008, der im September begann, 
meldete der Rundfunk der Malediven bereits die Verhaftung von 76 Per-
sonen, weil sie nicht gefastet hatten. Die Malediven sind das einzige Land 
der Welt, in dem die völlige religiöse Gleichschaltung vom Staat gesetzlich 
vorgeschrieben ist 

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Übersetzung: Josef Jäger
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Turkmenistan: Staatsbeamte als Kleriker – eine Doppelrolle zur 
Unterdrückung der Glaubens- und Religionsfreiheit

Einige Beamte der staatlichen Stelle, welche die Glaubensfreiheit aller 
Turkmenen einschränkt, haben eine Doppelrolle als Kleriker in der mos-
lemischen oder orthodoxen Glaubensgemeinschaft. Dies zeigte sich erneut 
im September, als neue hochrangige moslemische Geistliche ernannt 
wurden. Die meisten von ihnen, wenn nicht alle, gehören gleichzeitig dem 
Gengeshi (Rat) für religiöse Angelegenheiten an. Der neue Obermufti Gur-
ban Haitliev ist – ebenso wie seine Vorgänger – gleichzeitig Beamter des 
Rats für religiöse Angelegenheiten der Zentralregierung. Vier Beamte, 
die zu Leitern der regionalen Außenstellen des Rats bestellt wurden, wur-
den auch zu neuen leitenden Imamen der jeweiligen Regionen ernannt. In 
ihrer Doppelrolle als Beamte des Rats für religiöse Angelegenheiten und 
Leiter von Religionsgemeinschaften spielen sie eine Schlüsselrolle in der 
Unterdrückung der Religions- und Glaubensfreiheit.

Mehrere Moslems, die aus Angst vor staatlichen Repressionen nicht 
namentlich genannt werden wollen, haben sich gegenüber Forum 18 über 
die Einmischung des Staates in das religiöse Leben beklagt. Insbesondere 
beklagen sie, dass man in der Wahl der Leiter Einschränkungen unter-
worfen ist und dass der Staat ohne Rücksprache mit den Gemeinschaften 
Imame einsetzt, die nach ihrer Meinung nicht über angemessene Erfahr-
ung oder Ausbildung in islamischer Theologie verfügen.

Beamte des Rats für religiöse Angelegenheiten auf nationaler und loka-
ler Ebene – darunter auch Imame – nehmen an Razzien bei nicht isla-
mischen Religionsgemeinschaften teil und bedrohen die Anwesenden, oft 
im Zusammenwirken mit der Geheimpolizei des Ministeriums für Staats-
sicherheit. Schläge, Misshandlungen oder Drohung mit Misshandlung 
scheinen bei solchen Razzien weit verbreitet, jedoch zögern die Opfer nor-
malerweise aus Angst vor Repressalien, in der Öffentlichkeit darüber zu 
sprechen.

Zu den weiteren Aktivitäten des Rats für religiöse Angelegenheiten 
gehört die Einschränkung der Reisefreiheit, sowohl für Moslems zur 
Hadsch, als auch für ausländische Besucher von Religionsgemeinschaf-
ten in Turkmenistan, außerdem die strenge Zensur religiöser Literatur. 
Für alle wichtigen Schritte, wie die Registrierung einer Religionsgemein-
schaft beim Justizministerium (ohne die sie kein Existenzrecht hat), 
Erwerb eines Gebäudes für Gottesdienste oder Versammlungen, Kauf von 
religiöser Literatur oder Einladung ausländischer Gäste, ist die Geneh-
migung des Rats für religiöse Angelegenheiten erforderlich. Anträge auf 
Genehmigungen werden fast immer abgelehnt. Vertreter vieler Religi-
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onsgemeinschaften haben berichtet, dass in diesem Zusammenhang ille-
gale Forderungen gestellt werden, insbesondere die Forderung, mit der 
Geheimpolizei zusammenzuarbeiten.

Wie trifft der Rat für religiöse Angelegenheiten seine Entscheidungen?
Auf nationaler Ebene werden die Entscheidungen laut unbestätigten 

Meldungen von einem stellvertretenden Vorsitzenden getroffen, der kein 
Kleriker ist (derzeit Nurmukhamed Gurbanov). Der Vorsitzende ist tra-
ditionell ein Imam. Die beiden weiteren stellvertretenden Vorsitzenden 
sind der Obermufti des Landes und ein russisch-orthodoxer Priester, 
Vater Andrei Sapunov. Der Letztgenannte ist innerhalb der orthodoxen 
Gemeinschaft umstritten. Überdies ist er für alle nicht moslemischen 
Gemeinschaften zuständig, wobei er evangelischen und evangelikalen 
Christen ablehnend gegenübersteht.

Turkmenistan ist ein höchst zentralisiertes Land, in dem alle wich-
tigen Entscheidungen einschließlich der Bestellung hoher Beamter von 
Präsident Berdymukhamedov getroffen werden. Die gleichzeitige Bestel-
lung von Leitern der islamischen Gemeinschaft in ihre religiöse Funktion 
und in eine staatliche Aufsichtsfunktion über religiöse Angelegenheiten 
zeigt, dass die Entscheidung über hohe Funktionen innerhalb der islami-
schen Glaubensgemeinschaft vom Staat und nicht von der moslemischen 
Gemeinschaft ausgeht. Beobachter gehen davon aus, dass Entscheidun-
gen über Positionen wie die des Obermufti nur vom Präsidenten persön-
lich getroffen werden. 

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Übersetzung: Josef Jäger

Kasachstan: Neue Strafsanktionen  
für nicht genehmigte religiöse Betätigung 

Die umstrittenen Änderungsanträge mehrerer Gesetze, die sich auf das 
religiöse Leben auswirken, haben am 29. September den Senat erreicht, 
nachdem sie vom Unterhaus des Parlaments gebilligt worden waren. In 
der vom Unterhaus gebilligten Version wird erstmals die Betätigung nicht 
registrierter Religionsgemeinschaften ausdrücklich verboten, ebenso die 
Weitergabe religiöser Überzeugungen durch nicht von registrierten Reli-
gionsgemeinschaften eingesetzte Personen, die überdies als Missionare 
eingetragen sein müssen. Für alle Anträge auf die Registrierung von Reli-
gionsgemeinschaften sieht dieser Gesetzesentwurf eine Genehmigungs-
pflicht durch Zentralbehörden nach einer „Prüfung durch Religionsexper-
ten“ vor, bei der die Lehren und die Geschichte der jeweiligen Gemein-
schaft durchleuchtet werden. Weiterhin sollen die Strafen für Verstöße 
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verschärft werden, und Gemeinschaften, die Aktivitäten durchführen, 
die nicht ausdrücklich in ihrer Satzung genannt sind, können ihre Regis-
trierung verlieren, was einem Verbot gleichkommt. Nicht registrierte 
Gruppen wären nicht mehr in der Lage, öffentlich zugängliche Versamm-
lungsstätten aufrecht zu erhalten. 

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Josef Jäger

Kirgistan: Behandlung des neuen Religionsgesetzes  
im Parlament in einem Klima der Geheimhaltung

Der Entwurf eines neuen restriktiven Religionsgesetzes hat das kirgisi-
sche Parlament in erster Lesung ohne Diskussion passiert. Bisher war es 
für den Nachrichtendienst Forum 18 nicht möglich, Einsicht in den Text 
zu nehmen. Der Abgeordnete Zainidin Kurmanov behauptete, der Text 
wäre auf der Website des Parlaments nachzulesen, andere Abgeordnete 
erklärten, den Inhalt des Gesetzesentwurfs selbst nicht zu kennen. Kur-
manov gab an, dass der Entwurf ein Verbot der Betätigung nicht regist-
rierter Religionsgemeinschaften enthält, eine Mindestmitgliederzahl von 
200 Erwachsenen für die staatliche Registrierung vorsieht, weiterhin ein 
Proselytismusverbot sowie eine Definition des Begriffs Sekte und das Ver-
bot der freien Verteilung von Literatur. Kurmanov zeigte Unverständnis 
für Einwände und erklärte: „nur Kriminelle sollten sich vor Gesetz und 
Ordnung fürchten“. Sowohl Protestanten als auch Vertreter der Bahai und 
Zeugen Jehovas haben sich besorgt über die Geheimhaltung des Gesetzes-
entwurfs geäußert sowie über den Mangel an öffentlichen Konsultationen. 
Die Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) 
hat sich sehr kritisch zu dem Gesetzesentwurf geäußert.

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Josef Jäger

Usbekistan: Beweise gegen Baptisten von Ermittler gefälscht?

Mehrere in der Anklageschrift gegen drei Leiter der Baptisten, die derzeit 
in Taschkent vor Gericht stehen, als Opfer genannte Eltern haben vor 
Gericht ausgesagt, dass ihre Angaben, dass ihre Kinder gegen ihren Wil-
len im Glauben der Baptisten unterrichtet worden wären, gefälscht sind 
bzw. vom Ermittler Anatoli Tadjibayev diktiert wurden. Der Vorsitzende 
des Baptistenbundes von Usbekistan Pavel Peichev und zwei seiner Kol-



Kurzberichte über Probleme der Christen in ausgewählten Ländern            217 

legen stehen seit dem 24. September vor Gericht. Sie sind angeklagt, in 
Sommerlagern der Baptisten Kindern illegal Religionsunterreicht erteilt 
und Steuern für die Gewinne aus den Lagern hinterzogen zu haben. Die 
Angeklagten bestreiten alle Anklagepunkte, auf die bis zu drei Jahre 
Gefängnis stehen. Sie betonen, dass durch die Sommerlager kein Gewinn 
erzielt wurde und diese vom Baptistenbund finanziell unterstützt wur-
den. Darauf angesprochen, ob der Ermittler bestraft würde, wenn das 
Gericht feststellt, dass er seine Befugnisse missbraucht hat, erklärte 
Zulfiya Ahmedova, die Anklagevertreterin in dem Prozess, dass dies der 
Staatsanwalt entscheiden müsse.

Quelle: Forum 18 News Service, Oslo. Übersetzung: Josef Jäger

Deutschland: „Fragwürdige journalistische Mittel“

Erklärung des Rates der EKD zur Diffamierung evangelikaler Christen

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) hat in seiner 
Sitzung an diesem Wochenende in Hannover eine „Erklärung zur Diffa-
mierung evangelikaler Christen“ beschlossen. Die Erklärung hat folgen-
den Wortlaut:

In jüngster Zeit sind mehrfach Veranstaltungen, Aktivitäten und Positi-
onen von evangelischen Christen, die der evangelikalen Strömung zuge-
hören oder zugerechnet werden, mit pauschaler Kritik überzogen und in 
den Medien verzerrt dargestellt worden. Der Rat der Evangelischen Kirche 
in Deutschland (EKD), der am 4. und 5. September nach der Sitzungs-
pause des Sommers erstmals wieder zusammengekommen ist, nimmt diese 
Mitchristen gegen Verunglimpfung in Schutz. Viele von ihnen gehören mit 
ihrer tiefen persönlichen Frömmigkeit, ihrem nachhaltigen Eintreten für 
eine missionarische Kirche und ihrem diakonischen Engagement zum 
Kern unserer evangelischen Gemeinden.

Ein besonders markantes Beispiel für eine mediale Berichterstattung, 
die notwendige Unterscheidungen vermissen lässt und sich fragwürdiger 
journalistischer Mittel bedient, war der Beitrag „Sterben für Jesus – Mis-
sionieren als Abenteuer“, der am 4. August 2009 im Magazin „Frontal 21“ 
des ZDF ausgestrahlt wurde. Das Grundübel dieses Beitrags ist der undif-
ferenzierte Umgang mit der Kategorie des Fundamentalismus. So wird 
eine Aussage der Organisation „Jugend mit einer Mission“ ohne weitere 
Begründung dem gesamten evangelikalen Lager zugerechnet, um dann 
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die Folgerung anzuschließen: „Derartiger evangelikaler Fundamentalis-
mus liefert den Fundamentalisten der anderen Seite Argumente – gegen 
den verlogenen Westen.“

Die verantwortlichen Journalisten können sich unter einem „Märty-
rer“ offenbar nur den islamistischen Selbstmordattentäter vorstellen. Sie 
scheinen keinerlei Kenntnis von der christlichen Märtyrervorstellung zu 
haben, nach der ein Märtyrer Gewalt erleidet, aber nicht anderen Gewalt 
zufügt. Sie versteigen sich deshalb zu der ungeheuerlichen Feststellung: 
„Für Gott als Märtyrer zu sterben hat eine lange, unheilige Tradition. 
Auf dem Missionarsfriedhof in Korntal liegen jene, die den Evangelikalen 
noch heute als Vorbild dienen.“ Und darauf folgt in der Abmoderation der 
negative Höhepunkt des Beitrags: „Bereit sein, für Gott zu sterben. Das 
klingt vertraut – bei islamischen Fundamentalisten. Doch auch für radi-
kale Christen scheint das zu gelten.“

Eine solche Art von Journalismus wird den Anforderungen an eine 
solide Recherche nicht gerecht. Das ZDF hat den Anspruch, Qualitäts-
fernsehen zu sein. Der Beitrag in „Frontal 21“ vom 4. August 2009 hat 
diesem Anspruch in keiner Weise genügt. Kein Korntaler Missionar und 
keiner der jungen Leute, die in der Sendung befragt wurden, ist auch nur 
in die Nähe des Gedankens gekommen, unschuldige Menschen mittels 
eines Selbstmordattentats mit in den Tod zu reißen.

Hannover, 5. September 2009. Pressestelle der EKD, Reinhard Mawick.
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Rezension: Faith that endures

Christof Sauer (Autorenvorstellung auf S. 21)

Boyd-MacMillan, Ronald: Faith that endures. The essential guide to the 
persecuted church. Lancaster: Sovereign World / Grand Rapids: Revell, 
2006, 364 S., ISBN 978-0-8007-3119-9.

Ronald Boyd-MacMillan ist ‚writer-at-large‘ für Open Doors Internatio-
nal und war zuvor Asienkorrespondent für News Network International 
(1987–1991) und Redaktionschef des Asienbüros von Compass Direct 
(1996–2002). Sein Buch ist die beste allgemeinverständliche und umfas-
sende Bearbeitung der Fragen um Religionsfreiheit und Christenverfol-
gung aus einer evangelischen Perspektive. Eine Übersetzung ins Deutsche 
wäre wünschenswert.

Das Buch hält, was der Titel verspricht: Es ist ein „wesentlicher Führer 
zur verfolgten Kirche“, der in Buchform eine Begegnung ermöglicht. Der 
Autor hat über 25 Jahre lang verfolgte Christen besucht und über sie be-
richtet. Seine Abschlüsse in Politikwissenschaft und Theologie sowie eine 
Ausbildung als Journalist helfen ihm, seine reiche Erfahrung und gründ-
lichen Recherchen in dem derzeit umfassendsten und besten Handbuch 
zu Fakten, Hintergründen und Komplexität heutiger Christenverfolgung 
vorzulegen. Fünf Fragen leiten ihn dabei:

1. Wie sieht Verfolgung heutzutage aus? Diejenigen, die ihr Leben für 
ihren Glauben lassen, bilden nur die Spitze des Eisbergs. Sie werden er-
mordet von Menschen, die ihren Gott, ihr kriminelles Syndikat oder ihre 
Ehre damit retten wollen. Die Geschichten von Märtyrern sind drama-
tisch – jedoch für jeden von ihnen gibt es tausende von Christen, die le-
bend leiden. Am Beispiel von Indien zeigt der Autor auf, wie sich immer 
wieder ein Grundmuster wiederholt: Ein Machtvakuum wird von einem 
Drahtzieher ausgenutzt, um an die Macht zu kommen. Es werden Lügen 
verbreitet und so lange wiederholt, bis sie geglaubt werden, und es werden 
Mobs aufgestachelt, um Chaos zu verbreiten, damit die Machtübernahme 
gelingt. Verfolgung hat selten nur einen, sondern meist eine Kombination 
von Gründen: Ideologie, Regierung, Familie, Kultur, Kirche (!), korrupte 
Individuen und Übereifer von Christen.

2. Was ist Verfolgung? Juristisch liegen Verletzungen der Religions-
freiheit vor, wenn eines der fünf grundlegenden Rechte verletzt wird: 
Das Recht seinen Glauben zu haben, zu praktizieren, zu verbreiten, zu 
wechseln und an seine Kinder weiterzugeben. Bei Berücksichtigung jeg-
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licher Verletzung von Religionsfreiheit erleiden heutzutage ein Drittel 
aller Christen in der Welt ‚Verfolgung‘. Wenn nur extreme (gewaltsame) 
Formen berücksichtigt werden, sind immerhin noch 200–250 Millionen 
Christen betroffen. Eine juristische Definition reicht jedoch nicht aus, um 
die geistliche Realität voll zu erfassen, weshalb eine theologische Defi-
nition nötig ist: „Christenverfolgung ist jegliche Feindseligkeit, die ein 
Christ aufgrund seiner Identifikation mit Christus von Seiten der Welt 
erfährt. Dies kann feindselige Gefühle, Einstellungen, Worte und Taten 
umfassen“.

3. Wo findet Verfolgung statt? Die vier hauptsächlichen ‚Motoren‘ von 
Christenverfolgung heute sind religiöser Nationalismus, islamischer 
Extremismus, totalitäre Unsicherheit und säkulare Intoleranz. Religiö-
ser Nationalismus existiert dort, wo ein bestimmtes Gebiet oder eine be-
stimmte Kultur ausschließlich mit religiösen Begriffen definiert wird. Da-
durch werden Christen zu Bürgern zweiter Klasse, erfahren tag-tägliche 
Diskriminierung oder müssen im schlimmsten Fall fliehen. Islamischer 
Extremismus unterscheidet sich davon durch seine pan-nationale Vision, 
die die ganze Welt dem Islam einverleiben will. In totalitären Staaten 
versucht die politische Führung jeglichen Aspekt des Lebens zu kontrol-
lieren. Wo Christen sich weigern sich dominieren zu lassen, werden sie 
als Bedrohung gesehen und verfolgt. Säkulare Intoleranz ist eine wach-
sende aber noch wenig beachtete Quelle von Verfolgung, die im Namen 
der Toleranz evangelistische Religionen einschränken möchte. Der Autor 
führt die Leser in diesem ausführlichsten Teil Region um Region rund 
um den Globus, wobei er innerhalb der Regionen differenziert und an-
schließend jeweils zwei Länder herausgreift, in denen die Entwicklung 
der Religionsfreiheit in Zukunft besonders beobachtet werden sollte: Co-
lumbia, Mexiko, Pakistan, Saudi Arabien, Nigerien, Eritrea, China, Sri 
Lanka, Frankreich und die USA. Ergänzt wird dies durch eingeschobene 
Fallbespiele.

4. Wie helfen wir Verfolgten? Nach Boyd-MacMillan ist Hilfe für Ver-
folgte kompliziert, kontrovers und verwirrend und kann bei mangelnder 
Sorgfalt mehr schaden als nutzen. Er kritisiert überhitzte Werbung und 
Übertreibung, Streit in Fragen der Strategie, Nachplappern von Regie-
rungspropaganda durch ausländische Besucher und die Konzetration auf 
Dringendes statt Strategisches. Er diskutiert sieben Interventionsme-
thoden und wann diese angebracht sind. Gebet und Fürbitte sind immer 
angebracht und die erste Unterstützung, die verfolgte Christen erbitten. 
Sie sollten auf die Aufrichtung des Reiches Gottes ausgerichtet sein. Das 
Bekanntmachen von Verfolgung ist eigentlich immer richtig wenn es um 
größere Zusammenhänge geht, bei Einzelschicksalen ist aber große Sen-
sibilität angebracht. Private Fürsprache kann durch einflußreiche Per-
sonen im Stillen geschehen oder durch ermutigende Briefe an Gefangene 
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oder Protest gegenüber Regierungen. Der Einsatz von Rechtsmitteln gibt 
einem Fall Öffentlichkeit, beschämt die Verfolger und stärkt Christen, 
für ihre Rechte einzutreten. Illegale Methoden, wie Bibelschmuggel oder 
Bedrohte ausser Landes zu schleussen, sind nötig, wenn es keine legalen 
Wege zur Hilfe gibt. Politischer Druck von Politiker zu Politiker oder von 
Staat zu Staat zeigt manchmal Wirkung, aber seine Möglichkeiten wer-
den nach Meinung des Autors von Christen am meisten überschätzt. Posi-
tives Engagement von (ausländischen) Christen in Verfolgungskontexten 
hat auch seinen Nutzen, bringt aber zugleich große Gefährdungen mit 
sich. Boyd-MacMillan argumentiert sehr differenziert und betont, dass 
all diese Interventionsmethoden ihren Nutzen haben und sich ergänzen. 
Grundvoraussetzung für ihren wirksamen Einsatz ist eine Vertrauens-
beziehung zur verfolgten Kirche selbst. Weiter gibt der Autor willigen 
Unterstützern von entsprechenden Organisationen einige Auswahl- und 
Beurteilungskriterien an die Hand: Wird eine 
Beziehung zu verfolgten Christen hergestellt? 
Ist Gebet die oberste Priorität? Gibt es gesunde 
Rechenschaftsstrukturen? Besteht Wille zur 
Kooperation oder werden andere schlecht ge-
macht? Werden strategische Ziele verfolgt? Ist 
man sich der Komplexität bewußt? Hat sich 
die Organisation bewährt? Wie reagiert sie in 
Kontroversen?

5. Was können wir von Verfolgten lernen? 
Dem Autor ist es wichtig, dass verfolgte Chris-
ten dem Rest des Leibes Christi etwas zu geben 
haben. Christen in größerer Freiheit werden 
von ihnen vor drei geistliche Fragen gestellt: 
Gehe ich den Weg des Kreuzes? Habe ich genug 
Probleme wegen Jesus? Ist mein Gott groß 
genug? 
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Rezension: Der Schutz der  
Religionsfreiheit im internationalen Recht

Joachim Samuel Eichhorn

Dr. phil. Joachim Samuel Eichhorn, Büroleiter von Steffen Bilger MdB, 
Berlin.

vvv

Daniel Ottenberg. Der Schutz der Religionsfreiheit im internationalen 
Recht, Saarbrücker Studien zum Internationalen Recht 40 (Baden-Baden: 
Nomos, 2009), 266 S. kart. ISBN 978-3-8329-3833-8. 

Das Recht auf umfassende Religionsfreiheit (S. 72) ist eines der ältesten 
und wichtigsten Menschenrechte. Es betrifft die innersten und tiefsten 
Fragen des Menschen: Woher komme ich? Wohin gehe ich? Warum bin 
ich? Wer bin ich? Ohne dieses grundlegende Freiheitsrecht gibt es darum 
keine Freiheit (S. 17). Religion ist eben nicht nur Privatsache, wie es oft-
mals als Schlagwort gefordert wird. Die freie Religionsausübung ist ein 
Gradmesser, inwieweit die Menschenrechte in der heutigen Welt verwirk-
licht und ernst genommen werden. Die Frage, wie es weltweit um die Re-
ligionsfreiheit gestellt ist, ist daher eine nach der globalen Umsetzung 
der Menschenrechte. Dies auch, weil die Religionsfreiheit etwas über ver-
wandte Menschenrechte aussagt, das Recht der Versammlungs- und der 
Meinungsfreiheit, das Recht auf Erziehung, das Recht auf Selbstbestim-
mung und das Recht, nicht diskriminiert zu werden (S. 18).

Weil Religion und Gedankenfreiheit schon immer mit (staatlicher) 
Machtbeschränkung zu tun hatten, ist Religionsfreiheit so wichtig. In 
Zeiten der „absoluten“ Toleranz, des religiösen Pluralismus sowie des 
postmodernen Wahrheitsverständnisses wird die richtig verstandene Re-
ligionsfreiheit immer bedeutsamer: Sie garantiert auch heute eine immer 
mehr in die Kritik geratene Missionierung von Andersdenkenden. Aber 
gerade die Weitergabe des eigenen Glaubens ist konstitutiver Bestandteil 
der Religionsfreiheit. Auch deshalb ist die Fragestellung der vorliegen-
den Arbeit über den Schutz der Religionsfreiheit bedeutsam. Dieses Werk 
schließt dabei eine Literaturlücke zu den Menschenrechten. Mit über 200 
eingearbeiteten Urteilen stellt es erstmals umfassend den Stand der Ver-
wirklichung der Religionsfreiheit weltweit dar.
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In vier Teilen werden der Internationale Pakt über bürgerliche und po-
litische Rechte, der Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen, der Euro-
parat und die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten, das Recht der Europäischen Union, das Recht der 
OSZE, die Amerikanische Deklaration, die Amerikanische Menschen-
rechtskonvention sowie die Religionsfreiheit in Afrika, Asien und der 
islamischen Welt vorgestellt. Gut die Hälfte des Werkes nimmt dabei 
die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte 
ein. Dies ist die letzte Instanz für Menschenrechtsklagen in Europa und 
macht darum die vorliegende Arbeit sehr interessant.

Die Arbeit zeigt, dass die pessimistische Einschätzung, der Schutz der 
Religionsfreiheit führe ein Schattendasein, in dieser Allgemeinheit nicht 
geteilt werden kann (S. 233). Es wird ebenfalls deutlich, dass selbst in 
Mitteleuropa die Frage der Religionsfreiheit nach wie vor eine drängende 
ist. Da ferner ein Comeback der Religionen festzustellen ist und es keine 
klaren Mehrheitsreligionen mehr gibt, bleibt die Fragestellung zudem 
hochaktuell.

Bedauerlicherweise bleibt bei dieser Dis-
sertation neben der juristischen Fachkennt-
nis unklar, woher das Menschenrecht auf 
Religionsfreiheit historisch kommt. Für den 
Autor beginnt die Geschichte der Menschen-
rechte erst ab den 1940er Jahren. Auf eine 
Diskussion, wieso eine weit verstandene Re-
ligionsfreiheit tatsächlich ein universell gül-
tiges Grundrecht ist, hat sich der Autor – aus 
nachvollziehbaren Gründen – ebenfalls nicht 
eingelassen. Trotz dieser Mängel zeichnet 
sich das Buch durch eine große Gelehrsam-
keit aus. Außerdem steht der Arbeit die hier 
und dort eingeflochtene eigene Meinung des 
Verfassers sehr gut. Eine lohnende Lektüre 
zu einer herausfordernden Fragestellung.
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Menschenrechts- und Hilfsorganisationen

I. Selbstdarstellungen

Arbeitskreis Religionsfreiheit – 
Menschenrechte und Einsatz für  
verfolgte Christen (AKREF)

Pfr. Dr. Paul C. Murdoch, Vorsitzender
Kirchstr. 5, 74343 Sachsenheim
,  Paul.Murdoch@ead.de

Arbeitsgemeinschaft für  
Religionsfreiheit (AGR) 
der Schweizerischen 
Evangelischen Allianz (SEA)

Josefstrasse 32, CH-8005 Zürich
)  0041/4 33 44 72-00 
2  0041/4 33 44 72-09 
,  info@each.ch
:  www.each.ch

Religious Liberty Commission (RLC)

Pfr. Johan Candelin
Rantakatu 21 A 6
F-67100 Kokkola
Finnland
2  00358 (6) 8 31 48 05
,  Candelin@kolumbus.fi
:  www.worldevangelical.org

Internationales Institut für  
Religionsfreiheit (IIRF)

der Weltweiten Evangelischen Allianz
Prof. Dr. Thomas Schirrmacher, Direktor
Dr. Christof Sauer, stv. Direktor
Friedrichstr. 38, 53111 Bonn

Die Mitglieder des Arbeitskreises für Religionsfreiheit der Deutschen Evangelischen Allianz 
zusammen mit Hartmut Steeb bei einer Sitzung (von links: Josef Jäger, Harmut Steeb, Dr. 
Thomas Schirrmacher, Pfr. Dr. Paul Murdoch, Dr. Christine Schirrmacher, Helmut Trom-
mer und Max Klingberg. Es fehlen Wolfgang Büsing und Ron Kubsch).
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Der Einsatz gegen die Unterdrückung der Religionsfreiheit ist der Evan-
gelischen Allianz schon in die Wiege gelegt worden. Bereits bei den ersten 
internationalen Konferenzen im 19. Jhdt. spielte die Religionsfreiheit eine 
zentrale Rolle. Man setzte sich für verfolgte Christen anderer Konfessi-
onen ein, aber auch damals schon für Baha‘i und Zeugen Jehovas! 1870 
besuchte eine hochrangige internationale Kommission den türkischen 
Sultan und erreichte wesentliche Erleichterungen für einheimische Kir-
chen. Zur gleichen Zeit setzte sich eine andere Kommission beim russi-
schen Zaren gegen die Unterdrückung der evangelischen Christen im 
Baltikum ein. Seit über 150 Jahren ist die Evangelische Allianz nicht 
nur ein Zusammenschluss von Christen, sondern auch eine der ältesten 
Menschenrechtsorganisationen. Die Weltweite Evangelische Allianz hat 
deswegen eine eigene Kommission für Religionsfreiheit (Religious Liberty 
Commission, RLC) eingerichtet, die seit 1997 auch einen Beraterstatus 
bei den Vereinten Nationen besitzt und jährlich offizielle Berichte an die 
UNESCO übergibt. Das Ziel der Kommission ist es, in Zusammenarbeit 
mit den ca. 140 Nationalen Evangelischen Allianzen für Religionsfreiheit 
im Sinne von Artikel 18 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
einzutreten, sowohl durch Mobilisierung von Christen im Gebet, als auch 
im Informieren von Regierungen, der säkularen Presse und durch die Zu-
sammenarbeit mit anderen Menschenrechtsorganisationen. Die Kommis-
sion hat 12 Mitglieder aus allen Erdteilen und 20 führende Politiker aus 
aller Welt als Berater. Für Mitteleuropa ist dort Thomas Schirrmacher 
aktiv, als Berater der Bundestagsabgeordnete Hermann Gröhe. Direktor 
ist der Pfarrer der finnisch-lutherischen Staatskirche Johan Candelin, 
Vorsitzender der Rechtsanwalt und Parlamentsabgeordnete John Langlois 
von der Kanalinsel Guernsey.

Der jährliche Weltweite Gebetstag für die verfolgte Kirche im November 
ist das Herzstück der Arbeit. Daneben informiert die RLC regelmäßig ca. 
2.300 Parlamentarier in aller Welt mit recherchierten Hintergrundberich-
ten über aktuelle Fälle von Christenverfolgung und Verletzung der Reli-
gionsfreiheit. Außerdem gibt es einen regelmäßig versandten, weltweiten 
eMail-Gebetsinformationsdienst. Nachdem auch in Deutschland der welt-
weite Gebetstag für die verfolgte Kirche jährlich von einer Arbeitsgruppe 
in der DEA vorbereitet wurde, hat der Hauptvorstand im Jahr 2000 die 
Einrichtung eines „Arbeitskreises Religionsfreiheit – Menschenrechte – 
Einsatz für verfolgte Christen“ eingerichtet und als Mitglieder Pastoren, 
Menschenrechtler und Politiker berufen. Vorsitzender ist der württember-
gische Pfarrer Paul C. Murdoch, der acht Jahre in Pakistan gelebt hat, 
Geschäftsführer Thomas Schirrmacher. 

Kernstück bleibt das Gebet. Das Vorbereitungsheft für den jährlichen 
Gebetssonntag wird allen Gemeinden und Christen zur Verfügung ge-
stellt. Wir bitten so viele Gemeinden wie möglich, diesen Gottesdienst 
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einmal im Jahr durchzuführen, möglichst am zweiten Sonntag im No-
vember. Daneben stehen Veröffentlichungen, Teilnahme an Konferenzen 
und Hearings und die Informierung von Entscheidungsträgern auf dem 
Programm. Dabei will der Arbeitskreis nicht die verdienstvolle Arbeit von 
Menschenrechtsorganisationen ersetzen, sondern Christen mobilisieren, 
die diese alleine nicht erreichen können, sowie den Einfluss einsetzen, 
den Christen nur haben können, wenn sie gemeinsam und geschlossen 
auftreten.

Die AGR (Arbeitsgemeinschaft für Religionsfreiheit) wurde im Jahr 
2001 gegründet und ist ein Forum für eigenständige, christliche Organi-
sationen der Schweiz, die sich weltweit für verfolgte Christen einsetzen. 
Die AGR setzt sich für die Religionsfreiheit gemäß Menschenrechtsartikel 
18 der UNO insbesondere dort ein, wo die Rechte evangelischer Christen 
außerhalb der Schweiz tangiert sind. Die AGR versteht sich im Bereich 
Religionsfreiheit als Kompetenzzentrum und Stimme in der Öffentlich-
keit für die SEA. Die AGR dient den weltweit bedrängten Christen durch 
Beziehungs- und Aufklärungsarbeit. Sie ist Bindeglied zur Europäischen 
Evangelischen Allianz (EEA) – und zur Religious Liberty Commission 
der Weltweiten Evangelischen Allianz (WEA).

Die AGR ist da aktiv, wo die einzelne Organisation an Grenzen stößt. 
Die Hauptaktivität der AGR ist die Gestaltung des Sonntags für die ver-
folgte Kirche (SVK) jeweils im November. Nach Bedarf und Gelegenheit 
kommuniziert und koordiniert sie im Namen der SEA Aktivitäten und 
Initiativen in der Öffentlichkeit (Communiques, Stellungnahmen, zum 
Beispiel am Tag der Menschenrechte am 10. Dezember), im politischen 
Umfeld (Lobbying, Petitionen, Anfragen, etc.). Zur AGR gehören neben 

Die Kommission für Religionsfreiheit der Weltweiten Evangelischen Allianz bei ihrer Sit-
zung in Bangkok im September 2007, zusammen mit dem internationalen Direktor der Welt-
weiten Ev. Allianz, Geoff Tunnicliffe (vordere Reihe ganz links).
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der Evangelischen Allianz fünf Schweizer Werke: Open Doors (OD), Hilfs-
aktion Märtyrerkirche (HMK), Christian Solidarity International (CSI), 
Aktionskomitee für verfolgte Christen (AVC) und Christliche Ostmission 
(COM).

• �Gebetsanliegen und Informationen sammelt und versendet: Pfr. Dr. Paul 
Murdoch [murdoch@ead.de]. Wenn Sie diese erhalten wollen, schreiben 
Sie bitte eine eMail an listmgr@ead.de und tragen in der Betreffzeile ein 
„subscribe akref-nachrichten“ oder „subscribe akref-gebetsanliegen“.

• �Beratung bei Briefaktionen und Unterschriftenlisten: Max Klingberg 
• [info@igfm.de].
• �Für die jährliche idea-Dokumentation sind zuständig: Thomas Schirr-

macher [schirrmacher@ead.de] und Max Klingberg [info@igfm.de].
• �Vermittlung von Referenten für Gemeinden zur Arbeit des AKREF und 

zu Fragen der Christenverfolgung, Menschenrechte und Religionsfrei-
heit: Dr. Thomas Schirrmacher [schirrmacher@ead.de].

Das IIRF ist ein Netzwerk von Forschern und Fachleuten aus allen Erdteilen, 
die sich um die Erarbeitung von belastbaren Daten zur Einschränkung von 
Religionsfreiheit und um Aufnahme der Thematik in akademische und theo-
logische Programme bemühen. Das Institut veröffentlicht eine wissenschaft-
liche Zeitschrift ‘International Journal of Religious Freedom’, sowie zwei wis-
senschaftliche und eine allgemeinverständliche Buchreihe in englischer und 
deutscher Sprache.

Leitung: Direktor: Prof. Dr. Thomas Schirrmacher, Bonn – Büro: Ron 
Kubsch. Co-Director: Dr. Christof Sauer, Cape Town – Büro: Mirjam Scar-
borough. Legal Advisor: Martin Schweigert, Singapore. Vorsitzender des 
wissenschaftlichen Beirats: Prof. Dr. John Warwick Montgomery, Straßburg.

Kuratorium: Vorsitzender: Dr. Paul Murdoch (für die Deutsche Evangelische 
Allianz). Julia Doxat-Purser (für die Europäische Evangelische Allianz). 
John Langlois (für die Weltweite Evangelische Allianz). Albrecht Hauser (für 
die Lausanner Bewegung International). Godfrey Yogarajah (Kommission 
für Religionsfreiheit der Weltweiten Evangelischen Allianz)

Internationales Institut für Religionsfreiheit 
der Weltweiten Evangelischen Allianz

Deutschland • South Africa • Sri Lanka
www.iirf.eu
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Informationen zur Organisation
Christian Solidarity International, 1977 in der Schweiz gegründet, ist 
eine überkonfessionelle Menschenrechtsorganisation für Religionsfreiheit 
und hilft Glaubensverfolgten, Not leidenden Kindern und Katastrophen-
opfern. Die gemeinnützige GmbH CSI-Deutschland ist eine Filiale von 
CSI-International mit Hauptsitz in Binz – Zürich. Sie befindet sich seit 
Oktober 1999 im Aufbau und finanziert sich fast ausschließlich aus priva-
ten Spenden. Zurzeit beschäftigt der deutsche Zweig drei hauptamtliche 
und zehn ehrenamtliche Mitarbeiter. Angestrebt wird ein Spendenvolu-
men von vier Millionen € im Jahr 2010. 

Projekte, Arbeitsgebiete und Publikationen
Nationale und internationale Öffentlichkeitsarbeit über Religionsfreiheit, 
Informationskampagnen bei Politikern sowie in der Wirtschaft, bei Kir-
chen (evangelisch u. katholisch) und Schulen über Menschenrechtsverlet-
zungen, Herausgabe eines Magazins mit Petitionen und Protestkarten, 
Weltkarte für Religionsfreiheit sowie Sonderpublikationen. Menschen-
rechtsprogramme in Lima, Peru, Sklavenrückführungen im Südsudan 
begleitet von Nahrungsmittel- und Medikamentenhilfen. Kinderhilfspro-
jekte in Ägypten, Nicaragua, Lettland, Lima, Peru, Rumänien. Publika-
tionen: alle 2 Monate erscheinendes (kostenlos) Magazin (7.500  Aufl.); 
Weltkarte für Religionsfreiheit, kostenlose Publikationen auf Anfrage, 
kostenlos Referate zu Islamthemen und Menschenrechten, sowie kurze 
Filme zu den jeweiligen Projekten.

CSI-Deutschland gGmbH

Valpichlerstr. 82a
80686 München
Postfach 21 03 39
D-80673 München
)  (089) 58 99 75-50
2  (089) 58 99 75-51
,  info@csi-de.de
:  www.csi-de.de

Christian Solidarity 

Internationaler Hauptsitz:
International
Zelglistr. 64
Postfach 70
CH-8122 Binz – Zürich
,  info@csi-int.org
:  www.csi-int.org
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Information über die Organisation
Zahl der Mitarbeiter: 4 Vollzeitmitarbeiter, etwa 20 Teilzeitmitarbeiter 
und Ehrenamtliche. Budget: 400.000 US$ jährlich. Finanzierung: Abon-
nements, Spenden, Vermarktung von Artikeln und Fotos. Partnerorgani-
sationen: Compass Direct arbeitet mit verschiedenen anderen Organisa-
tionen zusammen, die sich für verfolgte Christen einsetzen. Die Art der 
Kooperation hängt von der jeweiligen Arbeit, dem Ort und der Notwen-
digkeit ab. Ideologische bzw. konfessionelle Orientierung: Apostolisches 
Glaubensbekenntnis; nizäisches Glaubensbekenntnis.

Arbeitsbereiche und Projekte
Compass Direct ist eine christliche, nicht gewinnorientierte Nachrich-
tenagentur, die gut verifizierte Informationen, Reportagen, Interviews 
und Analysen zu der Situation verfolgter Christen weltweit anbietet. Der 
Dienst verfügt über ein ausgedehntes Netzwerk von Nachrichtenbüros 
und Korrespondenten auf der ganzen Welt, wodurch verlässliche Informa-
tionen auch aus geschlossenen Ländern geliefert werden können.

Material
Compass Direct wird monatlich als eMail in englischer Sprache versandt. 
eMail-Abonnenten erhalten außerdem 3–6 mal monatlich die so genann-
ten „Flash News“. Es gibt auch eine zusammengefasste Form der Nach-
richten im Jahresabonnement. Die volle eMail-Version incl. Zusammen-
fassung und Nachrichten kostet im Jahresabonnement 25 US$ und die 
Version mit Veröffentlichungsrecht 40 US$.

Compass Direct News Service

P.O. Box 27250
Santa Ana, CA 92799, USA
)  001 (949) 8 62 03 04
2  001 (949) 7 52 65 36
,  info@compassdirect.org
:  www.compassdirect.org
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Die Organisation
Die Hilfsaktion Märtyrerkirche (HMK) unterstützt verfolgte Christen 
weltweit. Sie versteht sich als Sprachrohr derer, die selber keine Stimme 
haben. Christen wird heute in vielen Ländern das Recht auf Religionsfrei-
heit verweigert. Diktaturen und nichtchristliche Mehrheitsgesellschaften 
versuchen mit Gewalt, Christen an der Ausübung ihres Glaubens zu hin-
dern. Hier hilft die HMK, die 1969 als gemeinnütziger Verein mit Sitz in 
Uhldingen-Mühlhofen gegründet wurde. Die Arbeit geht auf Pfr. Richard 
Wurmbrand zurück, der aufgrund seines christlichen Bekenntnisses im 
kommunistischen Rumänien verfolgt und mehr als 14 Jahre inhaftiert 
wurde. 

Die HMK hat folgende Aufgaben:
• Helfen: Die HMK unterstützt Christen, die aufgrund ihres Glaubens ver-
folgt werden oder durch Übergriffe und Anschläge ihre Lebensgrundlage 
verloren haben. • Lieben: Die HMK unterstützt Christen, die trotz Bedro-
hung bemüht sind, ihre Mitmenschen durch tätige Liebe zum Glauben an 
Jesus Christus einzuladen. • Ermutigen: Die HMK unterstützt verfolgte 
Christen, in dem sie ihrem mutigen Glaubenszeugnis eine Stimme gibt.

Die HMK hat sich zur Einhaltung anerkannter Spendengrundsätze 
verpflichtet und trägt das Spenden-Siegel des Deutschen Zentralinstitu-
tes für Soziale Fragen (DZI). 

Zur Umsetzung ihrer satzungsgemäßen Ziele arbeitet die HMK sowohl 
mit lokalen Trägern zusammen als auch mit anderen von Pfr. Wurmbrand 
gegründeten Einrichtungen. Grundlage der ökum. Arbeit ist das Apostoli-
sche Glaubensbekenntnis.

Material
Die HMK gibt das monatlich erscheinende Magazin „Stimme der Märty-
rer“ heraus. Es informiert über die Situation verfolgter Christen in aller 
Welt und lädt zur Fürbitte ein.

Hilfsaktion Märtyrerkirche e.V.

Tüfinger Straße 3
D-88690 Uhldingen-Mühlhofen
)  (07556) 92 11-0
2  (07556) 92 11 40
,  h-m-k@h-m-k.org
:  www.h-m-k.org
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Hoffnungszeichen – Sign of Hope e.V.

Kreuzensteinstr. 18
D-78224 Singen
) (07731) 6 78 02
2 (07731) 6 78 65
, mail@hoffnungszeichen.de
: www.hoffnungszeichen.de

Informationen zur Organisation
„Hoffnungszeichen“ ist eine überkonfessionelle Menschenrechts- und 
Hilfsorganisation. Schwerpunkt der Menschenrechtsarbeit ist das Eintre-
ten für Religionsfreiheit, die humanitäre Hilfe wird durch Katastrophen-, 
Not- und Entwicklungshilfe geleistet. Im „Hoffnungszeichen“-Büro in Sin-
gen sind zurzeit zehn Vollzeit- und fünf Teilzeitmitarbeiter beschäftigt. 
Hoffnungszeichen finanziert sich fast ausschließlich aus privaten Spen-
den. Die Summe der Spendenerlöse und Zuwendungen im Geschäftsjahr 
2008 lag bei € 3,92 Millionen.

Projekte und Arbeitsgebiete
Menschenrechtsarbeit:
• �Informationsrecherche und Informationsverarbeitung, Einflussnahme: 

„laute“ Einflussnahme durch Gebets- oder Protestaktionen, „leise“ Ein-
flussnahme durch Lobbyarbeit bei Meinungsmachern/Würdenträgern.

Humanitäre Hilfe:
• �Im Jahr 2008 konnte durch 72 humanitäre Hilfsprojekte in 22 Ländern 

bedrängten Menschen geholfen werden. 

Materialien (kostenlos)
• Monatlich erscheinendes „Hoffnungszeichen“-Magazin mit täglichen 
Gebetsanliegen, Protestkarten für Verfolgte und Inhaftierte und detail-
lierten Berichten über verfolgte Christen und humanitäre Hilfe. • Län-
derberichte bezüglich der Menschenrechtssituation: Sudan, Volksgruppe 
der Assyrer. • Jahresbericht 2008 • Kurzvorstellung: „Liebe überbrückt 
Welten“ • Menschenrechtsreiseberichte: Sudan, Peru, Volksgruppe der 
Assyrer
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Internationale Gesellschaft für Menschenrechte

(IGFM) Deutsche Sektion e.V.
Borsigallee 9
D-60388 Frankfurt/M.
Deutschland
) (069) 42 01 08-0
2 (069) 42 01 08-33
, info@igfm.de
: www.igfm.de
: www.menschenrechte.de

Wer wir sind
Im April 1972 wurde die Internationale Gesellschaft für Menschenrechte 
(IGFM) in Frankfurt am Main ins Leben gerufen. Alexander Solscheni-
zyn hatte seinen „Archipel GULag“ vollendet – aber kaum jemand kannte 
im Westen diesen Mann. Gegen den Krieg in Vietnam demonstrierten in 
diesen Tagen viele. Aber für die verfolgten Christen und die tausenden 
politischen Gefangenen in den sowjetischen Straflagern, in den Zucht-
häusern der DDR, Polens, der Tschechoslowakei oder die systematische 
Ermordung oder Inhaftierung von Christen in Albanien, im „ersten athe-
istischen Staat der Welt“ demonstrierte keiner. 

Aus den 13 Gründern ist mit den Jahren eine internationale Nichtregie-
rungsorganisation (NGO) mit etwa 35.000 Mitgliedern in über 25 Sektio-
nen und nationalen Gruppen geworden. Die deutsche Sektion zählt 3.000 
Mitglieder. Die IGFM besitzt Beobachterstatus beim Europarat und den 
ECOSOC Status bei den Vereinten Nationen. 

Die IGFM finanziert sich fast ausschließlich durch Spenden. Ihr jähr-
liches Finanzaufkommen beträgt rund 1,5 Mio. €. Die Deutsche Sektion 
und die Internationale Sektion beschäftigen in der Geschäftsstelle in 
Frankfurt neben zahlreichen ehrenamtlichen Helfern 14 Mitarbeiter im 
Voll- und Teilzeitdienst. Die anderen Sektionen arbeiten fast ausschließ-
lich ehrenamtlich.



Menschenrechts- und Hilfsorganisationen            233 

Was wir tun
Einzelfallbetreuung: Die IGFM unterstützt Menschen, die sich gewalt-
los für die Verwirklichung der Grundrechte in ihren Ländern einsetzen 
oder sie selbst in Anspruch nehmen wollen und deswegen verfolgt werden. 
Mittel dazu sind u. a. Appelle, Unterschriftenaktionen und Protestbriefe. 
Die IGFM hat seit ihrem Bestehen mehreren Tausend politischen Gefan-
genen zur Freiheit oder auch zu besseren Haftbedingungen verholfen und 
zigtausend Fälle von Verfolgung oder Wünsche auf Familienzusammen-
führung bearbeitet. 

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Eine informierte Öffentlichkeit ist 
der beste Schutz gegen Menschenrechtsverletzungen. Öffentlichkeitsar-
beit bedeutet aber nicht nur Presse-, Lobby- und Informationsarbeit hier-
zulande, sondern weltweite Aufklärung und Menschenrechtserziehung. 
Die IGFM veranstaltet in zahlreichen Ländern Seminare, Wettbewerbe 
und andere Initiativen für Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechte. In der Ukraine und der Slowakei beteiligen sich z. B. jährlich 
hunderte von Schülern an dem Schülerwettbewerb „Menschenrechte“. 

Humanitäre Hilfe: Sie schafft Vertrauen zwischen den Völkern und un-
terstützt die Verständigung. Die IGFM leistet humanitäre Hilfe in Form 
von Hilfsgütertransporten, Medikamentenlieferungen und Paketaktio-
nen, aber auch durch finanzielle Unterstützung von Projekten. Vor Ort 
werden diese Projekte entweder von unseren nationalen Sektionen oder 
von kirchlichen Partnern betreut. Seit 1980 hat die IGFM so mit zigtau-
send Tonnen Hilfsgütern „Hilfe von Mensch zu Mensch“ geleistet und 
denen geholfen, die aus politischen Gründen keine oder nicht genügend 
staatliche Hilfe zu erwarten haben: Vor allem ausgesetzten Kindern, ehe-
maligen GULag-Opfern und politischen Gefangenen, Flüchtlingen und 
Opfern von Gewalt, kinderreichen Familien, allein stehenden Müttern, 
Behinderten, alten und kranken Menschen. 

Bleiben Sie informiert!
Bitte abonnieren Sie:
• Unseren kostenlosen Informationsbrief „Für die Menschenrechte“, der 
Sie über unsere Projekte auf dem Laufenden hält. • Unsere Zeitschrift 
„menschenrechte“. Sie erscheint viermal jährlich und kostet im Jahres-
abonnement 13,30 € in Deutschland. • Den kostenlosen Informations-
dienst „verfolgte Christen aktuell“, der viermal im Jahr erscheint. • Un-
seren eMail-Rundbrief „IGFM-aktuell“: er wird alle zwei bis vier Wochen 
kostenlos versandt. • Unsere Pressemitteilungen per eMail; kostenlos un-
ter presse@igfm.de bestellbar. • Umfangreiche Informationen finden Sie 
auch unter: http://www.igfm.de. oder http://www.menschenrechte.de
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KIRCHE IN NOT DEUTSCHLAND

Lorenzonistraße 62
D-81545 München
)  (089) 64 24 888 0
2 (089) 64 24 888 50
, info@kirche-in-not.de
: www.kirche-in-not.de

Informationen zur Organisation
KIRCHE IN NOT ist ein weltweites katholisches Hilfswerk päpstlichen 
Rechts, das der katholischen Kirche überall dort hilft, wo sie verfolgt oder 
bedrängt wird oder nicht genügend Mittel für die Seelsorge hat. Es wurde 
1947 durch Pater Werenfried van Straaten gegründet. Die Finanzierung 
der Projekte in mehr als 130 Ländern erfolgt ausschließlich durch Spen-
den. Im Jahr 2008 hat KIRCHE IN NOT insgesamt € 82 Millionen an 
Spenden erhalten. Etwa 55.000 Spender haben allein in Deutschland im 
selben Jahr 11,3 Millionen Euro für die Kirche in Not aufgebracht. Neben 
dem Internationalen Sekretariat in Königstein/Taunus gibt es National-
büros in 17 Ländern.

Informationen zu Arbeitsgebieten / Projekten
Schwerpunkte: Aus- und Weiterbildung von Priestern und Priesteramts-
kandidaten, Hilfen zum Lebensunterhalt von Priestern und Ordensleu-
ten, Bau und Renovierung von Kirchen und Ausbildungsstätten, Druck 
religiöser Literatur, Fahrzeuge für die Seelsorge (...) Kongress „Treffpunkt 
Weltkirche“, Benefizveranstaltungen für verfolgte Christen mit bekann-
ten Künstlern und regelmäßige Radio- und Fernsehsendungen auf einer 
Reihe von christlichen Sendern.

Materialien
Die unentgeltliche Zweimonatsschrift „Echo der Liebe“ informiert über 
die Notlagen in verschiedenen Ländern und stellt die Projekte des Hilfs-
werks vor. Über weitere Materialien informiert eine Materialliste, die bei 
KIRCHE IN NOT bestellt werden kann.



Menschenrechts- und Hilfsorganisationen            235 

Open Doors 

Postfach 1142, D-65761 
Kelkheim
) (06195) 67 67-0
2 (06195) 67 67-20
, info@opendoors-de.org
: www.opendoors-de.org

Informationen zur Organisation
Open Doors setzt sich in über 50 Ländern der Welt für verfolgte Christen 
ein (Lateinamerika, Afrika, Mittlerer Osten, Zentral- und Südostasien). 
Das überkonfessionelle Werk, das 2005 sein 50-jähriges Bestehen feierte, 
unterstützt verfolgte Christen mit Bibeln und christlicher Literatur, bil-
det Gemeindeleiter aus und setzt sich für Gefangene und Hinterbliebene 
von ermordeten Christen ein. In 22 Ländern der freien Welt ist das Werk 
als Sprachrohr verfolgter Christen tätig. Der Sitz des deutschen Zweigs 
ist Kelkheim bei Frankfurt/Main. Open Doors hat in Deutschland 24 
hauptamtliche und mehrere freie und ehrenamtliche Mitarbeiter; Open 
Doors International (Dienst begann 1955) verfügt weltweit über ca. 400 
Hauptamtliche und ca. 1.600 Ehrenamtliche. 

Informationen zu Arbeitsgebieten und Projekten
Alphabetisierungskurse, Unterstützung von Bibelschulen und Projekten 
einheimischer Christen, Verteilen von Bibeln und christlichem Lehrma-
terial, Hilfsprogramme für ehemalige Muslime, für Gefangene und deren 
Familien, für Witwen und Waisen von ermordeten Pastoren, humanitäre 
Hilfe, Briefkampagnen und Petitionen, juristische Hilfe für Gefangene. 
Vorträge in Kirchen und Gemeinden, Initiierung von Gebetskampagnen 
für die verfolgte Kirche.

Materialien
Monatsheft „Open Doors Magazin“ (aktuelle Nachrichten und Gebetska-
lender) • 3 x im Jahr Gebets-CD mit aktuellen Berichten, Interviews, 
Gebetsanliegen (kostenlos) • Nachrichtendienst (E-Mail), Presseservice 
• Bücher, Spielfilme zum Ausleihen und für die Vorstellung des Dienstes 
von Open Doors in Gemeinden durch Mitarbeiter des Werks • Weltweiter 
Gebetstag der verfolgten Kirche: Seit Jahren stellt „Open Doors“ Materi-
alien für diesen Sonntag zur Verfügung • Jährlicher Weltverfolgungsin-
dex: Eine Rangfolge der Länder mit der härtesten Christenverfolgung.
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Aktionskomitee für verfolgte Christen (AVC)

Hassiaweg 3
D-63667 Nidda
) (06043) 45 24 
2 (06043) 81 36
, avc@bfp.de
: www.avc-missionswerk.org

Information zur Organisation
AVC wurde im Jahr 1972 gegründet. Seitdem hilft AVC weltweit, jährlich 
in etwa 40 bis 50 Ländern. AVC hat seinen Sitz in Nidda. Daneben gibt es 
selbstständige Tochterorganisationen in der Schweiz und Österreich. Ziel 
von AVC ist neben der Hilfe für verfolgte Christen und ihren Familien, 
der geistlichen und materiellen Not von Menschen auf der Grundlage der 
Bibel zu begegnen. 

Die Arbeit von AVC wird durch festangestellte Mitarbeiter, Zivildienst-
leistende, FSJ-ler und ehrenamtliche Helfer bewältigt. Mitarbeiter aus 
Deutschland, der Schweiz und Österreich sind in verschiedene Länder 
entsandt. AVC arbeitet mit mehreren Hundert einheimischen Mitarbei-
tern und unterstützt Hunderte indigene Evangelisten. Das Werk wird 
über Spenden finanziert.

Arbeitsgebiete und Projekte
Die Arbeit von AVC hat drei Schwerpunkte, die in sehr vielen Projekten 
weltweit umgesetzt werden. Die Kernpunkte der Arbeit sind

• verfolgten Christen beistehen
• Notleidenden helfen
• Jesus bekannt machen 

Materialien
Die Zeitschrift von AVC, der »AVC-report« erscheint zweimonatlich und 
wird kostenlos versandt. Daneben informieren Rundbriefe, Informations-
veranstaltungen, DVDs, Internet und Konferenzen über die Arbeit. Ei-
nige Reisen stehen für Interessierte offen.
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II. �Weitere Menschenrechtsorganisationen und  
Einrichtungen, die sich für die Belange verfolgter  
Christen einsetzen

Hier aufgeführt finden Sie Adressen von Organisationen, die sich vorwie-
gend durch Menschenrechtsarbeit auch für die Belange von verfolgten 
Christen einsetzen. Einige dieser Organisationen arbeiten nur am Rande 
zum Thema Religionsfreiheit, andere ausschließlich. Mehrere von ihnen 
leisten gleichzeitig humanitäre Hilfe.

Advocates International
8001- Braddock Road, Suite 300
USA Springfield, VA 22151-2110
) (001) 7 03-8 94-10 84
2 (001) 7 03-8 94-10 74
, info@advocatesinternational.org
: www.advocatesinternational.org

amnesty international (ai)
Sekretariat der deutschen Sektion 
Büro Bonn
Deutschland e.V.
Heerstr. 178, D-53111 Bonn
) (0228) 9 83 73-0
2 (0228) 63 00 36
, info@amnesty.de
: www.amnesty.de

Arbeitskreis Menschenrechte
Am Pandyck 31
D-47443 Moers
) (02841) 9 16 37 53 
2 (02841) 8 89 86 35
, info@akm-online.info
: www.akm-online.info

Christlicher Hilfsbund im Orient e.V.
Friedberger Str. 101
D-61350 Bad Homburg
) (06172) 89 80 61
2 Fax: (06172) 8 98 70 56
, hilfsbund@t-online.de
: www.hilfsbund.de

Christian Solidarity Worldwide
P.O. Box 99, New Malden, Surrey 
KT3 3YF, United Kingdom
) (0044) (0)84 54 56 54 64
2 (0044) (0)20 89 42 88 21
, admin@csw.org.uk
: www.csw.org.uk

Compass Direct News Service
P.O. Box 27250
USA, Santa Ana, CA 92799
) (001) 949-862-0304
2 (001) 949-752-6536
, info@compassdirect.org
: www.compassdirect.org

Committee for Investigation on  
Persecution of Religion in  
China (CIPRC)
146-01 Jasmine Ave, Flushing, 
NY 11355, USA 
) (001) 64 63 61 50 39
2 (001) 7 18-3 58-56 05
, Ciprc1@yahoo.com 
: www.china21.org/English

Evangelische Kirche Deutschlands
Kirchenamt / Menschenrechtsreferat
Herrenhäuser Straße 12
D-30419 Hannover
) (0511) 27 96-0
2 (0511) 27 96-707
, info@ekd.de 
: www.ekd.de
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Forum 18
Postboks 6603
Rodeløkka
N-0502 Oslo
Norwegen
, f18news@editor.forum18.org  
: www.forum18.org

Friends of the martyred church
P.O. Box 182
FI-67101 Kokkola
Finland
) (00 358) 68 22 08 48
2 (00 358) 68 31 64 95
, info@martyredchurch.net
: www.martyredchurch.net

Frontline Fellowship
P.O. Box 74
Newlands 7725
Cape Town, South Africa
) (0027) (0)21-689-44 80
2 (0027) (0)21-685-58 84
, admin@frontline.org.za
: www.frontline.org.za

Gebende Hände
Internationales Hilfswerk gGmbH
Arbeitszweig Religionsfreiheit
Adenauerallee 11, D-53111 Bonn
) (0228) 69 55 31 
2 (0228) 69 55 32
, info@gebende-haende.de
: www.gebende-haende.de

Gesellschaft für bedrohte Völker
Postfach 2024
D-37010 Göttingen
) (0551) 4 99 06-0
2 (0551) 5 80 28
, info@gfbv.de
: www.gfbv.de

Glaube in der 2. Welt
Birmensdorferstr. 52
Postfach 9329
CH-8036 Zürich
) (0041) 4 33 22 22 44
2 (0041) 4 33 22 22 40
, g2w.sui@bluewin.ch
: www.kirchen.ch/g2w

Hilfe für Brüder
Schickstraße 2
D-70182 Stuttgart
) (0711) 2 10 21-0
2 (0711) 2 10 21-23
, info@hfb.org 
: www.hfb.org

Human Rights Watch
350 Fifth Avenue, 34th floor
New York, NY 10118-3299, USA
) (001) 212-290-4700
2 (001) 212-736-1300
, hrwnyc@hrw.org
: www.hrw.org

idea e.V. 
Evangelische Nachrichtenagentur
Steinbühlstraße 3
D-35578 Wetzlar
) (06441) 9 15-0
2 (06441) 9 15-118
, idea@idea.de
: www.idea.de

Indonesia Christian
Communication Forum (ICCF)
Ambengan Plaza B-38,
Jalan Ngemplak 30 Surabaya 60275
Indonesia
) (0062) 31-5 47 53 05
2 (0062) 31-5 47 34 07
, fkki@mitra.net.id
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Institut für Weltmission 
und Gemeindebau e. V., 
Martin Bucer Seminar, 
Abteilung: Institut für Religionsfreiheit
Friedrichstr. 38,
D-53111 Bonn
) (0228) 9 65 03 82
2 (0228) 9 65 03 89
, info@bucer.de
: www.bucer.de

International  
Christian Concern
2020 Pennsylvania Ave. NW 941
Washington, DC 20006 1846 USA
) (001) 301-989 1708
2 (001) 301-989 1709 
, icc@persecution.org
: www.persecution.org

International Institute for the 
Study of Islam and Christianity
6731 Curran Street
Mc Lean, VA 22101, USA
) (0 01) 7 03-2 88-16 81
2 (0 01) 7 03-2 88-16 81
, info@isic-centre.org 
: www.isic-centre.org

Institute on Religion and Public Policy
1620 I Street NW, Suite LL10
Washington, D.C. 20006, USA
) (202) 8 35-87 60
2 (202) 8 35-87 64
, irpp@religionandpolicy.org
: www.religionandpolicy.org

In Touch Mission International (ITMI)
PO Box 7575
Tempe, AZ 85281, USA 
) 001 48 09 68 41 00
Outside AZ: 001 88 89 18 41 00
2 001 48 09 68 54 62
, itmi@intouchmission.org
: www.intouchmission.org

Internationale Gesellschaft  
für Menschenrechte (IGFM)
Deutsche Sektion e.V.
Borsigallee 9, D-60388 Frankfurt / Main
) (069) 42 01 08-0
2 (069) 42 01 08-33
, info@igfm.de
: www.igfm.de
: www.menschenrechte.de

Internationale Vereinigung zur 
Verteidigung und Förderung 
der Religionsfreiheit
Schosshaldenstr. 17
CH-3006 Bern 
) (0041) (0)31-3 59 15-15 
2 (0041) (0)31-359-15-66
, info@aidlr.org
: www.aidlr.org

Iranian Christians International
P.O. Box 25607
Colorado Springs, CO 80936, USA
) (001) 719-596-0010
2 (001) 719-574-1141
, info@iranchristians.org
: www.iranchristians.org
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Jubilee Campaign
PO BOX 700 
Addlestone, Surrey, KT 15, 9 BW
) (0) 12 00 43 04 30
2 (0) 19 32 35 58 92
, info@jubileecampaign.co.uk
: www.jubileecampaign.co.uk

Keston Institute
Po Box 752
Oxford, OX1 9QF
UK
) (0044) (0)20 81 33 89 22
, admin@keston.org.uk
: www.keston.org.uk

Menschenrechte ohne Grenzen 
Human Rights Without Frontiers
Avenue Winston Churchill 11/33
B-1180 Bruxelles, Belgium
) (0032) 2-3 45 61 45
2 (0032) 2-3 43 74 91
, info@hrwf.net
: www.hrwf.net

Middle East Concern
P.O. Box 2
Loughborough; LE11 3BG, 
Leicestershire, UK
) (0044) 15 09-23 94 00
2 (0044) 8 70-1 34 83 12
, office@meconcern.org

The European Centre  
for Law and Justice
4, quai Koch, 
F-67000 Strasbourg/France
) (0033) 3 88 24 94 40
2 (0033) 3 88 24 94 47
, info@eclj.org
: www.eclj.org

The Barnabas Fund
9 Priory Row
Coventry CV1 5EX, UK
) + 44-24 76 23-19 23
2 + 44-24 76 83-47 18
, info@barnabasfund.org 
: www.barnabasfund.org

III. Christlich orientierte Organisationen und Werke

+ �Eine Liste mit christlich orientierten Organisationen können Sie 
herunterladen unter: http://www.bucer.eu/maertyrer.html
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Weiterführende Informationen

I. Informationen im Internet

Wichtige deutschsprachige Internetseiten

www.bucer.de/verfolgung [evangelikal]
www.csi-de.de [Christian Solidarity International]
www.dbk.de/initiativen/solidaritaet/home/index.html [Initiative der  
	 Deutschen Bischofskonferenz]
www.ead.de/akref [Nachrichten des AKREF]
www.hoffnungszeichen.de
www.iirf.eu [evangelikal]
www.kirche-in-not.org [katholisch]
www.menschenrechte.de [IGFM]
www.opendoors-de.org [evangelikal, dort auch ‚Verfolgungsindex‘ anklicken]
www.verfolgte-christen.de

Menschenrechtsorganisationen

www.menschenrechtsverletzungen.com
www.Irakhilfe.org
www.sos-sudan.de
www.christenverfolgung.com
www.igfm.de [Internationale Gesellschaft für Menschenrechte]
www.amnesty.de [amnesty international]
www.gfbv.de [Gesellschaft für bedrohte Völker]
www.menschenrechte.de [Internationale Gesellschaft für Menschenrechte]

Wichtige englischsprachige Internetseiten

www.advocatesinternational.org [Anwälte im Auftrag der Allianz]
www.advocatesinternational.org, dann „Current Issues“ [wichtige Texte und Links]
www.barnabasfund.org
www.christianmonitor.org
www.christianpersecution.info
www.compassdirect.org [Compass Direct]
www.csi-int.org [Christian Solidarity International]
www.cswusa.com [Christian Solidarity Worldwide, USA]
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www.idop.org [Seite des Internationalen Gebetstages für die verfolgte Kirche, IDOP]
www.iirf.eu
www.keston.org oder www.starlightsite.co.uk/keston/ [Keston Institut]
www.opendoors.org [Open Doors]
www.persecutedchurch.org [IDOP USA]
www.persecution.net [Voice of the Martyrs]
www.persecution.org [Int. Christian Concern]
www.religionandpolicy.org [Institute on Religion and Public Policy]
www.uscirf.gov [U.S. Commission on International Religious Freedom]

Berichte zur Religionsfreiheit

www.freedomhouse.org
www.religiousfreedom.com [International Coalition for Religious Freedom]
www.state.gov/g/drl/rls/irf [US-Department of State: International Religious Freedom]
www.uscirf.gov [Kommission der US-Regierung zur Religionsfreiheit]

Menschenrechtsorganisationen (Englisch)

www.hrw.org [Human Rights Watch]
www.hrwf.net [Human Rights Without Frontiers]
www.ihf-hr.org [International Helsinki Federation for Human Rights]
www.ishr.org [International Society for Human Rights ISHR]
www.ohchr.org [Office of the High Commissioner for Human Rights]

Regelmäßige E-Mail-Nachrichten

murdoch@ead.de [Deutsch; regelmäßige Gebetsanliegen des AKREF der DEA]
join-rl-prayer@xc.org [Englisch; regelmäßige Gebetsinformationen der RLC der WEA, 
Moderator: rl-prayer@crossnet.org.au]
religious-liberty@xc.org [Englisch; eMail-Konferenz für Abgeordnete usw. der RLC der 
WEA, Anfragen beim Moderator]
info@opendoors-de.org [Deutsch; regelmäßige Gebetsanliegen]
info@compassdirect.org [Englisch, kostenpflichtig; Anmeldung beim Moderator; Nach-
richten des Pressedienstes Compass Direct]
info@igfm.de [Deutsch, monatliche Informationen der IGFM über Menschenrechtsver-
letzungen und Aktionsmöglichkeiten]
f18news-eurasia+subscribe@forum18.org [Englisch, Informationen vor allem 
f18news-eurasia+zu Christen in den Nachfolgestaaten der Sowjetunion, in Südosteuro-
pa und China, Anmeldung auch über www.forum18.org]
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Office@MEConcern.org [Englisch, regelmäßige Informationen und Gebetsanliegen 
über Christen im Mittleren Osten]
irpp@religionandpolicy.org [Englisch, regelmäßige Infos zu aktuellen Ereignisse zu 
Religion, Politik und Menschenrechten]

PS: Diese Angaben sind direkt vor Redaktionsschluss überprüft worden. Bitte informie-
ren Sie uns unter info@igfm.de, wenn Angaben nicht mehr stimmen. Wir freuen uns 
über weitere Vorschläge.

II. Materialempfehlungen

Literaturliste Christenverfolgung – Religionsfreiheit – Menschenrechte

Zusammengestellt von Thomas Schirrmacher

Zur Theologie der Christenverfolgung – Deutsch

Peter P. J. Beyerhaus (Hg.). Weltweite Gemeinschaft im Leiden für Christus. Nürnberg: 
VTR, 2007 (evangelisch & katholisch)
Christof Sauer. Mission und Martyrium. Bonn: VKW, 1992 (evangelisch)
Paul-Werner Scheel. Zum Zeugnis berufen: Theologie des Martyriums. Würzburg: 
Echter, 2008 (katholisch)
Thomas Schirrmacher. Christenverfolgung geht uns alle an: Auf dem Weg zu einer 
Theologie des Martyriums. Idea-Dokumentation 15/99. Wetzlar: Idea, 2001 (2. erw. 
Aufl.) (evangelisch)
Thomas Schirrmacher. „Wenn einer leidet ... leiden alle mit? Solidarität mit verfolgten 
Christen praktisch“. Confessio Augustana 1/2000: 37–39 (evangelisch)
Werner Stoy. Mut für Morgen: Christen vor der Verfolgung. Gießen: Brunnen, 1980 
(evangelisch)

Zur Theologie der Christenverfolgung – Englisch

Ronald Boyd-MacMillan. Faith that Endures: The Essential Guide to the Persecuted 
Church. Lancaster: Sovereign World & Grand Rapids (MI): Revell, 2006
Glenn M. Penner. In the Shadow of the Cross: A Biblical Theology of Persecution and 
Discipleship. Bartlesville (OK): Living Sacrifice, 2004 (deutsche Übersetzung im SCM 
Hänssler Verlag in Vorbereitung)
Thomas Schirrmacher. The Persecution of Christians Concerns Us All. Towards a The-

ology of Martyrdom. Bonn: VKW, 20082

Josef Tson. Suffering, Martyrdom and Rewards in Heaven. Lanham (MD): Univ. Press of 
America, 19971, Oradea: Cartea Crestina, 20042
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Christenverfolgung – allgemein und Berichte – Deutsch

Reinhard Backes. Sie werden euch hassen: Christenverfolgung heute. Augsburg: Sankt 
Ullrich Verlag, 2005

Johan Companjen. Betet für uns: Christen in der Bedrängnis. Informationen über 52 
Länder. Wuppertal: Brockhaus, 2002

Hermann Gröhe. „Unsere Solidarität ist gefordert: Verfolgung von Christen in aller 
Welt“. Evangelische Verantwortung 3/2000: 1–3

Rudolf Grulich. Christen unterm Halbmond: vom Osmanischen Reich bis in die moder-
ne Türkei. Augsburg: Sankt Ulrich Verlag, 2008

Philipp W. Hildmann (Hg.). „Sie werden Euch hassen ...“: Christenverfolgung weltweit. 
München: Hanns Seidel Stiftung, 2007, kostenlose Bestellung und Download unter 
http://www.hss.de/11287.shtml

Max Klingberg, Ron Kubsch, Thomas Schirrmacher (Hg.). Märtyrer – Das Jahrbuch zur 
Christenverfolgung heute. Idea-Dokumentation. Bonn: VKW	  
Es liegen vor: Märtyrer 2008, Märtyrer 2007, Märtyrer 2006, Märtyrer 2005, Märty-
rer 2004, Märtyrer 2003, Märtyrer 2002, Märtyrer 2001 (Download von Auszügen 
aus Märtyrer 2008 unter http://www.bucer.eu/maertyrer2008.html)

Konrad-Adenauer-Stiftung (Hrsg.). Verfolgte Christen heute: Christen in den Ländern 
Afrikas, Asiens, des Nahen Ostens und Lateinamerikas. Berlin: Konrad-Adenauer-
Stiftung, 1999

Andrea Riccardi. Salz der Erde, Licht der Welt: Glaubenszeugnis und Christenverfol-
gung im 20. Jahrhundert. Freiburg: Herder, 2002

Christof Sauer. „Researching persecution and martyrdom“. International Journal for Re-
ligious Freedom 1 (2008): 26–48. http://www.iirf.eu/fileadmin/user_upload/Journal/
IJRF_2008-1.pdf

Thomas Schirrmacher. Christenverfolgung heute. Holzgerlingen: Hänssler, 2008
Thomas Schirrmacher. „Christenverfolgung – ein drängendes Thema der Politik“. Sou-

verän (Senioren Union der CDU Deutschlands) 1/2007: 14–16

Christenverfolgung – allgemein und Berichte – Englisch

Ann Ball mit Paul Marx, Stephen Dunham. The Persecuted Church in the Late Twen-
tieth Century. Avon (NJ): Magnificat Press, 1990

Andrew Chandler (Hg.). The Terrible Alternative: Christian Martyrdom in the Twentieth 
Century. London, New York: Cassell, 1998
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